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Der Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten e. V. feiert 2019 sein 60. 

Gründungsjubiläum – ein schöner Anlass, um in dieser aktuellen Aus-

gabe seiner Fachzeitschrift die politische Bildung selbst in den Fokus 

zu rücken und in kritischer Reflexion eine Positionsbestimmung vor-

zunehmen: Wo steht die politische Bildung? Wie verortet sie sich in 

der aktuellen fachlichen und politischen Diskussion? Wie politisch ist 

sie, wie politisch darf sie sein? 

Wie wichtig es ist, Position zu beziehen, zeigt die aktuelle Situati-

on vieler Träger politischer Bildung und anderer zivilgesellschaftlicher 

Organisationen, die rechtspopulistischen Angriffen ausgesetzt sind 

und mit ihrer Arbeit in Frage gestellt werden. Das sorgt für Verunsi-

cherung, zwingt die politischen Bildner*innen aber auch, eine klare 

Haltung entgegenzusetzen. 

„Ich bin nicht neutral … – … für Demokratie, Grund- und Men-

schenrechte“ – so lautet eine Postkartenaktion des Landesverbands 

NRW der Deutschen Vereinigung für politische Bildung e. V. Mit ei-

nem begleitenden Aufruf appelliert der Verband an Bildungsakteure 

und Zivilgesellschaft, Solidarität zu zeigen, wenn Menschen, Grup-

pen und Einrichtungen rechtspopulistischen Angriffen ausgesetzt 

sind und ein offener Diskurs nicht mehr möglich ist. 

Um die Gesellschaft demokratisch und weltoffen zu gestalten, 

braucht es aktive Bürger*innen, eine lebendige Partizipationskultur 

und einen offenen, wertschätzenden Dialog aller Beteiligten. Welche 

Rolle die politische Bildung dabei spielt, das ist das Thema dieser Aus-

gabe unserer Zeitschrift. Ausgehend von der Frage, wie neuere sozi-

alwissenschaftliche Zeitdiagnosen für die politische Bildung genutzt 

werden können, reflektiert sie das (Selbst-)Verständnis politischer Bil-

dung und stellt unterschiedliche Konzepte der politischen Bildung 

vor. Deutlich wird, das zeigt dieses Heft: Politische Bildner*innen 

gründen ihre Arbeit auf hohen fachlichen Standards und richten sie 

an Grund- und Menschenrechten aus.

Eine anregende Lektüre wünscht Ihnen

Friedrun Erben

Thema des nächsten Heftes: 

Neue Welt(un)ordnung

Die Ausgaben der Außerschulischen Bildung, deren Erscheinen mehr als zwei Jahre 

zurückliegt, können auf der AdB-Homepage über folgenden Link kostenlos abgerufen 

werden: www.adb.de/zeitschrift_ab
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agnose fällt. Sodann werden Überlegungen zur Verwen-

dung zeitdiagnostischer Aussagen im Kontext politischer 

Bildung angestellt. Zeitdiagnosen sind als Beobachtungen 

oder „Seismographen“ gesellschaftlichen Wandels Impuls-

geber für die bildungsspezifische Entwicklung des gesell-

schaftspolitischen Bewusstseins. Zudem können sie selbst 

zum Gegenstand politischer Bildungsarbeit werden, wenn 

darüber reflektiert wird, wie mit Zeitdiagnosen umzuge-

hen ist. Das Hauptaugenmerk liegt im Folgenden jedoch 

auf der Beobachtungsleistung. Die für einen reflektierten 

Umgang mit Gegenwartsdiagnosen im Kontext der politi-

schen Bildung erforderlichen Reflexionen können hier in 

einem Fazit lediglich angedeutet werden.

Was heißt Zeitdiagnostik?

Zeit- oder Gegenwartsdiagnosen behandeln aktuel-

le gesellschaftliche Entwicklungen. Zu erkennen sind sie 

oft bereits am Titel, wenn sie eine neue Form der Gesell-

schaft (XY-Gesellschaft bzw. Gesellschaft der/des XY), eine 

neue Generation (Generation XY) oder einen neuen sozia-

len Prozess (XY-isierung oder XY-igung) thematisieren (vgl. 

Dimbath 2016). Dabei beziehen sie sich in der Regel auf 

Momente von gesellschaftspolitischer Tragweite – es geht 

Seit im Jahr 1986 die Veröffentlichung der Zeitdiagnose 

einer Risikogesellschaft, in der der Soziologe Ulrich Beck

vor der Produktion technischer Risiken, die von gesell-

schaftlichen Institutionen nicht mehr verantwortet werden 

können, warnt, mit dem Reaktorunglück von Tscherno-

byl zusammenfiel, sind Zeitdiagnostiker als Mahner gesell-

schaftspolitischer Fehlsteuerungen erneut ins öffentliche 

Bewusstsein gerückt. Parallel mit dem Boom an zeitdiag-

nostischen Arbeiten wie der Feststellung einer fortschrei-

tenden gesellschaftlichen Beschleunigung durch Hartmut 

Rosa (2005) oder einer Veränderung sozialer Relevanzzu-

schreibungen weg vom Allgemeinen hin zum Singulären 

bei Andreas Reckwitz (2018) ist vor allem seitens der Fach-

wissenschaften immer wieder Kritik an solchen allumfas-

senden Gesellschaftsanalysen geübt worden. Gleichwohl 

befeuern Zeitdiagnosen die Diskussion über die gesell-

schaftspolitische Lage in der politischen und massenmedi-

alen Öffentlichkeit und bieten damit Anknüpfungspunkte 

auch für die politische Bildung.

Um mögliche Nutzungspotenziale sozialwissenschaftli-

cher Zeitdiagnosen für die non-formale politische Bildung 

auszuloten wird in einem ersten Schritt geklärt, welche Art 

von Texten unter das Genre der Zeit- oder Gegenwartsdi-

Politische Bildung und die 
Seismographen gesellschaftlicher 
Probleme
Orientierungspunkte für die Ausbildung eines 
politischen Problembewusstseins

Die Angebote politischer Bildung sind von der Lebenswirklichkeit und dem Alltag der Teil-

nehmer*innen geprägt, zu denen auch Sorgen um die Zerstörung der Umwelt, Orientie-

rungsschwierigkeiten in schnelllebigen Zeiten oder Ängste vor dem sozialen Abstieg ge-

hören. Diese Alltagserfahrungen verweisen auf gesellschaftliche Entwicklungen, mit 

denen sich politische Bildung auseinandersetzen muss. In sozialwissenschaftlichen Zeit-

diagnosen werden diese Entwicklungen entdeckt und analysiert, allerdings oft über-

pointiert und dramatisierend. Auf welche aktuellen gesellschaftlichen Probleme verweisen 

neuere sozialwissenschaftliche Zeitdiagnosen und wie können sie für die politische 

 Bildung genutzt werden? Diesen Fragen geht dieser Beitrag nach. von Oliver Dimbath
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also nicht primär um allgemeine Menschheitsprobleme zu 

einem bestimmten weltgeschichtlichen Zeitpunkt, sondern 

um die Auseinandersetzung mit den Folgen massenhaf-

ten sozialen Verhaltens sowie seiner institutionellen Rah-

menbedingungen. Zentral ist, dass die einem zeitdiagnos-

tischen Argument zugrundeliegenden Beobachtungen auf 

möglichst einen Nenner gebracht werden. In Form einer 

Hypothese oder Behauptung wird dieser dann als das cha-

rakteristische Merkmal der jeweiligen Gegenwart schlecht-

hin ausgewiesen. Notwendig resultiert dies in vereinfa-

chende beziehungsweise stark pointierte Einschätzungen 

komplexer und in der Regel ansonsten wissenschaftlich 

abgebildeter Zusammenhänge, die einem außerwissen-

schaftlichen Publikum einen Eindruck der aktuellen „Lage“ 

vermitteln sollen.

Entsprechend können Zeitdiagnosen auch nicht in der 

präziseren wissenschaftlichen Fachsprache abgefasst sein, 

sondern müssen von ihrer Zielgruppe – und das ist übli-

cherweise das gebildete Bürgertum oder die sogenann-

te Mittelschicht – auch ohne tiefere Fachkenntnis gelesen 

und verstanden werden können. Da sie als Vermittlungs-

angebot „der“ Wissenschaft an „die“ Gesellschaft zu se-

hen sind, sich aufgrund der höheren Reichweite einer 

marktgängigen Verbreitungsstrategie unterwerfen und 

deshalb auch inhaltlich neugierig machen müssen, sind 

sie darauf angewiesen, die Klaviatur des Dramatischen zu 

bedienen (vgl. Dimbath 2015). Mit anderen Worten grei-

fen sie typischerweise entweder eine aktuell verbreitete 

gesellschaftspolitische Stimmungslage auf, oder sie war-

nen vor einer nahenden Katastrophe. Üblicherweise ist es 

der gezielt eingesetzte Alarmismus (vgl. Bogner 2012), der 

zeitdiagnostische Werke auch in den Blick der massenme-

dialen und politischen Öffentlichkeit rückt: Sie sind erfolg-

reich, wenn es ihnen gelungen ist, den „Nerv“ zu treffen.

Sozialwissenschaftliche Zeit- und Gegenwartsdiagno-

sen handeln sich damit aber auch ein Problem ein: Einer-

seits sind sie auf eine größere, außerwissenschaftliche 

Leser*innenschaft gerichtet. Andererseits werden sie bis-

weilen auch als wissenschaftliche Texte wahrgenommen. 

Mitunter entsteht der Eindruck als entwickele sich syn-

chron zum Erfolg einer Zeitdiagnose in den Feuilletons der 

Leitmedien die Kritik vonseiten der Scientific Community. 

Von letzterer werden die zeitdiagnostischen Thesen einer 

strengen Plausibilitätsprüfung unterzogen, der sie in der 

Regel nicht standhalten. Das wäre nicht weiter problema-

tisch, wenn die Autor*innen keine Angehörigen des Wis-

senschaftssystems wären. Die Anforderungen an wissen-

schaftliche Argumentationen sind genaue Quellenarbeit, 

empirische Fundierung oder logische und nachvollziehbare 

Aussagen und nicht massenpublikumswirksames und gut 

verkäufliches Erzählen (vgl. zur Kritik z. B. Osrecki 2011). 

Gleichwohl aber gelten Zeitdiagnosen der Öffentlichkeit 

als Orientierung gebender Wissenstransfer vonseiten der 

Wissenschaft. Kurzum, das Genre der Zeit- und Gegen-

wartsdiagnostik ist ein zweischneidiges Schwert. Die dort 

verdichteten und so verkürzt wie stilisiert oder überzeich-

net dargebotenen wissenschaftlichen Einsichten können 

gesellschaftspolitische Auseinandersetzungen befeuern. 

Inwieweit diese Einsichten aber auch tatsächlich wissen-

schaftlich zu rechtfertigen sind oder ob eine allzu gefällige 

Darstellungsweise sowie eine holzschnittartige Generali-

sierung und Typisierung eine adäquate Einschätzung der 

gesellschaftlichen Lage nicht eher behindert, bleibt ein „Ri-

siko der Gegenwartsdiagnose“ (Joas 1988).

Historisch reicht die zeitdiagnostische Praxis zurück bis 

zu den Anfängen der Sozialwissenschaften im 19. Jahrhun-

dert. So lesen sich beispielsweise Émile Durkheims (1996) 

Untersuchung „Über soziale Arbeitsteilung“ von 1893 oder 

Max Webers 1925 erschienene Analyse einer rationalisie-

rungsbedingt unaufhaltsam fortschreitenden Bürokratisie-

rung (Weber 1980) ebenso als Zeitdiagnose wie Oswald 

Spenglers 1923 publizierter kulturpessimistischer Befund 

zum Untergang des Abendlandes (Spengler 2007). In jün-

gerer Zeit erlebte die soziologische Zeitdiagnostik durch 

die drei Bamberger Gegenwartsdiagnosen Risikogesell-

schaft (Beck 1986), Multioptionsgesellschaft (Gross 1994) 

und Erlebnisgesellschaft (Schulze 2000) ebenso einen Auf-

wind wie durch die – allerdings in der literarischen Form 

des Episodenromans ausgeführte – Identifizierung einer 

Generation X (Coupland 1994) oder ihrem deutschen Pen-Generation X (Coupland 1994) oder ihrem deutschen Pen-Generation X

dant, der Generation Golf (Illies 2001). Als einflussreiche Generation Golf (Illies 2001). Als einflussreiche Generation Golf

Zeitdiagnosen der letzten Jahre kann die Feststellung ge-

sellschaftlicher Beschleunigung (Rosa 2005) gelten.

Seismographen für politische Bildungsangebote

Gleichviel, wes Geistes Kind die jeweiligen Zeitdiagno-

sen auch sind, thematisieren sie gesellschaftliche Proble-

me ihrer Zeit. Damit sind sie, wenn auch keine wissen-

schaftlich belastbaren Befunde, immerhin Ansatzpunkte 

für die Entwicklung und Vermittlung eines gesellschafts-

politischen Problembewusstseins. Dem liegt ein bestimm-

tes Politikverständnis zugrunde: Taktgeber einer Sen-

sibilisierung für gesellschaftliche Probleme sind neben 

Politiker*innen und Journalist*innen öffentliche Intellektu-

elle und Wissenschaftler*innen. Auch wenn Problemanzei-

gen, die von letzteren ausgehen, keinesfalls völlig ideo-



 6  AUSSERSCHUL ISCHE B I LDUNG 3/2019

THEMA IM FOKUSTHEMA IM FOKUS

terschiedlichen Zugänge, Themen und Ansatzpunkte zu 

vergleichen, bietet es sich an, sie entlang derselben Kate-

gorien zu diskutieren. Aus einer solchen Systematisierung 

wird deutlich, dass sich ein zeitdiagnostisches Problembe-

wusstsein über die Jahre ausdifferenziert hat. Dazu werden 

die Problemanzeigen zunächst benannt und dann entlang 

ihrer Bezüge zu älteren Problemen zurückverfolgt, wel-

chen gesellschaftspolitischen Grundproblemen sie letztlich 

entspringen. Wenngleich die Therapievorschläge nicht in 

den Zuständigkeitsbereich der Zeit- und Gegenwartsdia-

gnostik fallen, finden sich in vielen Arbeiten allgemeine 

Vorschläge zu Neuorientierungen, die abschließend kurz 

benannt werden.

Diagnosen einer ökologischen Katastrophe

Die Diagnosen einer ökologischen Katastrophe – im 

Zusammenhang mit der Diskussion um den Kl imawandel 

– begreifen katastrophale Ereignisse nicht als naturgegebe-

nes Schicksal, sondern als durch bestimmte Ereignisse und 

Entwicklungen verursachte tiefgreifende und nachhaltige 

Störungen gesellschaftlicher Ordnung. Zum Gegenstand 

sozialwissenschaftlicher Zeitdiagnostik wurde dieser Pro-

blemzusammenhang beispielsweise in Ulrich Becks Buch 

über die Weltrisikogesellschaft aus dem Jahr 2007. Im 

Zentrum steht die Einsicht, dass im Schatten des rapiden 

wissenschaftlichen und technischen Fortschritts Probleme 

entstehen, welche von den etablierten politischen Ord-

nungssystemen der Nationalstaaten nicht mehr bearbeitet 

oder verantwortet werden können. Dem liegt die Annah-

me zugrunde, dass sowohl die Unfallrisiken von Techno-

logien als auch die Nebenfolgen ihrer massenhaften Nut-

zung nicht nur diejenigen bedrohen, die sie betreiben. 

Betroffen sind auch diejenigen, die nicht über den Einsatz 

solcher Technologien befragt wurden und die auch nicht 

von deren Erträgen profitieren. Bereits im Zusammenhang 

mit seiner älteren Gegenwartsdiagnose zur Risikogesell-

schaft hat Beck darauf hingewiesen, dass die Profite indi-Beck darauf hingewiesen, dass die Profite indi-Beck

vidualisiert und zugleich die Risiken kollektiviert werden. 

Als Vorläufer dieser Problemanzeigen lassen sich zwei 

deutlich ältere Argumentationslinien ausmachen: Die eine 

weist darauf hin, dass die vor allem ökonomisch motivier-

te Ausbeutung der natürlichen Ressourcen des Planeten 

Erde insofern nicht nachhaltig ist, als die Rohstoffvorrä-

te des Planeten zugunsten kurzfristiger Profite aufgezehrt 

werden (vgl. die Untersuchung von Meadows/Meadows/

Zahn 1972). Die andere bringt zum Ausdruck, dass die auf 

eine solche Ausbeutung gegründeten Technologien mas-

senhaft verbreitet sind und einer Vielzahl von Individuen 

logiefrei oder „objektiv“ sind, stehen sie für eine gewisse 

Erwartung des wohlbegründeten Urteils, die aus der ir-

gendwie wissenschaftlichen oder publizistischen Kompe-

tenz ihrer jeweiligen Verfasser*innen resultiert. Man kann 

also festhalten, dass Zeitdiagnosen von berufener Stelle 

vorgebracht werden, dass sie nicht von politischen Akteu-

ren „bestellt“ sind und damit als einer der „Spiegel“ oder 

Seismographen des (gesamt-)gesellschaftlichen Lebens 

gelten können (vgl. zur Spiegel-Metaphorik auch Dimbath 

2016). Sie sind mit anderen Worten Deutungsangebote 

und Ideengeber für den politischen Diskurs. Dabei bleiben 

sie Diagnose, die normalerweise keine Therapievorschläge 

mitliefert. Letztere zu entwickeln ist Aufgabe der Politik, 

wenngleich die Diagnose Voraussetzung jeder Therapie ist. 

Sofern Politik auf soziale und gesellschaftliche Probleme 

reagieren will, kann und sollte sie sich mithilfe von Zeit-

diagnosen informieren und inspirieren. Für die politische 

Bildung heißt das, dass sie nicht nur ein institutionenspe-

zifisches Wissen zum Umgang mit dem politischen System 

weiterzugeben hat. Sie kann darüber hinaus Kompetenzen 

im Umgang mit Informationsquellen über gesellschaftliche 

Entwicklungen vermitteln, die weder der politischen „In-

tuition“ des Einzelnen noch den Leitlinien einer Ideologie, 

Partei- oder Redaktionslinie erwachsen.

Auch wenn es mit Blick auf ältere Gegenwartsdiagno-

sen lehrreich sein kann, Problemanzeigen vergangener

Epochen anzusehen, soll im Folgenden anhand ausge-

wählter jüngerer Texte exemplarisch gezeigt werden, wel-

che Hinweise ihnen im Hinblick auf aktuelle gesellschaftli-

che Probleme entnommen werden können. Die nächsten 

Absätze enthalten eine Sondierung typischer alarmistischer 

Motive in Zeitdiagnosen, die als Orientierungspunkte für 

die Ausbildung eines politischen Problembewusstseins 

dienen können. Auch wenn es nicht darum geht, die un-

Die Anforderungen an wissenschaftli-

che Argumentationen sind genaue 

Quellenarbeit, empirische Fundierung 

oder logische und nachvollziehbare 

Aussagen und nicht massenpublikums-

wirksames und gut verkäufliches 

Erzählen.
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Das Reaktorunglück von Tschernobyl hat die Gefahr gesellschaftspolitischer Fehlsteuerungen 

erneut ins öffentliche Bewusstsein gerückt. Foto: Денис Резник; CCO

kurzfristige Vorteile verschaffen. Die Korrumpierung der 

Massen mit den Segnungen des technischen Fortschritts 

führt insbesondere in westlichen Gesellschaften zu einer 

starken Legitimierung der sich fortwährend weiterdrehen-

den Modernisierungsspirale aufgrund stetig wachsender 

Nachfrage. Die Neigung zur exzessiven Nutzung von Ver-

brennungsmotoren oder zum Massentourismus per Flug-

zeug in Hotelburgen an den entlegensten Stränden kann 

insgesamt als eine durch die kapitalistische Wirtschafts-

weise verursachte, nicht nachhaltige Verarmung oder Ver-

einseitigung der Lebensweise betrachtet werden, wie es 

schon in den 1960er Jahren von Herbert Marcuse in seiner 

Abhandlung über den eindimensionalen Menschen diag-

nostiziert wurde (1979). Die Wurzeln einer solchen Kritik 

reichen bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts zurück, als Karl 

Marx und Friedrich Engels die katastrophalen Folgen der 

Ausbreitung des Kapitalismus sehr eindrücklich beschrie-

ben haben. Während die Lösung dieser Probleme lange 

Zeit in der Abschaffung des Kapitalismus beispielsweise 

durch die Organisierung des Proletariats als Gegenmacht 

gesehen wurde, richten sich die jüngeren Ansätze in ers-

ter Linie auf das Bemühen um einen Bewusstseinswandel. 

So sei Beck (2004) zufolge das nationalstaatliche Regime Beck (2004) zufolge das nationalstaatliche Regime Beck

in einer globalisierten Welt angesichts globaler Probleme 

und Risiken hoffnungslos überfordert, weshalb der metho-

dologische Nationalismus als Erkenntnisgrundlage von ei-

nem methodologischen Kosmopolitismus abgelöst werden 

müsse.

Diagnosen einer sozialen Katastrophe

Aus unterschiedlichen Perspektiven richten sich Zeitdi-

agnosen auf die soziale Sprengkraft aus Entwicklungen, 

welche eingelebte soziale Strukturen verunsichern. Dies 

betrifft nicht nur den Befund einer sich immer weiter öff-

nenden Schere zwischen arm und reich, sondern vor allem 

die Zukunftsangst der breiten Mittelschichten vor sozialem 

ebenso wie ökonomischem Abstieg sowie vor gesellschaft-

lichem Bedeutungs- und damit auch Anerkennungsverlust. 

Die Katastrophenwarnung besteht nun allerdings in der 

Feststellung, der zufolge die sich als benachteiligt oder 

abgehängt empfindenden Bevölkerungsgruppen von den 

liberal-demokratischen Grundwerten der Gesellschaft, die 

sie für ihre Situation verantwortlich machen, ab- und po-

pulistisch argumentierenden antidemokratischen Strömun-

gen zuwenden. Eine umfassende Diagnose dieser Situation 

findet sich in Heinz Budes (2014) „Gesellschaft der Angst“, 

im Buch „Lebenschancen. Wohin driftet die Mittelschicht?“ 

von Steffen Mau (2012) oder in der Arbeit zum Thema Ab-

stiegsgesellschaft von Oliver Nachtwey (2016). Die Sorge Oliver Nachtwey (2016). Die Sorge Oliver Nachtwey

um das eigene Auskommen lässt sich leicht politisch ins-

trumentalisieren, indem Gruppen identifiziert werden, die 

für die Wendung zum Schlechten verantwortlich sein sol-

len. Dies können die wirtschaftlichen und politischen Eliten 

des bestehenden Systems ebenso sein wie Minderheiten 

– allen voran Einwandernde und Menschen mit Migrations-

hintergrund. Entsprechend lautet ein zeitdiagnostischer Ti-

tel Zygmunt Baumans (2016) auch „Die Angst vor den 
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Die Folge davon ist eine wachsende Entfremdung Einzel-

ner ebenso wie ganzer sozialer Milieus, die nur noch kon-

statieren können, dass der Zug längst abgefahren ist. Die 

jüngste Zeitdiagnose aus diesem Problemfeld ist Hartmut 

Rosas (2005) These der Beschleunigung, verstanden auch 

als „Schrumpfung der Gegenwart“. Eine solche entsteht 

aus einer fortdauernden Verkürzung der Zeitrhythmen 

des Umlernens vor dem Hintergrund einer sich ständig 

verkleinernden Halbwertszeit des Wissens. Hinzu kommt 

die durch Fortschritt gewonnene Zeitersparnis. Sie führt 

zu einer Vermehrung der Erlebnismomente pro Zeiteinheit, 

wobei sich dadurch keinesfalls freie Zeit einstellt, sondern 

– im Gegenteil – ein Erleben erhöhten Zeitdrucks. Wie we-

nige Jahre zuvor Peter Glotz diagnostiziert Rosa das Phä-

nomen einer im Wesentlichen durch Rationalisierungspro-

zesse gesteigerten Zeiteffizienz, die aber nicht in Freiheit, 

sondern in neue Zwänge sowie neue Zeitregimes mün-

det. Eine wiederholt vorgeschlagene Lösung könnte dar-

in bestehen, auf Ent- statt auf Beschleunigung zu setzen. 

Was sich, wie eine Vielzahl an Ratgebern zu Yoga oder 

Achtsamkeit bis hin zu philosophischen Konzepten zeigt, 

als Lösung anbietet, mündet jedoch oft in Selbstbegren-

zung und Verzicht. Vor dem Hintergrund fortbestehender 

Wachstums- und Weiterentwicklungsinteressen mag dies 

lediglich für individuelle Bewältigungsversuche innerhalb 

spezifischer, an Selbstverwirklichung orientierter Milieus 

sinnvoll sein. Aus gesellschaftspolitischer Sicht bedarf es 

bestimmter Mittel und Wege eines institutionellen Um-

gangs mit beschleunigtem sozialem Wandel.

Diagnose der subjektbezogenen Katastrophe

Ein immer wieder aufkommendes Motiv der Zeitdia-

gose ist, dass in emanzipatorischen Gesellschaften sys-

tematisch bevormundende aber eben auch orientieren-

de Institutionsbezüge abgebaut werden. Diese Befreiung 

von gesellschaftlichen Zwängen ist allerdings nur für die-

jenigen ein Segen, die unter diesen Zwängen gelitten 

haben. Für andere erscheint der Wegfall wegweisender 

Maßgaben als Verunsicherung. In seiner Analyse des er-

schöpften Selbst begründet Alain Ehrenberg (2008) die 

Zunahme bestimmter psychischer Erkrankungen – etwa 

Depressionen – mit einer massenhaften und fundamenta-

len Verunsicherung der Individuen, die mehr entscheiden 

und verantworten müssen als sie je gewollt haben und 

im Grunde auch können. Das Paradoxon ist, dass gerade 

der Wunsch nach und die Durchsetzung von einer grö-

ßeren Entscheidungsautonomie zur nachhaltigen Aushöh-

lung einer für alle verbindlichen sozialen Ordnung führt. 

anderen“. Historisch betrachtet sind solche Schlussfolge-

rungen nicht neu. Sie lassen sich in Diagnosen der sozialen 

und politischen Lage der Weimarer Republik ebenso finden 

wie in den kapitalismuskritischen Überlegungen von Marx

und Engels, die feststellen, dass die Mittelschichten zwi-

schen der immer dünner und reicher werdenden bourgeoi-

sen Elite und dem immer weiter expandierenden und verar-

menden Proletariat zerrieben werden – in der Regel durch 

sozialen Abstieg. Bemerkenswert an diesen Befunden ist, 

dass es sich weniger um materiale und bereits gegenwärti-

ge als vielmehr um mentalitäre, emotionale und in der Re-

gel eher prognostisch-drohende Probleme handelt, deren 

Lösung allerdings kaum in Sicht ist. Als Gegengifte nennt 

Bude (2014, S. 154) einerseits Bildung und Humor als Mög-

lichkeiten der „Temperierung von Niedergangsängsten“. 

Andererseits sieht er in der buddhistischen Selbstauflösung 

sowie im Konformismus Chancen, die beständige Angst zu 

besiegen – eine Strategie, die allerdings auch zu einer Im-

munisierung beziehungsweise völligen Desensibilisierung 

für sozialen Zusammenhalt und Solidarität führen könnte.

Diagnosen einer temporalen Katastrophe

Seit geraumer Zeit gibt es auch Gegenwartsdiagnosen, 

die sich mit dem Problem einer durch technischen Fort-

schritt verursachten Beschleunigung des gesellschaftlichen 

Lebens beschäftigen. Die Grundannahme ist, dass sowohl 

Individuen als auch soziale Ordnungssysteme nicht mehr 

mit der in immer größerer Geschwindigkeit erfolgenden 

Entwicklung durch wissenschaftliche, (kommunikations-)

technische und soziale Innovationen mithalten können. 

Diagnosen einer ökologischen Katastrophe begreifen Ereignisse 

wie den Klimawandel nicht als naturgegebenes Schicksal, sondern 

als durch bestimmte Ereignisse und Entwicklungen verursachte 

tiefgreifende und nachhaltige Störungen gesellschaftlicher 

Ordnung. Foto: AdB
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Die einer solchen Entwicklung zugrundeliegende Individu-

alisierungsthese, beschreibt in unterschiedlichen Lesarten 

diesen Zusammenhang. Die von Beck angestoßene neue-Beck angestoßene neue-Beck

re Individualisierungsdebatte geht dabei von einem am-

bivalenten Spannungsverhältnis zwischen Freisetzung und 

Wiedereinbettung der Individuen in gesellschaftliche Ord-

nungsstrukturen aus. Auch hier ist jedoch von riskanten 

Freiheiten die Rede, da die Einzelnen sich von einer einmal 

eröffneten Entscheidungsmöglichkeit nicht mehr einfach 

zurückziehen können. Die spätmoderne Gesellschaft hat – 

mit Sartre gesprochen – das Individuum zur Freiheit verur-

teilt. Ältere Arbeiten dieser Ausrichtung wurden bereits am 

Übergang ins 20. Jahrhundert von einigen Klassikern der 

Soziologie vorgelegt. So identifizierte zum Beispiel Émile 

Durkheim infolge sozialer Arbeitsteilung und der aus ihr re-

sultierenden funktionalen Differenzierung der Gesellschaft 

ein sich ausbreitendes Gefühl der Regellosigkeit, das er als 

Anomie bezeichnete. Auswege aus einer Gesellschaft, in 

der aufgrund hoher Fliehkräfte die soziale Desintegration 

und Isolation der Einzelnen droht, wurden bereits zu die-

ser Zeit diskutiert. Durkheim empfahl infolge des Bedeu-

tungsverlusts kleiner „gewachsener“ sozialer Einheiten die 

Gründung von Berufsverbänden, welche den Menschen 

einen neuen und anderen Halt bieten sollten. In jüngerer 

Zeit wurden Re-Integrationsideen etwa im Zusammenhang 

mit der Diskussion neuer Gemeinschaftsformen – beispiels-

weise im Kommunitarismus – thematisiert.

Die vier vorangehend kurz vorgestellten Motive in so-

zialwissenschaftlichen Zeitdiagnosen wurden als Katastro-

phen ausgewiesen, um das ihnen innewohnende alarmis-

tische Moment besonders zu akzentuieren. Freilich gibt es 

auch Zeitdiagnosen, die weniger dramatisch ausgeführt 

werden beziehungsweise den von ihnen für ihre Gegen-

wart als charakteristisch identifizierten Aspekt sozialen 

Wandels nüchterner beschreiben. Alarmistische Diagnosen 

haben allerdings – auch mit Blick auf die politische Bildung 

– eine besondere Relevanz: Aufgrund ihrer Dramatisierung 

kommt ihnen in der Regel mehr öffentliche Aufmerksam-

keit zu. Außerdem werden sie nicht allein aufgrund eines 

Sensationsbedürfnisses diskutiert, sondern weil sie glaub-

haft auf gesellschaftspolitische Problemlagen hinweisen. 

Bemerkenswert sind die jeweiligen Traditionen, in denen 

auch die aktuellen Zeitdiagnosen stehen. So lassen sich 

viele Argumentationen auf drei „Wurzeln“ zurückführen, 

die als komplexe gesellschaftliche Problemhorizonte gelten 

können und immer wieder virulent sowie in unterschiedli-

chen Facetten beleuchtet werden: die mannigfachen Fol-

gen der kapitalistischen Wirtschaftsweise, die Folgen fort-

schreitender Rationalisierung und Technisierung sowie die 

Folgen immer weitergehender Differenzierung.

Fazit: Zeitdiagnostik als Gegenstand der 

politischen Bildung

Eingangs wurde auf den mitunter zweifelhaften wissen-

schaftlichen Ruf des Genres der Zeitdiagnostik hingewie-

sen. Zeitdiagnosen richten sich an ein größeres Publikum 

und versuchen – mitunter mit den Mitteln der Übertrei-

bung oder Übergeneralisierung – aktuell drängende ge-

sellschaftliche Probleme zu benennen. Es lohnt sich für die 

politische Bildung, ihnen Gehör zu schenken. Allerdings 

bedarf es zusätzlich der Vermittlung von Kompetenzen, 

wie gegenwartsdiagnostische Argumente verstanden und 

verwendet werden können. Viele Zeitdiagnosen verzichten 

auf eine genaue empirische Fundierung ihrer Befunde. In 

Verbindung mit der Allgemeinheit ihrer Aussagen lässt sich 

daraus kaum eine konkrete politische Agenda, geschweige 

denn eine solide Entscheidungsgrundlage gewinnen. Die 

Verwendung von Zeitdiagnosen in der politischen Bildung 

kann somit zwar den Blick auf brisante gesellschaftliche 

Fragen lenken und zur Diskussion der aktuellen Lage inspi-

rieren. Für die inhaltliche Auseinandersetzung und die poli-

tische Kärrnerarbeit muss man sie jedoch so lesen können, 

dass man allzu starke Pointierungen zu dekonstruieren ver-

mag oder einzelnen Vorschlägen durch die Auswertung ih-

rer jeweiligen empirischen Bezugspunkte und Quellen en 

detail nachgeht. AUSSERSCHUL ISCHE B I LDUNG 3/2019

Zum Autor

Dr. Oliver Dimbath, Soziologe, ist Professor für 

Allgemeine Soziologie und Wissenssoziologie an der 

Universität Koblenz-Landau. Seine Forschungsgebiete 

sind Zeitdiagnostik, Soziologie sozialer Gedächtnisse, 

Filmsoziologie und Soziologie des Jugendreisens.

dimbath@uni-koblenz.de

Die Sorge um das eigene Auskommen 

lässt sich leicht politisch instrumen-

talisieren, indem Gruppen identifiziert 

werden, die für die Wendung zum 

Schlechten verantwortlich sein sollen.



 10  AUSSERSCHUL ISCHE B I LDUNG 3/2019

THEMA IM FOKUSTHEMA IM FOKUS

Mau, Steffen (2012): Lebenschancen. Wohin driftet die Mittelschicht? 

Berlin: Suhrkamp Verlag

 Meadows, Dennis / Meadows, Donella H. / Zahn, Erich (1972): Die 

Grenzen des Wachstums – Bericht des Club of Rome zur Lage der 

Menschheit. Stuttgart: Deutsche Verlags-Anstalt

 Nachtwey, Oliver (2016): Die Abstiegsgesellschaft. Über das Aufbe-

gehren in der regressiven Moderne. Berlin: Suhrkamp Verlag

 Osrecki, Fran (2011): Die Diagnose-Gesellschaft. Zeitdiagnostik zwi-

schen Soziologie und medialer Popularität. Bielefeld: transkript Verlag

 Reckwitz, Andreas (2018): Die Gesellschaft der Singulariäten. Zum 

Strukturwandel der Moderne. Berlin: Suhrkamp Verlag

 Rosa, Hartmut (2005): Beschleunigung. Die Veränderung der Zeit-

strukturen in der Moderne. Frankfurt am Main: Suhrkamp Verlag

 Schulze, Gerhard (2000): Die Erlebnisgesellschaft. Kultursoziologie der 

Gegenwart. Frankfurt am Main: Campus Verlag

 Spengler, Oswald (2007): Der Untergang des Abendlandes. 

 Düsseldorf: Patmos Verlag

 Weber, Max (1980): Wirtschaft und Gesellschaft. Tübingen: Mohr 

Siebeck (5. Auflage)

Literatur

 Bauman, Zygmunt (2016): Die Angst vor den anderen. Ein Essay über 

Migration und Panikmache. Bonn: Suhrkamp Verlag

 Beck, Ulrich (1986): Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine andere 

Moderne. Frankfurt am Main: Suhrkamp Verlag

 Beck, Ulrich (2004): Der kosmopolitische Blick oder: Krieg ist Frieden. 

Frankfurt am Main: Suhrkamp Verlag

 Beck, Ulrich (2007): Weltrisikogesellschaft. Auf der Suche nach der 

verlorenen Sicherheit. Bonn: Suhrkamp Verlag

 Bogner, Alexander (2012): Gesellschaftsdiagnosen. Ein Überblick. 

Weinheim/Basel: Beltz Juventa

 Bude, Heinz (2014): Gesellschaft der Angst. Hamburg: Hamburger 

Edition

 Coupland, Douglas (1994): Generation X. Geschichten für eine immer 

schneller werdende Kultur. Berlin/Weimar: Aufbau-Verlag (2. Auflage)

 Dimbath, Oliver (2015): Die Ordnung der Dramatisierung – disruptiver 

sozialer Wandel im Lichte soziologischer Zeitdiagnostik. In: Lessenich, 

Stephan (Hrsg.): Routinen der Krise – Krise der Routinen. Verhandlun-

gen des 37. Kongresses der Deutschen Gesellschaft für Soziologie in 

Trier 2014. Essen: DGS, S. 41–50

 Dimbath, Oliver (2016): Soziologische Zeitdiagnostik. Generation – 

Gesellschaft – Prozess. Paderborn: Wilhelm Fink

 Durkheim, Émile (1996): Über soziale Arbeitsteilung. Studie über die 

Organisation höherer Gesellschaften (2). Frankfurt am Main: Suhrkamp 

Verlag

 Ehrenberg, Alain (2008): Das erschöpfte Selbst. Depression und Ge-

sellschaft in der Gegenwart. Frankfurt am Main: Suhrkamp Verlag

 Glotz, Peter (2001): Die beschleunigte Gesellschaft. Kulturkämpfe im 

digitalen Kapitalismus. Reinbek: Rowohlt Verlag

 Gross, Peter (1994): Die Multioptionsgesellschaft. Frankfurt am Main: 

Suhrkamp Verlag

 Illies, Florian (2001): Generation Golf. Eine Inspektion. Frankfurt am 

Main: Fischer Verlag

 Joas, Hans (1988): Das Risiko der Gegenwartsdiagnose. In: Soziologi-

sche Revue, Jg. 11, S. 1–5

 Marcuse, Herbert (1979): Der eindimensionale Mensch. Studien 

zur Ideologie der fortgeschrittenen Industriegesellschaft. Darmstadt/ 

Neuwied: Luchterhand

 Marx, Karl / Engels, Friedrich (1972): Manifest der Kommunistischen 

Partei. Marx-Engels-Werke, Band 4. Berlin: Dietz Verlag, S. 459–493

 Marx, Karl / Engels, Friedrich (1989): Manifest der kommunistischen 

Partei. Berlin: Dietz Verlag



  11

Was ist politische Bildung? von Alexander Wohnig

Angebote zur Bestimmung politischer Bildung machen. Die 

Begriffsbestimmung erschwert jedoch in den letzten Jahren 

eine Art „Begriffswirrwarr“ und damit eine „neue Unüber-

sichtlichkeit“ (Widmaier 2018, S. 260). Diese Unübersicht-

lichkeit wird u. a. durch BLK-Programme und weitere För-

derprogramme erzeugt. In Papieren, z. B. aus Ministerien 

und der Kultusministerkonferenz und in Förderrichtlinien 

werden neben „politische Bildung“ Begriffe wie „Demokra-

tiebildung, Demokratieförderung, Demokratiedidaktik, De-

mokratielernen“ (ebd., S. 258) nahezu synonym gebraucht.

Diese Entwicklungen haben in der schulischen und noch 

stärker in der außerschulischen politischen Bildung eine 

Pluralität an Bezeichnungen hervorgebracht, mit der teil-

weise auch unterschiedliche Auslegungen von politischer 

Bildung einhergehen und die wiederum v. a. in der außer-

schulischen politischen Bildung einen Prozess der Verstän-

digung über Kernelemente politischer Bildung angesto-

ßen hat. Unklar erscheint, ob diese Pluralität ein Problem 

darstellt, etwa unter der Frage, ob es „Qualitätskriterien“ 

politischer Bildung gibt und ob/wie diese in den „neuen“ 

Programmen und Konzepten gewährleistet werden sollen/

können, oder ob sie eine Chance ist, etwa durch breitere 

Förderung und öffentliche Präsenz des Feldes.

Die Frage danach, worüber gesprochen wird, wenn von 

„politischer Bildung“ die Rede ist, kann mit einem wissen-

schaftlichen oder einem praktischen Fokus bearbeitet wer-

den. Mit dem ersten würden wir einen Blick darauf wer-

fen, wie „Politik“ und/oder „das Politische“ sowie „Bildung“ 

definiert wird; mit dem zweiten Fokus würden wir in die 

Praxis politischer Bildung schauen und untersuchen, was 

dort, womöglich auf der Basis wissenschaftlicher Theori-

en, geschieht. 

Schon dieser erste Versuch, einen Zugang zu finden, 

zeigt: Es kommt auf den Fokus und den Zugang an. Le-

gen wir politischer Bildung einen Begriff von „Politik“ (vgl. 

Massing/Weißeno 1995) zugrunde und ist dieser „eng“ 

oder „weit“, oder legen wir ihr einen Begriff von „dem 

Politischen“ (vgl. Oeftering 2013) zu Grunde? Definieren 

wir „Politik“ als etwas relativ Stabiles, das sich anhand von 

Basis- und Fachkonzepten eingrenzen und definieren lässt 

(vgl. Weißeno et al. 2010), oder als etwas, das durch den 

permanenten Konflikt gekennzeichnet ist und das sich da-

her vor allem konfliktorientiert bearbeiten lässt? (Vgl. Gie-

secke 1972; Nonnenmacher 1999)

Die Frage der Definition ist eine nicht endgültig zu lö-

sende und auch ein Beitrag wie der vorliegende kann nur 

 Was ist politische Bildung?
Eine begriffliche Annäherung über verschiedene Zugänge

Wie kann politische Bildung definiert werden und wie grenzt sie sich von anderen 

Konzepten, wie der Demokratiepädagogik, der Demokratieerziehung, der Demokratie-

bildung und der Demokratieförderung ab? Um diesen Fragen nachzugehen, wird in 

dem Beitrag zunächst ein Vorschlag zum Verständnis von politischer Bildung gemacht. 

Anschließend werden Unterschiede und Anknüpfungsmöglichkeiten an die oben ge-

nannten Konzepte, deren jeweiliger Kern herausgestellt wird, skizziert. Dabei soll deut-

licher werden, was „wir“ meinen, wenn „wir“ über politische Bildung sprechen. 

von Alexander Wohnig
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len, die Mitte der siebziger Jahre zu datieren sei und in 

der ein Weg von der „traditionellen“ hin zu einer „neu-

en politischen Bildung“ beschritten wurde. | 2 Als „tradi-

tionell“ versteht Hufer eine an Systemfragen und mikro-

sozilogischer Betrachtung der „großen“ gesellschaftlichen 

Themen orientierte politische Bildung. Dies ist anschluss-

fähig an einen engen Politikbegriff. Die „neue“ politische 

Bildung wende sich dagegen Alltagsthemen und Lebens-

weltfragen einzelner Personen zu, zumeist den Themen 

der Teilnehmenden der politischen Bildungsseminare, was 

wiederum auf einen weiten Politikbegriff verweist. Dies 

lasse eine Selbststeuerung des Lerngeschehens zu und fo-

kussiere nicht auf den intellektuellen Anspruch sondern 

vielmehr auf den „ganzen Menschen“. Daraus ergebe 

sich ein Mix aus „klassischen“ (Vortrag, Seminar, Kurs) 

mit „neuen“ (Werkstätten, Trainings) Veranstaltungsfor-

men. Hufer konstatiert, dass sich „klassische“ und „neue“ Hufer konstatiert, dass sich „klassische“ und „neue“ Hufer

politische Bildung sowie Veranstaltungsformate positiv 

beeinflussen und nebeneinander bestünden (vgl. Hufer 

1999, S. 555 f.). Auch Benno Hafeneger spricht von einer Benno Hafeneger spricht von einer Benno Hafeneger

Positionssuche der außerschulischen politischen Bildung 

zwischen „‚traditionelle(m) Aufklärungsauftrag‘ und Ver-

suchen(,) sie als Lernort alltags- und lebensweltlich“ (Ha-

feneger 2005, S. 289) zu gestalten. Diese Verschränkung 

von Orientierung an der Lebenswelt bei gleichzeitiger Er-

möglichung der Aneignung politischen Wissens ist auch in 

der Praxis der außerschulischen Jugendbildung festzustel-

len (vgl. Götz et al. 2015; Mack/Wohnig 2018).

2 Benno Hafeneger konstatiert einen Wandel hin zu einem Alltags- 

und Lebensweltbezug in den 80er Jahren (vgl. 2005, S. 288 f.).

In diesem Beitrag wird zunächst ein Vorschlag für die 

Bestimmung eines Kerns politischer Bildung gemacht, der 

in dem Begriff der „Kritik“ zu finden ist. Anschließend wer-

den einige der bereits angedeuteten Demokratie-Kompo-

sita, die oftmals als eine Alternative zu politischer Bildung 

wahrgenommen (oder verstanden) werden, dargestellt 

und auf ihren Kern hin überprüft. Auf der Basis des Auf-

satzes kann nach gegenseitigen Anschluss- und Lerngele-

genheiten gesucht werden. | 1

Politische Bildung – Worüber reden wir eigentlich? 

Eine Annäherung an eine Definition politischer Bildung 

kann über den Politik- und den Bildungsbegriff geschehen. 

Diese werden im Folgenden direkt an bildungspraktische 

Fragen angeschlossen. 

Bei der Bestimmung des Bildungsbegriffes wird oft-

mals ein neuhumanistischer Bildungsbegriff zu Rate ge-

zogen, der den Menschen in den Mittelpunkt stellt und 

sich gegen Verwertbarkeitslogiken als einziger Maßstab 

von Bildung stellt (vgl. z. B. Juchler 2013, S. 126 f.). Aus ei-

ner emanzipatorischen und hegemonietheoretischen Per-

spektive wird Bildung als unbestimmt und offen skizziert: 

„Bildung bezeichnet eine antihabituelle Haltung in der der 

Mensch über sein Bewusstsein sein Verhältnis zur Welt im-

mer wieder kritisch neu bestimmt, es eben nicht zu einem 

affirmativen verkommen lässt.“ (Bernhard 2010, S. 98, H. 

i. O.) Gemeinsam ist diesen Bildungsbegriffen, dass sie 

auf Mündigkeit (meistens mit Bezug zu Heinz-Joachim 

Heydorn und/oder Theodor W. Adorno) zielen. In diesem 

Kontext wird, ausgehend von dem oben benannten Bil-

dungsbegriff, die politische Urteilsbildung sowie Hand-

lungsfähigkeit als zentrales Element politischer Bildung 

definiert, sie „zielt (…) auf das zu entwickelnde Vermögen 

(…) zur reflektierten Teilhabe an den Auseinandersetzun-

gen in der politischen Öffentlichkeit“ (Juchler 2013, S. 128, 

H. i. O.). Mit einem solchen Bildungsbegriff zielt Bildungs-

praxis auf „Reflexion, Kritik und Emanzipation“ (Nierobisch 

2018, S. 236) sowie auf Partizipation im Sinne der Teilhabe 

an Gestaltung von Gesellschaft.

In Bezug auf den Politikbegriff und die Frage, wie die-

ser zu fassen sei, stellt Klaus-Peter Hufer für die politische Klaus-Peter Hufer für die politische Klaus-Peter Hufer

Erwachsenenbildung fest, es gäbe keine Festlegung auf 

einen engen oder weiten Politikbegriff (vgl. Hufer 2005, 

S. 303). In der außerschulischen politischen Jugend- und 

Erwachsenenbildung sei vielmehr eine Wende festzustel-

1 Aufgrund des begrenzten Umfangs ist dies an dieser Stelle nur in 

Ansätzen möglich.

Internationale Seminarreihe „Revealing Colonialism“, Sintra/

Portugal, 9.–17. September 2017 Foto: Stiftung „Europäische 

Jugendbildungs- und Jugendbegegnungsstätte Weimar“
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Ansätze politischer Bildung, die den Begriff des Poli-

tischen fokussieren, stellen den Konflikt als konstitutives 

Moment der Demokratie in den Mittelpunkt. Ausgangs-

punkt und Gegenstand des Bildungsprozesses sind dann 

aktuelle Konflikte, die die Lernenden in ihrem Lebensum-

feld betreffen. Eine solche politische Bildung ermöglicht 

politische Urteilsbildung, die in Handeln überführt werden 

kann (vgl. Wohnig 2017).

Das Leitmotiv politischer Bildung ist, wie in den Aus-

führungen zum Bildungsbegriff bereits angesprochen, die 

Ermöglichung von Mündigkeit der Subjekte, eine „Erzie-

hung zur Mündigkeit“. Folgt man dem Mündigkeitsbe-

griff Adornos und der kritischen Theorie der Gesellschaft 

(Frankfurter Schule), | 3 so ist „Kritik“ das zentrale Element 

einer solchen Erziehung: „Mit der Voraussetzung von De-

mokratie, Mündigkeit, gehört Kritik zusammen.“ (Adorno 

1971/1969, S. 785) Der Kern eines solchen Verständnis-

ses bezieht sich auf die Fähigkeit, die bestehenden gesell-

schaftlichen Verhältnisse kritisch in den Blick zu nehmen, 

zu analysieren und hinsichtlich einem Mehr an Demokratie 

zu verändern. Politische Bildung, die sich auf einen solchen 

Mündigkeitsbegriff bezieht, ist also normativ auf Demo-normativ auf Demo-normativ

kratisierung gerichtet und keineswegs neutral. „Kritik“ und 

„Bildung“ drücken eine Haltung aus, „zu der der Wille zum 

Wissen und zur Wahrheit sowie der Mut, leidenschaft-

lich für Vernunft und vernünftige Verhältnisse einzutreten 

wie selbstverständlich dazugehören und gesellschaftliche 

Verhältnisse zu verwerfen, die dem nicht entsprechen“ 

(Demirovic ̌ 2010, S. 74).

Für die außerschulische politische Jugendbildung defi-

nieren Achim Schröder und Nadine Balzter „Kritikfähig-

keit“ als zentrales Ziel, das sich in drei Teilziele ausdifferen-

ziere: „Wissen vermitteln, Urteilsbildung ermöglichen, zur 

3 Siehe zur Diskussion der Kritischen Theorie in der Jugendbildung 

Hafeneger 2010, S. 37 ff.

Mitwirkung anregen“ (Schröder/Balzter 2010, S. 486). | 4

Sie stellen fest, dass Urteils- ohne Kritikfähigkeit schwer 

vorstellbar sei (vgl. ebd., S. 493). Der Dreischritt von po-

litischem Wissen, politischer Urteilsfindung und politi-

scher Partizipation ist auch in der schulischen Politikdi-

daktik als Zieldimension ausführlich beschrieben worden 

(vgl. z. B. Gagel 2000, S. 27). Kontroversen gibt es jedoch 

um die Auslegung der Ziele, bspw. ob politische Partizi-

pation nur in der Theorie, als propädeutisch für späteres 

Bürger*innenhandeln erlernt, oder ob es auch praktisch 

erprobt werden soll. Im Unterschied zur schulischen po-

litischen Bildung ist für den Bereich der außerschulischen 

politischen Bildung zudem zu betonen, dass diese als ein 

flexibles, experimentelles und freies Handlungsfeld ver-

standen werden kann (vgl. Hafeneger 2005, S. 296). So 

kann sie bspw. Motive und Aktionsformen von sozialen 

Bewegungen thematisieren, „den Dialog zwischen Betei-

ligten und Unbeteiligten fördern und Handlungsalterna-

tiven praktisch erproben. Die Politische Bildung zeichnet 

sich dadurch aus, auf die Hereinnahme von anderen Posi-

tionen zu achten und Räume zur Reflexion – und auch zur 

Distanzierung – zu bieten.“ (Schröder/Balzter 2010, S. 494) 

Demokratie-Komposita und/oder politische Bildung?

Wie bereits angesprochen, ist die Etablierung einer 

wachsenden Vielfalt an Begriffen zu beobachten, wenn über 

(Aufgaben der) politische(n) Bildung gesprochen wird. Bene-

dikt Widmaier stellt dazu fest, dass „den Begriffen wie De-dikt Widmaier stellt dazu fest, dass „den Begriffen wie De-dikt Widmaier

mokratieförderung, Demokratielernen, Demokratiebildung, 

Demokratiedidaktik, Demokratieerziehung (…) mit Aus-

nahme der Demokratiepädagogik, weder theoretisch noch 

praktisch ausgearbeitete pädagogische Konzepte zugrunde 

liegen.“ (Widmaier 2018, S. 263) Es lassen sich jedoch mal 

mehr mal weniger stark ausformulierte pädagogische Kon-

zepte finden, die für die Auseinandersetzung mit dem oben 

dargelegten Begriff politischer Bildung und die Frage, wie 

ein Dialog unter den verschiedenen Ansätzen und Konzep-

ten vorangetrieben werden kann, nicht unwichtig sind.

Die von Widmaier angesprochene Widmaier angesprochene Widmaier Demokratiepädago-

gik | 5 ist ein seit Jahrzehnten ausbuchstabiertes Feld. Es 

4 Als offene Frage stellt sich der Vermittlungsbegriff in Bezug auf 

politisches Wissen dar. In der außerschulischen politischen Bildung 

scheint es mehr um die Schaffung von Gelegenheiten zur Selbst-

aneignung politischen Wissens in Bezug auf lebensweltrelevante 

Themen zu gehen, während die schulische politische Bildung mit 

dem Vermittlungsbegriff keine Probleme hat.

5 Vieles spricht dafür, dass der oftmals verwendete Terminus 

„Demokratielernen“ (ausgehend von dem BLK-Programm „Demokra-

Ansätze politischer Bildung, die den 

Begriff des Politischen fokussieren, 

stellen den Konflikt als konstitutives 

Moment der Demokratie in den 

Mittelpunkt.
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S. 164). Auffällig ist zudem, dass der gesellschaftspolitische 

Kontext des sozialen Handelns in der Praxis der Projekte, 

bspw. beim Lernen durch Engagement/Service-Learning, 

eher selten in den Blick gerät und dadurch das Moment 

der Kritik der bestehenden Verhältnisse ausgespart bleibt. 

So findet etwa beim Engagement in sozialen Einrichtun-

gen eher eine Anpassung an das Bestehende, bspw. an 

die Ideologie der Aktivierung im Kontext des aktivierenden 

Wohlfahrtsstaates statt (vgl. Wohnig 2018). Als „Soziolo-

giedidaktik“ jedoch kann die Demokratiepädagogik im Zu-

sammenspiel mit einer wie oben verstandenen politischen 

Bildung eine umfassende sozialwissenschaftliche Bildung 

ermöglichen. 

Die weiteren Termini Demokratieerziehung und Demo-

kratiebildung werden unterschiedlich gebraucht. Aktuell 

ist eine Diffusion bei der Verwendung des Begriffs zu be-

obachten: Die KMK definiert in ihrem Beschluss „Demo-

kratie als Ziel, Gegenstand und Praxis historisch-politischer 

Bildung und Erziehung in der Schule“ Demokratiebildung 

als einen „Unterrichtsinhalt“ und zählt dazu etwa Service-

Learning, Methoden der Demokratiepädagogik aber auch 

die Stärkung von Medienkompetenz und eine demokra-

tische Schul- und Unterrichtskultur im Allgemeinen (vgl. 

KMK 2018). Hier sind also alle Ebenen versammelt. Demo-

kratiebildung ist eine Aufgabe der gesamten Schule und 

fokussiert nicht auf eine Fachlichkeit.

Es lässt sich jedoch feststellen, dass, wenn in der Erzie-

hungswissenschaft/Pädagogik von Demokratiebildung ge-

sprochen wird, vor allem die Strukturen der Institutionen 

vor dem Hintergrund ihrer Potenziale zur Ermöglichung 

von Mitbestimmung und Partizipation in den Blick gera-

ten. So schreibt der Erziehungswissenschaftler Thomas 

Coelen in einem Aufsatz über Demokratiebildung: „Das 

Ziel der Bildung eine/s/r demokratischen Bürger/s/in kon-

kretisiert sich in den potentiell demokratischen Strukturen 

der (zumeist vereinsrechtlichen) Organisationen: Die Betei-

ligten artikulieren Interessen und bestimmen gemeinsam 

ihre Umsetzung.“ (Coelen 2010, S. 39) „Dabei begünsti-

gen oder erschweren die jeweiligen institutionellen Struk-

turen die Grade und Formen von Mitbestimmung für ihre 

Adressat/inn/en sowie damit korrespondierende Bildungs-

prozesse. Deshalb kann Pädagogik in kapitalistisch-demo-

kratischen Gesellschaften nicht in einer einzigen Institution 

gelingen. Sondern nur das – ggf. komplementäre – ‚inter-

play with other forms of associations‘ (Dewey) birgt Chan-

cen für eine demokratische Identitätsbildung.“ (Ebd., S. 37) 

Demokratiebildung mit einem solchen Fokus strebt also 

eine Vernetzung pädagogischer und zivilgesellschaftlicher 

hat auch in der politischen Bildung, und hier besonders 

durch ein Buch von Gerhard Himmelmann (2001), seit der 

Jahrtausendwende neuen Aufwind erfahren. Die Demo-

kratiepädagogik fokussiert stärker auf „das soziale Wis-

sen und Urteil“ und kann daher als eine „Didaktik sozialer 

Aktion (…) auf den Ebenen Lebensform, Gesellschafts-

form und Herrschaftsform“, also als „zeitgemäße Sozio-

logiedidaktik“ (Grammes 2015, S. 19) verstanden wer-

den. Durch lebensnahe Projekte aus dem Sozialraum der 

Adressat*innen versucht die Demokratiepädagogik, demo-

kratische Verhaltens- und Handlungsformen erfahrbar zu 

machen. Ein Unterschied zu politischer Bildung – insbeson-

dere der schulischen – besteht indes in dem Stellenwert, 

der dem politischen Wissen zugeschrieben wird. Hier kri-

tisiert die Demokratiepädagogik, dass die klassische schu-

lische politische Bildung zu sehr auf Wissen fixiert und zu 

wenig auf das Ermöglichen konkreter demokratischer Er-

fahrungen ausgerichtet sei. Konkret werde dadurch die für 

eine Demokratie konstitutive Ebene der Verantwortungs-

übernahme ausgeklammert (vgl. Röken 2011, S. 176 f.). 

Der Vorwurf der Fixierung auf Wissensvermittlung ist je-

doch stark auf die schulische politische Bildung bezogen 

und lässt sich – wie oben angedeutet – nur schwer auf die 

Praxis in der außerschulischen Bildung übertragen. 

So lässt sich konstatieren, dass die Demokratiepädago-

gik wichtige Aufgaben politischer Bildung für die Demo-

kratie abdeckt, jedoch Unterschiede zu politischer Bildung 

bestehen. Dies zeigt auch die Tatsache, dass ein automati-

scher Transfer sozialen Lernens im Nahraum auf politisches 

Lernen für das staatliche politische System mittlerwei-

le in Zweifel gezogen werden kann (vgl. Reinhardt 2013, 

tie lernen und leben“) das Gleiche bezeichnet. Daher fasse ich diese 

Termini hier zusammen unter „Demokratiepädagogik“.

Die Problematik der Demokratie-

förderung besteht aus Sicht einer eman-

zipatorischen Bildung in der Defizit-

zuschreibung, wie sie beispielsweise 

den Programmen des Bundes zur 

„ Extremismusprävention und Demo-

kratieförderung“ zugrunde liegt.
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Sozialisationsinstanzen sowie eine Demokratisierung dieser 

mit dem Ziel einer möglichst umfassenden Mitbestimmung 

– ein zentraler Terminus der Demokratiebildung – an. Sie 

muss erkennen, dass ihre institutionellen Strukturen nicht 

immer demokratisch sind, Mitbestimmung und dadurch 

Demokratiebildung erschweren (vgl. auch Sturzenhecker 

2014).

Interessant ist, dass und wie sich Demokratiepädagog*-

innen auf John Dewey und auf sein Werk „Demokratie 

und Erziehung“ beziehen. Schon im Gebrauch des Termi-

nus Demokratieerziehung wird dabei auf Dewey verwie-

sen. Während die Dewey‘schen Ideen des „learning by 

doing“ und der Demokratie als gemeinsam geteilte Er-

fahrung immer wieder betont werden, | 6 bleiben die po-

litischen Implikationen von Deweys Philosophie, die auf 

eine soziale Demokratie / auf einen demokratischen Sozia-

lismus zielen, wenig bis gar nicht rezipiert. In Anlehnung 

an Dewey ist diese Verantwortung im Rahmen seiner Idee Dewey ist diese Verantwortung im Rahmen seiner Idee Dewey

der „kooperativen Demokratie“ (Honneth) aber immer auf 

die Gesellschaft bezogen. Individuelle Freiheit geht hervor 

aus gemeinschaftlicher Kooperation. „(I)t is an ethical, not 

a numerical individualism; it is an individualism of free-

dom, of responsibility, of initiative to and for the ethical 

idea.“ (Dewey 1888/1996, S. 199) Die Individuen setzen 

ihre autonom entdeckten Begabungen und Talente zur 

Übernahme erwünschter Tätigkeiten in gesellschaftlicher 

6 Kaum ein Text kommt ohne das Zitat „Demokratie ist mehr als eine 

Regierungsform; sie ist in erster Linie eine Form des Zusammenle-

bens, der gemeinsamen und miteinander geteilten Erfahrung“ 

(Dewey 1915/1949, S. 121) aus.

Kooperation ein. Ziel von Deweys Konzept der kooperati-

ven Demokratie ist die Revitalisierung der demokratischen 

Öffentlichkeit. Verantwortungsübernahme ist daher nicht 

beschränkt auf soziales, karitatives Tun sondern bedeutet 

auch, sich kooperativ an der Gestaltung politischer An-

gelegenheiten für ein gemeinsam geteiltes Gutes / für die 

Verbesserung der Verhältnisse zu beteiligen:

„Dewey sieht die Voraussetzung einer Revitalisierung 

von demokratischen Öffentlichkeiten in einem subpo-

litischen Bereich der gesellschaftlichen Arbeitsteilung 

angelegt, der so fair und gerecht geregelt sein muß, 

daß jedes Gesellschaftsmitglied sich überhaupt als 

aktiver Teilnehmer eines kooperativen Unternehmens 

verstehen kann; denn ohne ein solches Bewußtsein 

geteilter Verantwortung und Kooperation (…) wird 

der Einzelne gar nicht dazu gelangen, in den demo-

kratischen Verfahren der Willensbildung das Mittel ei-

ner gemeinsamen Problemlösung zu sehen.“ (Honneth 

1998, S. 60 f.) 

So wenig also die Übernahme von sozialer Eigenverant-

wortung abzuwerten ist, so wenig darf die gesellschaft-

liche Problemlösung auf individuelle soziale Verantwor-

tungsübernahme verkürzt werden.

Die Problematik der Demokratieförderung besteht aus 

Sicht einer emanzipatorischen Bildung in der Defizitzu-

schreibung, wie sie beispielsweise den Programmen des 

Bundes zur „Extremismusprävention und Demokratieför-

derung“ zugrunde liegt. Viele Passagen dieser Program-

me und Ausschreibungen lassen sich so lesen, als sei die 

Jugend potenziell antidemokratisch, weshalb erzieherisch 

interveniert werden müsse. Dagegen lässt sich aus Sicht 

politischer Bildung einwenden:

„Politische Bildung sollte im Gegenteil mit einem Ver-

trauensvorschuss auf Jugendliche zugehen, getragen 

von einem positiven Gesellschafts- und Jugendbild. Sie 

sollte einer partizipativen, proaktiven und zukunftsori-

entierten Perspektive verpflichtet sein. Politische Bil-

dung will als ‚Laboratorium der Demokratie‘ subjektiv-

biografisch und gesellschaftlich bedeutsam sein. Das 

gilt auch für die Auseinandersetzung mit menschen-

feindlichen und demokratiegefährdenden Entwicklun-

gen und Phänomenen.“ (Hafeneger/Widmaier 2018, 

S. 13)

Zuletzt soll noch ein kurzer Blick auf den europäischen 

Kontext geworfen werden. Hier sind die 2017 neu verab-

schiedeten Empfehlungen des Europarates unter dem 

Internationale Seminarreihe „Revealing Colonialism“, Sintra/

Portugal, 9.–17. September 2017 Foto: Stiftung „Europäische 

Jugendbildungs- und Jugendbegegnungsstätte Weimar“
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Titel „Education for Democratic Citizenship and Human 

Rights Education“ zu erwähnen. Diese betonen die Ebenen 

des Wissens, der Einstellungen und des Verhaltens / der 

Partizipation in normativer Zielrichtung, nämlich u. a. hin 

zur Förderung der Demokratie. Ziel einer Erziehung zu de-

mokratischer Bürgerschaft ist es, „Lernende durch die Ver-

mittlung von Wissen, Kompetenzen und Verständnis sowie 

der Entwicklung ihrer Einstellungen und ihres Verhaltens 

zu befähigen, ihre demokratischen Rechte und Pflichten in 

der Gesellschaft wahrzunehmen und zu verteidigen, den 

Wert von Vielfalt zu schätzen und im demokratischen Le-

ben eine aktive Rolle zu übernehmen, in der Absicht, De-

mokratie und Rechtsstaatlichkeit zu fördern und zu be-

wahren.“ (Europarat 2017)

Schlussfolgerungen für die aktuellen Debatten 

und Perspektiven

Im Rahmen des begrenzten hier zur Verfügung stehen-

den Umfangs, habe ich versucht 1.) eine Definition politi-

scher Bildung zu umreißen und 2.) Selbstverständnisse und 

Schwerpunkte verschiedener Demokratie-Komposita, die 

einen Bezug zu politischer Bildung haben und sich selbst 

als (Teil der) politische(n) Bildung verstehen (Demokratie-

pädagogik, Demokratiebildung, Demokratieerziehung, De-

mokratieförderung und Education for Democratic Citizen-

ship) zu beschreiben und diese fragmentarisch mithilfe der 

Bestimmung politischer Bildung zu befragen. In Weiter-

führung dieser Arbeit erscheint es als sinnvoll, die Ansätze 

stärker als bisher in einen Austausch und eine Verständi-

gung über Selbstverständnisse, Aufgaben- und Inhaltsbe-

schreibungen, didaktische Konzepte, Methoden usw. zu 

bringen. Hier braucht es auch einen intensiveren Diskurs 

zwischen Disziplinen wie bspw. der Sozialen Arbeit, der 

Erziehungswissenschaft, der politischen Bildung, der Poli-

tikwissenschaft (hier u. a. zur Begriffsklärung die Politische 

Theorie). Gerade in Zeiten gesellschaftlicher Polarisierung 

sollte politische Bildung in diesen Dialogen ihr Profil schär-

fen und nach Möglichkeiten, Orten und Themen zur Poli-

tisierung von Bildungsgelegenheiten suchen. 
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manchmal auch als Krisen gekennzeichnet; mit solchen 

selbstabwertenden Diagnosen schadet man aber eher dem 

Feld. Das gilt auch, weil man absurde materielle Ungleich-

gewichte etwa in der bundesweiten Förderung zur Zeit be-

obachten kann, insofern als Programme wie „Demokratie 

leben!“ mit jährlich dreistelligen Millionenbeträgen ausge-

stattet werden, während die Mittel für die etablierten Trä-

gereinrichtungen über die Bundeszentrale für politische 

Bildung / bpb und den Kinder- und Jugendplan des Bun-

des (KJP) auf sehr viel niedrigerem Niveau stagnieren. Aber 

Selbstvergewisserungen in theoretischer und grundlagen-

sichernder Absicht haben eigentlich noch nie geschadet. 

Zur Rolle der außerschulischen politischen Bildung 

in der Demokratie

Die Idee der Demokratie ist prinzipiell von der Vorstel-

lung geprägt, dass die Bürger*innen sich selbst regieren: 

frei, selbstbestimmt und mit Hilfe transparenter und legi-

timierter Verfahren. Dabei spielte historisch zunächst das 

Wählen von Parteien und Repräsentanten eine gewichtige 

Rolle. Parteien verkörperten Milieubindungen sowie darin 

geronnene Wertvorstellungen und bündelten Interessen 

und Ansichten in einer Weise, dass diese entscheidbar und 

Der Titel dieses Beitrages | 1 klingt tautologisch und na-

türlich irgendwie selbstverständlich, ja geradezu banal. 

Und dennoch ist er das gerade nicht, denn es handelt 

sich bei dieser Aussage um den Versuch, die normativen 

Grundlagen außerschulischer politischer Bildung zu disku-

tieren und einzuordnen. Dass die außerschulische politi-

sche Bildung sich ständig über ihre aktuellen Aufgaben, 

die Rahmenbedingungen, ihren grundsätzlichen Auftrag 

und dessen Auslegung vergewissern muss, ist eigentlich 

selbstverständlich. Das hängt schon mit ihrer Bestimmung 

selbst zusammen, denn als ein Medium des Politischen, 

das etwas in der Gesellschaft nicht Naturgegebenes ver-

körpert, steht politische Bildung mitten im gesellschaft-

lichen und kommunikativen Widerstreit. Und das in den 

letzten Jahren verstärkt, insbesondere weil aus den Rei-

hen der Rechtspopulisten die legitimen Grundlagen und 

Handlungsformen politischer Bildung bestritten und an-

gegriffen werden.

Manche Beobachter haben solche wiederkehrende 

Diskussionen und Streitpunkte oft als Verunsicherungen, 

1 Mit demokratischer Bildung ist nicht Demokratieerziehung oder 

Demokratiebildung gemeint.

Politische Bildung in der 
Demokratie ist demokratische 
Bildung
Eine Selbstvergewisserung

Was ist das Politische in der außerschulischen politischen Bildung und wie politisch muss 

die politische Bildung sein? Vor dem Hintergrund dieser Fragen wird in diesem Beitrag 

der Versuch unternommen, die normativen Grundlagen politischer Bildung zu diskutieren 

und einzuordnen und ihre Rolle in der Demokratie zu bestimmen. Gefordert werden 

didaktische Reflexionen in der politischen Bildung, die die demokratietheoretischen 

Grundlagen weiter ausdifferenzieren, sowie eine pädagogische Weiterentwicklungen, 

Aktualisierung und Erweiterung des Beutelsbacher Konsenses angesichts gegenwärtiger 

Herausforderungen. von Paul Ciupke
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politisch-praktisch umsetzbar gemacht wurden. Aber die 

reine Parteiendemokratie bildet schon lange nicht mehr 

die Vielfalt an Interessen, Orientierungen und Vorstellun-

gen vom richtigen und guten Leben in einer Gesellschaft 

und dem damit kommunizierenden Staatsgebilde ab. Po-

litische Bildung sollte – so ein weit reichender Konsens 

bereits seit den 1970er Jahren – die legitimen demokrati-

schen Selbstermächtigungen von Initiativen, Netzwerken 

und natürlich auch Individuen unterstützen und fördern, 

ohne in einen Antiparteieneffekt zu verfallen. Die mannig-

fachen Stimmen, die sich in den verschiedenen Öffentlich-

keitssphären ausbilden und die oft unter dem Rubrum „Zi-

vile Gesellschaft“ zusammengefasst werden, möchten sich 

also ebenfalls Gehör verschaffen, ohne vorher in das Kor-

sett einer Partei gezwängt zu werden. Und Parteien und 

Parlamentsmehrheiten können nicht einfach aufgrund ei-

ner einmal beschlossenen Programmatik oder eines Vertra-

ges durchregieren, sondern sind vielmehr gehalten, stän-

dig im Dialog mit der zivilen Gesellschaft zu bleiben und 

deren Vorschläge und Argumente angemessen zu berück-

sichtigen. Wir haben es also mit einer substanziellen Erwei-

terung des repräsentativen Demokratieverständnisses zu 

tun. Jürgen Habermas, John Rawls und andere haben die-

sen auf Diskurs oder ständige Beratung fußenden Politikty-

pus als deliberatives Demokratiemodell bezeichnet. Sicher 

ist das die Beschreibung eines Idealtypus, dem dennoch 

orientierende und prägende Wirkungen auf die politische 

Realität und eine empirisch nachweisbare Existenz zuge-

schrieben werden kann.

Es leuchtet ein, dass ein solches weit anspruchsvolle-

res Verständnis demokratischer Selbstregierung ohne in-

formierte und kommunikationskompetente Bürger*innen 

nicht gut funktionieren kann. An dieser Stelle verknüpfen 

sich die Aufgaben der außerschulischen politischen Bil-

dung mit den Erfordernissen geglückter politischer Betei-

ligung. Selbstverständlich spielen auch andere Kommuni-

kationssphären und Informationsangebote, vor allem die 

der verschiedenen Medien an dieser Stelle eine wichtige 

Rolle, die hier aber nicht weiter erörtert werden können.

Auch Veranstaltungen der politischen Jugend- und Er-

wachsenenbildung lassen sich daher beschreiben und de-

finieren als kleine Öffentlichkeiten, in denen Wissen ver-

mittelt bzw. erarbeitet und überprüft wird, Ansichten 

verfertigt, Meinungen ausprobiert und Orientierungen 

angeeignet werden. Das leicht eingängige Wort von der 

politischen Bildung als den Werkstätten der Demokratie 

verweist auf die inhärenten reichhaltigen Möglichkeiten. 

Es handelt sich um Öffentlichkeiten, die jedoch speziellen 

Regeln folgen, welche durch pädagogische Prinzipien und 

die damit korrespondierende Professionalität als Arsenal 

von reflektierten und erfahrungsgesättigten Handlungsop-

tionen bestimmt sind. 

Wenn man die Demokratie allerdings nur als Maskie-

rung dahinterstehender, sich verbergender und die Men-

schen manipulierender Interessen und Mächte versteht, 

dann kann natürlich politische Bildung sich selbst nicht in 

dieser Sphäre verorten und muss diesen „Verblendungs-

zusammenhang“ von außen aufbrechen. Nimmt man aber 

das Legat der demokratischen Selbstbestimmung ernst, 

dann sind die Arenen politischer Bildung ein Spezialfall 

der zivilen Gesellschaft und den Regeln der Demokratie 

und der Anerkennung ihrer Grundsätze ebenfalls unter-

worfen. Die Grammatik der Demokratie ist auch die der 

politischen Bildung. Das Verständnis von außerschulischer 

Bildung sollte also so universal ausgelegt sein, dass alle 

daran Interessierten zwanglos diesem zustimmen und fol-

gen können. 

Politische Bildung spielt sich im Vorhof der Politik und 

ihrer Institutionen ab, ist aber keine Politik oder ansatz-

weise Ersatzpolitik. Sie folgt einer eigenen Logik, die durch 

ihre besondere Geschichte, aber vor allem durch den pä-

dagogischen Rahmen bestimmt ist. Politische Bildung zielt 

nicht auf einen Tugendstaat und vertritt keine einzig rich-

tige Lehre vom Glück der Menschheit und ist schließlich 

auch keine Welt- und Menschenverbesserungsanstalt. Viel-

mehr sind die Vermittlungsbemühungen und ihre Forma-

te geprägt von Ungewissheit, Irrtumsanfälligkeit, Pluralität 

und Kontingenz und vom Eigensinn der Teilnehmerschaft.

Die Teilnehmenden an Veranstaltungen der politischen 

Bildung sind keine Defizitwesen, sie sind bereits als politi-

sche und moralisch autonome Subjekte gesetzt und in ei-

nem sozialtechnologischen Sinn nicht verfügbar. Ihnen eig-

net eine Würde, die im Gefüge pädagogischen Arbeitens 

ständig Respekt verlangt. Lehr-Lernhandlungen verlangen 

dementsprechend nach Formen symmetrischer Kommuni-

kation. Und es ist ihnen, den Subjekten, aufgrund der ih-

nen eigentümlichen Bildsamkeit möglich, selbstbestimmt 

und selbsttätig zu lernen. | 2

Politisches Bewusstsein und Engagement muss immer 

wieder generationell und situativ neu erarbeitet werden. 

Dafür bieten die Angebote der außerschulischen poli-

tischen Bildung eine Arena und ein Geländer. Der Staat 

kann die subjektiven Voraussetzungen von politischer 

2 Die hier eigentlich nötigen weiteren bildungstheoretischen 

Reflexionen müssen aus Platzgründen entfallen.
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In ihrem vor nicht langer Zeit erschienenen Plädoyer 

für das Politische in der Erwachsenenbildung argumentiert 

Daniela Holzer klassisch und umfassend, dass keine Sphä-Daniela Holzer klassisch und umfassend, dass keine Sphä-Daniela Holzer

re der Gesellschaft unpolitisch sei, weil alles „von wider-

streitenden Interessen und Herrschaftsdimensionen durch-

drungen“ ist. (Holzer 2019, S. 19) Wo das Politische noch 

nicht offensichtlich ist, soll kritisch hinter die Fassaden der 

Gesellschaft geschaut werden, um das Verborgene sicht-

bar zu machen – ein alter Gedankengang kritischer politi-

scher Bildung. Zwar wird hier auch die individuelle Refle-

xionsfähigkeit ins Spiel gebracht, dennoch ist nach dieser 

Sichtweise inhaltlich die politische Bildung nichts anderes 

als ein bestimmtes Abbild der Gesellschaft und die politi-

sche Bildung eine dazu verfasste Parallelstruktur, in der die 

Interessenkämpfe bewusstgemacht und oft auch abgebil-

det werden. Damit gerät man in Versuchung, eine politi-

sche Ersatzarena zu bilden und das Politische vor allem in 

Form von Zuspitzungen politischer zu machen. Politischer 

– so könnte man meinen – würde die politische Bildung, in-

dem sie ihre inhaltlichen politischen Positionierungen radi-

kalisiert oder politisch-normative Gesichtspunkte verstärkt 

herausstellt. Das wäre aber nichts anderes als eine par-

teinehmende Abbildung politischer Projekte und Ansätze 

und damit ein Vorschlag ohne pädagogische Dimensionen 

und Begründungen, der in verschiedene unauflösbare Di-

lemmata und Widersprüche führt.

Auch Verweise auf die politische Philosophie von Chan-

tal Mouffe, die immer wieder vor zu viel Konsensorientie-

rung in der politischen Auseinandersetzung warnt und auf 

die Bedeutung des politischen Streits verweist, helfen hier 

nur bedingt weiter (vgl. Mouffe 2010 und 2015). Ihr Kon-

zept der Agonistik, der Zuspitzung politischer Positionen 

und Kämpfe um die Erringung politischer Hegemonie, das 

sogar in der Forderung nach einem linken Populismus gip-

felt, ist in diesen Steigerungsformen meiner Meinung nach 

nicht kompatibel mit einer verantwortungsvollen professi-

onsgestützten Organisation von Lehr-Lern-Handlungen mit 

ihrem interaktiven und kommunikativen Kerngeschehen. 

Eine diskussionswürdige Variante des Versuchs, politi-

scher zu werden, wäre die, solche Zielgruppen bevorzugt 

anzusprechen, die wenig oder gar nicht in Veranstaltun-

gen präsent sind. Allerdings kann das nicht als universa-

le Lösung der Problemstellung angesehen werden, denn 

außerschulische politische Bildung wendet sich grundsätz-

lich an alle Interessierten, also auch selbstverständlich an 

Aktivbürger*innen und überdurchschnittlich informierte 

Personen. Und die immer stärker zunehmenden Versuche, 

durch finanzielle Förderung und politische Wunschlisten 

Neugierde und Beteiligung nicht sicherstellen, das können 

nur die unterschiedlichen Sphären und Kräfte in der Ge-

sellschaft tun. So gesehen verkörpern die Diskursangebote 

der außerschulischen politischen Bildung eine Grundsiche-

rung der Demokratie.

Das Politische in der außerschulischen 

politischen Bildung

Dass die außerschulische politische Bildung politischer 

werden müsse, ist eine immer wiederkehrende Forderung 

und Diskussionslinie, so wie zum Beispiel vor einigen Jah-

ren, als die sich breiter aufstellende Demokratiebildung viel 

Aufmerksamkeit auf sich zog und der klassische Bereich 

sich unter Legitimationsdruck gesetzt fühlte. Benedikt 

Widmaier schrieb noch jüngst zu diesem Kontext, dass 

die Begrifflichkeiten der Demokratiebildung „schwammig“ 

seien und überhaupt eine große Unübersichtlichkeit ent-

standen sei (vgl. Widmaier 2018). 

Auch heute gibt es ähnliche Konfliktlinien. Der von der 

Politik inzwischen vergleichsweise üppig ausgestattete För-

derbereich „Demokratie leben!“ etwa gilt als erfolgreiche 

politische und pädagogische Intervention insbesondere im 

Hinblick auf die Extremismusprävention. Es sind dabei Par-

allelstrukturen entstanden, die man durchaus auch kritisch 

betrachten darf. Um sich abzugrenzen von zum Teil rein 

zivilgesellschaftlichen Initiativen, sozialpädagogischen oder 

beratenden Ansätzen wird auch hier gefordert, das eige-

ne Profil zu schärfen, indem man politischer wird oder zu-

mindest die eigenen professionell betriebenen Arbeitswei-

sen deutlicher herausstellt, auch wenn eine grundsätzliche 

Zunahme an öffentlicher Wertschätzung der institutionell 

etablierten politischen Bildung in diesem Zusammenhang 

nicht zu übersehen ist. Widmaier jedenfalls fordert eine 

entsprechende Fachdebatte. Dagegen ist grundsätzlich 

wenig einzuwenden, wenn es nicht die schwierige bzw. 

strittige Frage gäbe, was denn das Politische in der außer-

schulischen Bildung überhaupt ist, bzw. wo der Ort des 

Politischen in der außerschulischen politischen Bildung zu 

finden ist. Zudem muss immer wieder darauf verwiesen 

werden, dass nicht nur das etablierte politische Spektrum 

der Träger und Einrichtungen sehr plural strukturiert ist, 

vielmehr auch das professionelle Selbstverständnis sich auf 

zum Teil sehr unterschiedliche wissenschaftliche Diszipli-

nen und jeweils spezielle praktische Erfahrungsgeschich-

ten stützt. Diese außerordentliche politische und pädago-

gische Vielfalt, die man getrost auch als Bereicherung des 

Feldes auffassen darf, macht den Versuch, professionelle 

Konsense zu formulieren, natürlich nicht einfacher.
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besondere Zielgruppen zu erreichen, bedeuten für die po-

litische Bildung, dass sie sich die Zügel eines zivilgesell-

schaftlichen Reparaturbetriebs anlegen lässt, damit ihre 

Autonomie riskiert und zudem ihr „Kapital“ der freiwilli-

gen Teilnahme aufs Spiel setzt.

Peter Massing hat vor einiger Zeit vorgeschlagen, den 

Politikbegriff als politischen Raum zu denken (vgl. Mas-

sing 2013, S. 199). Damit ist ein Weg geöffnet, die ganze 

materielle und inhaltliche Vielfalt von Politik auch in ihrer 

Kontroversität und Kontingenz einzubeziehen. Die außer-

schulische politische Bildung greift nicht auf Lehrpläne, 

Curricula und wie auch immer bestimmte Inhaltskatalo-

ge zurück. Vielmehr kann alles zum Gegenstand politi-

scher Betrachtungen, Diskurse und Lehr-Lernhandlungen 

gemacht werden, was als diskussionswürdig und klärens-

wert erscheint. Hermann Gieseckes klassische Formulie-

rung von der Politik als dem „noch nicht Entschiedenen“ 

ist in diesem Sinne immer noch hochaktuell (vgl. Giesecke 

1970, S. 21). Schon damals war klar, dass eine vollstän-

dige Aufzählung und eine umfassende Bestimmung von 

Lehrinhalten als das Politische an der politischen Bildung 

nicht möglich sind. Giesecke zielte natürlich auf das Kon-

flikthafte in der Politik. Aber man kann hier auch gut mit 

Hannah Arendts Vorstellungen des Politischen als einem 

Interaktionsraum von freien Menschen, in der die alle an-

gehenden Fragen angesprochen werden, operieren. Die-

ser öffentliche Raum ist ein Ermöglichungsraum, in dem 

sich die agierenden Menschen zu politischen W esen 

wandeln.

Der Pädagoge Giesecke muss allerdings die pädagogi-

sche Ebene berücksichtigen. Das Politische braucht in der 

außerschulischen politischen Bildung eine pädagogische 

Form. Giesecke sprach dementsprechend von der politi-

schen Didaktik als pädagogische Theorie des Politischen. 

Damit sind einerseits die Unbestimmtheit und der Prozess-

charakter angesprochen, aber auch der Respekt vor den 

Teilnehmenden. Giesecke war aber zugleich von dem da-

mals üblichen pädagogischen Planungs- und Steuerungs-

optimismus affiziert, sodass seine Theorien heute erheblich 

ergänzungsbedürftig und ausbaufähig sind.

Leider suchen wir aber weitgehend vergeblich nach 

didaktischen Reflexionen in der politischen Jugend- und 

Erwachsenenbildung, die die demokratietheoretischen 

Grundlagen weiter ausdifferenzieren und ausbalancieren.

Der Beutelsbacher Konsens als 

pädagogische Faustformel

Keine Formel der politischen Bildung ist so bekannt 

und wird derartig häufig zitiert (auch immer mehr außer-

halb des genuinen Feldes) wie der Beutelsbacher Konsens. 

Mittlerweile in die Jahre gekommen stellte er zu seiner Zeit, 

den Nach68er-Auseinandersetzungen um die Politizität der 

politischen Bildung, einen eher dürren Kompromiss dar, 

dessen wesentliche Bestandteile das Kontroversitätsgebot 

und das Überwältigungsverbot sind. In seiner oftmals ver-

einfachten Rezeption stellt der Beutelsbacher Konsens in-

zwischen auch eine beliebte rhetorische Nahkampfwaffe 

der Rechtspopulisten dar, ein Instrument mit dem diese 

eine vermeintliche Objektivität im öffentlichen Umgang 

mit ihrer Strömung einfordern und eine Art Äquidistanz 

fordern zu Rechts- und Linksextremismus nach dem Mot-

to: „Wenn der Rechtspopulismus kritisiert wird, muss zu-

gleich auch die Auseinandersetzung mit linken Positionen 

erfolgen.“

Dass solche Haltungen sich vermehren können, hat 

auch mit der Vernachlässigung und Verflachung des Ver-

ständnisses didaktischer Prinzipien in der Profession zu tun, 

in der man sich immer stärker auf Methoden stürzt, an-

statt sich der Mühen komplexer didaktischer Reflexionen 

und damit korrespondierender Verfahren zu widmen (vgl. 

Ciupke 2017).

Auch wenn es gerade in den letzten Jahren immer wie-

der Diskussionen und kritische Interventionen zum Beutels-

bacher Konsens gab (vgl. etwa Widmaier/Zorn 2016 und 

neuerlich Ahlheim 2019), ist es dabei zu wenig gelungen, 

die grundsätzlichen darin enthaltenen Anliegen angemes-

sen zu deuten und im Hinblick auf gegenwärtige Heraus-

forderungen zu aktualisieren und zu erweitern. Stattdes-

sen haben wir es häufig mit Bekenntnisadressen pro oder 

kontra zu tun.

Teilnehmende einer Juleica Ausbildung während einer Kooperations-

übung Foto: Alte Feuerwache e. V., Jugendbildungsstätte Kaubstraße 
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der Stelle, wo Teilnehmende sich zu Wort melden und die 

Berechtigung für sich reklamieren, eigene Ansichten oder 

Kritiken zu äußern. Zu den alten Professionskontroversen 

gehörte der erbitterte Streit um die Handlungsorientie-

rung. In einer extremen Auslegung verstand man Anfang 

der 1970er Jahre darunter, dass politisches Engagement 

und entsprechende klare Parteinahmen bereits im Semi-

narraum beginnen sollten. Die weiche Variante verlang-

te nach praktischem und konkretem Lernen, wie es etwa 

bei Planspielen oder Medienproduktionen praktiziert wird. 

Zwischen diesen Polen liegen viele weitere Möglichkeiten, 

auf die man sich in der Regel problemlos einigen können 

müsste. Wenn es um sinnvolle soziale und demokratische 

Partizipationshandlungen in längst allgemein akzeptierten 

Formen geht, warum soll das im Rahmen von Bildungsver-

anstaltungen untersagt sein?

Fünftens: Mit dem Beutelsbacher Konsens wurden di-

daktische Prinzipien nicht erst erfunden. Schon in der Zeit 

der Weimarer Republik, die eine Sattelzeit für eine moder-

ne Didaktik der politischen Bildung war, wurden verschie-

dene Kontroversen über selbige Themen geführt, interes-

santerweise großenteils innerhalb eines Milieus, nämlich 

dem der Arbeiterbildung. Schlagworte waren die schon 

erwähnte Neutralität, objektive Volkshochschule oder Par-

teischule. Im Kern ging es damals schon um beinahe die 

gleichen Fragen (vgl. Ciupke 2016). Es gab aber auch Lö-

sungsangebote, die weitgehend übersehen worden sind. 

So verflüssigte Franz Angermann, damals in der zweiten 

Hälfte der 1920er Jahre Leiter der Heimvolkshochschule 

Sachsenburg und Herausgeber der Fachzeitschrift Freie 

Volksbildung, seinerzeit die Diskussionen mit dem Vor-

schlag, einen didaktischen Relativismus zu praktizieren. 

Dahinter verbirgt sich keine Form der Beliebigkeit von 

inhaltlichen Standpunkten sondern das Bestreben, das 

Prinzip der Multiperspektivität bzw. der Perspektivenver-

schränkung im Lernarrangement angemessen zur berück-

sichtigen (vgl. Angermann 1928; Ciupke 2015). Es geht 

um Relationen, also Bezugnahmen und In-Beziehung-Set-

zungen, und nicht um Relativierungen.

Was also zu monieren ist, ist der Umstand, dass zu 

wenig didaktische Reflexionen und kaum pädagogische 

Weiterentwicklungen des Beutelsbacher Konsenses statt-

finden. Eine pädagogisch geschärfte außerschulische po-

litische Bildung braucht sich keine Sorgen vor Profilverlust 

machen. Und wer weiß, auf welcher theoretischen Basis 

und mit welchen Erfahrungen er/sie Lernformen wählt und 

in diskursive Arrangements bringt, braucht sich vor den 

vielen vordergründig instrumentellen und auf Einschrän-

Zum Beutelsbacher Konsens will ich hier fünf Anmer-

kungen machen.

Erstens: Er hat wenig mit Neutralität (nach dem ur-

sprünglichen Sinn: keines von beiden) zu tun. Schon die 

historischen Debatten in den 1920er Jahren haben ge-

zeigt, dass der Begriff nicht weit trägt. Politische Bildung 

kann nur schwerlich „neutral“ sein, weil ihr das Ungewis-

se, Konflikthafte und Diskursive inhärent ist. Sie ist auch 

nicht neutral im Hinblick auf ihre Trägerschaft, denn die 

Trägervereine von Einrichtungen sind in der Regel im politi-

schen Kontinuum unterschiedlich verortet. Sie ist hingegen 

parteilich im Grundsatz, nämlich für die Demokratie und 

die Grund- und Menschenrechte als politisch-normative 

Fluchtpunkte. 

Zweitens: Der Respekt vor den teilnehmenden Indivi-

duen und die Anerkennung ihrer Autonomie in Lehr-Lern-

handlungen ist unbestreitbarer Eckpunkt und Grundsatz ei-

ner demokratischen Didaktik. Und dieser Respekt ist auch 

ein unübersehbarer Grundtenor im Beutelsbacher Konsens.

Drittens: Wenn das Kontroversitätsgebot so verstanden 

werden müsste, dass wirklich alle differenten Sichtweisen 

und Begründungen regelmäßig in einem Seminar abge-

arbeitet werden müssten, dann wäre das das Ende von 

Bildungsarbeit, weil solches faktisch nicht umsetzbar ist. 

Bildungskommunikationen sollten, wenn sie als professio-

nell definiert werden möchten, die Kontroverse anbieten 

und die Opposition als Möglichkeitsraum sicherstellen. Je-

dem Teilnehmenden muss die Chance gegeben sein, an-

zuzweifeln, zu widersprechen und Gegenpositionen einzu-

nehmen. Lehrende sollten sich in ihren eigenen Haltungen 

und Bekenntnissen bewusst zurücknehmen können, wenn 

dies didaktisch und situativ geboten erscheint. Sie müssen 

diese aber nicht verbergen oder gar verleugnen. 

Viertens: Politisches Lernen in Gruppen ist auch immer 

politisches Probehandeln. Ein solches beginnt schon an 

Die Teilnehmenden an Veranstaltungen 

der politischen Bildung sind keine 

Defizitwesen, sie sind bereits als poli-

tische und moralisch autonome Sub-

jekte gesetzt und in einem sozialtechno-

logischen Sinn nicht verfügbar.
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Politische Bildung in der Demokratie ist demokratische Bildung von Paul Ciupke

kung, Beschneidung oder Beschädigung der Sache zielen-

den Anfragen der Rechtspopulisten nicht zu fürchten.

Angriffe, Verunsicherungen und Antworten

Auf keinen Fall sollten sich die Akteure im professionel-

len Feld verunsichern oder gar einschüchtern lassen, we-

der durch neue Konkurrenzen und Unübersichtlichkeiten 

noch durch rechtspopulistische Initiativen und Aktionen 

verschiedenster Art. Dabei ist klar, dass die Versuche, die 

außerschulische politische Bildung auf mannigfache Wei-

sen zu delegitimieren und möglichst künftig auszuschalten, 

weiter zunehmen werden. Erst kürzlich brachte die AfD 

in Sachsen einen Gesetzentwurf ein, künftig keine zivil-

gesellschaftlich verankerten Institutionen der politischen 

Bildung mehr mit öffentlichen Mitteln zu fördern – das 

sei „wilde Politikfinanzierung“ – sondern nur noch partei-

nahe Einrichtungen bzw. die Parteien direkt (https:// afd-

fraktion-sachsen.de/files/afd/fraktion-sachsen/Dokumente /

Gesetzentwuerfe/6_Drs_17601_0_1_1_.pdf, Zugriff: 

30.06.2019). Finanzielle Zuwendungen aus dem Ausland 

sollen ebenso verboten werden. Putin und Orban lassen 

grüßen. Das ist ein klarer Versuch, die wesentlichen Struk-

turen einer demokratischen und offenen Gesellschaft mit 

ihren kritischen Öffentlichkeiten auszuhebeln, der mindes-

tens unter das Rubrum „illiberale Demokratie“ einzuord-

nen ist. 

 Die außerschulische politische Bildung kann und sollte 

selbstbewusst mit all jenen Mitteln antworten, die ihr ei-

gen sind: Gute Argumente suchen, diese begründen, kri-

tisch wenden und überprüfen, widerlegen, dekonstruie-

ren, ermutigen und motivieren, Klischees und Stereotype 

entlarven und zurückweisen, diskursive Räume eröffnen, 

Neugierde schaffen, zur Teilhabe ermutigen, Umwege er-

möglichen und ins Staunen versetzen.

AUSSERSCHUL ISCHE B I LDUNG 3/2019
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lische Politikdidaktik niemals ein wirklich ausgehandelter 

und verabschiedeter „Konsens“ war. Er geht auf eine Mit-

schrift von Hans-Georg Wehling zurück, der im Auftrag 

des damaligen Leiters der Landeszentrale für politische 

Bildung in Baden-Württemberg die Tagung einiger Poli-

tikdidaktiker in Beutelsbach im Jahre 1976 beobachten 

und zentrale Aspekte festhalten sollte. Diese Protokollno-

tiz ist mittlerweile zum Leitethos der Profession gewor-

den, wahrscheinlich auch deshalb, da die drei formalen 

Prinzipien eher deutungsoffen bleiben und sich für alle 

politische Strömungen nutzen und auch instrumentalisie-

ren lassen, wie man gegenwärtig etwa anhand der AfD 

erkennen kann. Historisch betrachtet ist der BK im Kon-

text des sogenannten „Radikalenerlasses“ zu verstehen, 

der sich vor allem gegen linke Lehrkräfte richtete. Die 

Auslegung des BK ist dementsprechend abhängig von 

den jeweiligen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 

und Kräfteverhältnissen. Es gibt wohl derzeit keine Lehr-

amtsstudierenden der Sozialwissenschaften, die den BK 

nicht kennen, wohingegen das Grundgesetz sowie die 

Erklärung der Menschenrechte geradezu in der Erinne-

rung verblassen.

Trotz der Stellungnahme einiger Fachverbände, die über 

die Historie, die Geltung und die Zielsetzung des BKs auf-

zuklären bemüht sind, hat die AfD mit ihrer Politik und 

irreführenden Behauptung eine deutliche Verunsicherung 

bewirkt und Denunziation als politisches Mittel (wieder) 

etabliert. Das alleine wäre schon problematisch genug, 

hinzu kommt allerdings, dass die Forderung nach „poli-

tischer Neutralität“ gleichzeitig auch von staatlicher Sei-

te im Rahmen der Vergabe von Fördermitteln an außer-

schulische Bildungsakteure erhoben wird. Daraus resultiert 

eine für die politische Bildung problematische Gemengela-

ge, die massive Auswirkungen für eine demokratische Ge-

sellschaft nach sich zieht. Bundes- und Landesministerien 

fordern im Rahmen ihrer Förderprogramme – etwa für 

Demokratiepädagogik und Extremismusprävention – eine 

„politische Neutralität“ der Förderempfänger. Obgleich der 

BK für die Schule und den Unterricht formuliert wurde, 

sehen sich nun auch außerschulische Träger und Akteure 

der politischen Jugend- und Erwachsenenbildung sowie 

der Demokratiebildung und Rechtsextremismusprävention 

damit konfrontiert. 

In der aktuellen Auseinandersetzung um den Beutels-

bacher Konsens zeigt sich, dass dieser selbst für die schu-

Wie politisch muss und darf 
politische Bildung sein?
Ein Beitrag zur „Frankfurter Erklärung. Für eine kritisch-
emanzipatorische politische Bildung“

Da die aktuelle Debatte um „Neutralität“ in der politischen Bildung und den Beutels-

bacher Konsens (BK) schon länger währt, haben im Jahr 2015 einige Wissenschaftler* innen 

und politische Bildner*innen aus sehr unterschiedlichen Kontexten (Schule, Hochschule, 

Jugend- und Erwachsenenbildung, Soziale Arbeit, NGO) die „Frankfurter Erklärung. Für 

eine kritisch-emanzipatorische politische Bildung“ in einem gemeinsamen Diskussions- 

und Schreibprozess formuliert. Denn bereits vor den Meldeplattformen „Neutrale Schule“ 

der Partei Alternative für Deutschland (AfD) wurde der BK in der schulischen Praxis 

nicht selten im Sinne eines Neutralitätsgebotes (fehl-)interpretiert. von Bettina Lösch
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Wie politisch muss und darf politische Bildung sein? von Bettina Lösch

Die Frankfurter Erklärung. Für eine kritisch-

emanzipatorische politische Bildung

Die Frankfurter Erklärung sollte in Anbetracht der frag-

lichen Reichweite des BK, aber auch hinsichtlich der teils 

inhaltsentleerten Debatte um Bildungsstandards, eine Dis-

kussion anstoßen, in der es wieder stärker um „das Politi-

sche“ der politischen Bildung geht, aber auch um wichti-

ge, bereits in der Profession etablierte qualitative Kriterien, 

die über die Leitformeln des BK hinausreichen. Die Frank-

furter Erklärung ist weniger deutungsoffen und deutlicher 

normativ bestimmt, oder besser gesagt, die Autor*innen 

machen ihre gesellschaftstheoretische Positionierung 

transparent.

Die Frankfurter Erklärung orientiert sich 1.) an zeitdiag-

nostischen Analysen der kritischen Gesellschaftsforschung. 

Sie geht davon aus, dass eine an der Demokratisierung ge-

sellschaftlicher Verhältnisse orientierte politische Bildung 

sich den Umbrüchen und vielfältigen Krisen unserer Zeit 

stellen und diese thematisieren sollte. Dazu gehören die 

Wirtschafts- und Finanzkrise, die Umwelt- und Energiekri-

se, die Krise der Reproduktion (z. B. in den Bereichen Bil-

dung, Gesundheit, Stadt- und Wohnpolitik, Arbeits- und 

Lebensverhältnisse) sowie die Krise der repräsentativen 

Demokratie oder der autoritären Zuspitzung gesellschafts-

politischer Verhältnisse. Konstruktiv betrachtet fragt sie, 

was bspw. eine Bildung für eine sozial-ökologische Trans-

formation bedeutet. 

Unter Kontroversität wird 2.) nicht nur verstanden, dif-

ferente gesellschaftliche und politische Positionen einfach 

nur abzubilden oder beliebig nebeneinander zu stellen, 

etwa in Pro-Contra-Debatten oder Talkshows. Statt domi-

nante Positionen zu reproduzieren, ist es für eine demo-

kratische Gesellschaft notwendig, Konflikte und Dissense 

deutlich zu machen und um Alternativen zu streiten. Ge-

sellschaft ist, zumal in ihrer kapitalistischen Strukturiertheit, 

durch Interessensgegensätze, Herrschafts- und Ungleich-

heitsverhältnisse durchzogen, die es offenzulegen, zu ver-

stehen und zu kritisieren gilt. 

Zur kritischen Urteilsbildung gehört insofern 3.) die 

Machtkritik. In gesellschaftlichen Debatten spielen Macht-

gefälle und ungleiche Ressourcen eine wichtige, oft nicht 

ausreichend wahrgenommene Rolle. Aufgabe einer kri-

tisch-emanzipatorischen politischen Bildungsarbeit ist es, 

ausgeschlossene und benachteiligte Positionen sichtbar zu 

machen sowie Unterschiede zwischen Partikular- und Ge-

meininteressen aufzuzeigen. 

Dazu betont die Frankfurter Erklärung 4.) die Reflexi-

vität: Politische Bildung ist selbst Teil des Politischen, Bil-

dungs- und Lernverhältnisse sind nicht herrschaftsfrei, d. h. 

Kritikfähigkeit bedeutet auch, den eigenen Standpunkt zu 

reflektieren. Kritisch-emanzipatorische politische Bildung 

beginnt dort, wo Normsetzungen und Konstruktionen 

sichtbar gemacht, kritisiert und infrage gestellt werden. 

Politische Bildner*innen sind sich, wenn sie professio-

nell handeln, ihrer gesellschaftlichen Einbindung bewusst 

und nehmen dazu eine kritisch-reflexive Haltung ein, die 

sie transparent und damit kritisierbar macht. Dadurch 

bieten sie den Teilnehmenden einen Schutz vor Über-

wältigung und stärken deren Recht auf Eigensinn und 

Selbstbestimmung.

Insofern geht es in der Frankfurter Erklärung nicht um 

eine Vermittlung von Politik oder gar eine „Erziehung zur 

Demokratie“. Vielmehr wird 5.) gefragt, wie Subjekte sich 

das Politische selbst aneignen können, was sie dazu ermu-

tigt, welche Brüche und Prozesse des Scheiterns Bildungs-

prozesse begleiten und wie wichtig alternative Positionen 

und Perspektiven sind, um den eigenen Horizont, das eige-

ne Selbst-, Gesellschafts- und Weltverständnis zu erweitern. 

Anders als konstruktivistische Lerntheorien spielen im kriti-

schen Bildungsverständnis das Verhältnis von Individuum 

und Gesellschaft, auch von Kollektivität, die nicht homo-

genisiert, eine bedeutsame Rolle. Subjekte sind vergesell-

schaftet, subjektiviert und keine atomaren Wesen. Gesell-

schaftliche Verhältnisse sind außerdem, mit Pierre Bourdieu

gesprochen, einverleibt, in die Körper eingeschrieben, d. h. 

eine rein kognitiv-rationale Bildungsarbeit und Aufklärung 

macht wenig Sinn. Es gilt die emotionale und körperliche 

Seite im Bildungsprozess behutsam mit zu reflektieren. 

„Politische Bildung eröffnet allen Kindern, Jugendlichen und 

Erwachsenen Räume und Erfahrungen, durch die sie sich Politik als 

gesellschaftliches Handlungsfeld aneignen können.“ Junge 

Besucher*innen in der Ausstellung des Anne Frank Zentrums, 

Berlin, „Alles über Anne“ Foto: Anne Frank Zentrum/Ruthe Zuntz
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Weltaneignung, um Wege zu finden, das Bestehende 

nicht nur mitzugestalten und zu reproduzieren, sondern 

individuell und kollektiv handelnd zu verändern. Politische 

Bildung ist in diesem Sinne nie neutral, sondern ihre Auf-

gabe liegt u. a. darin, die gesellschaftlichen Verhältnisse 

kritisch zu verstehen und ihnen nicht lediglich unterwor-

fen zu sein.

Die einzelnen Prinzipien der Frankfurter Erklärung sind 

nachzulesen in: https://akg-online.org/arbeitskreise/fkpb/

frankfurter-erklaerung-fuer-eine-kritisch-emanzipatori-

sche-politische-bildung. Außerdem sind einige Fachauf-

sätze erschienen, in denen die Prinzipien weiter diskutiert 

werden. AUSSERSCHUL ISCHE B I LDUNG 3/2019
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Politische Bildung muss zu guter Letzt, wie Klaus Ahl-

heim bereits in den 1990er-Jahren geschrieben hat, 6.) 

ihre ethische und utopische Dimension wieder gewin-

nen. Dies geschieht durch Kritik, Widerspruch und Protest 

gegenüber den bestehenden sozialen Herrschaftsverhält-

nissen. Politische Bildung eröffnet allen Kindern, Jugendli-

chen und Erwachsenen Räume und Erfahrungen, durch die 

sie sich Politik als gesellschaftliches Handlungsfeld aneig-

nen können. Sie ermöglicht Lernprozesse der Selbst- und 

Politische Bildung eröffnet allen 

 Kindern, Jugendlichen und Erwachse-

nen Räume und Erfahrungen, durch 

die sie sich Politik als gesellschaft-

liches Handlungsfeld aneignen können.
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Mut zur Unausgewogenheit von Michael Sturm

gen und heteronormativ gedachten „Volks“ hinauslaufe. 

Die Beschäftigung mit den Ausprägungen und Herausfor-

derungen gesellschaftlicher Vielfalt wie auch die kritische 

Auseinandersetzung mit diskriminierenden Haltungen und 

Strukturen im Rahmen politischer Bildung werden in dieser 

Perspektive als „einseitig“, mithin sogar als „linksextremis-

tisch“ diskreditiert. 

Ins Zentrum rechtspopulistischer Argumentation rückt 

die Forderung, dass politische Bildung „neutral“ zu sein 

habe. „Neutralität“ avanciert in diesem Kontext zu einem 

„Kampfbegriff“ (Sturm 2019). Die Angriffe auf die Ange-

bote politischer Bildung beschränken sich dabei nicht auf 

Polemiken im Rahmen von Parteiveranstaltungen. In allen 

Landesparlamenten und im Deutschen Bundestag gehören 

Kleine und Große Parlamentarische Anfragen zu Projekten 

und Einrichtungen, die sich pädagogisch mit Rechtsextre-

mismus, Rassismus und anderen Ideologien der Ungleich-

heit auseinandersetzen, zum festen Repertoire der AfD. 

Diese kreisen um die „Wahrung der politischen Wertneu-

tralität im Rahmen der pädagogischen Begleitung in den 

Freiwilligendiensten“ (Bundestag Drucksache 19/2491), 

„Politische Indoktrination an Hamburger Schulen – Schu-

le ohne Rassismus – Schule mit Courage“ (Hamburger 

Jörg Urban, Partei- und Fraktionsvorsitzender der AfD in 

Sachsen sorgt sich um die politische Bildung. In einem 

Ende Juni 2019 veröffentlichten Statement bemängelte er 

allerdings nicht, dass es davon zu wenig im Freistaat gebe, 

sondern nahm die von Kultusminister Christian Piwarz

(CDU) verbreitete Ankündigung, politischer Bildung und 

Medienbildung in den Lehrplänen für sächsische Schulen 

künftig mehr Bedeutung beizumessen, zum Anlass, diese 

Schwerpunktsetzung zu kritisieren: „Vor dem Hintergrund 

des akuten Lehrermangels und des steigenden Unterrichts-

ausfalls lehnen wir den Ausbau der politischen Bildung ab. 

Die politische Bildung hat keinerlei Mehrwert für die Be-

rufsausbildung der Schüler.“ (AfD-Fraktion Sachsen 2019) 

„Kulturkampf“ um die politische Bildung

Nicht erst die hier zitierte Pressemitteilung verdeut-

licht, dass sich die Partei und ihr Umfeld in einem „Kultur-

kampf“ um die Angebote und Inhalte schulischer wie au-

ßerschulischer politischer Bildung wähnt. Unterstellt wird 

eine „Ideologisierung“ politischer Bildung in Deutschland, 

die von einer ubiquitären „Indoktrination“ der Bevölke-

rung, vor allem von Schüler*innen und Jugendlichen ge-

prägt sei und auf die Beseitigung eines ethnisch homo-

Mut zur Unausgewogenheit
Überlegungen zum Umgang mit rechtspopulistischen 
Interventionen in die politische Bildung

Der von den Rechtspopulisten forcierte „Kulturkampf“ um die politische Bildung sorgt 

vielfach für Verunsicherung bei Trägern und Akteur*innen politischer Bildung. Wie 

können sie sich in der Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus, Rechtspopulismus 

und Rassismus positionieren? In diesem Beitrag wird formuliert, wie auf rechtspopulis-

tische Herausforderungen im Feld der politischen Bildung reagiert werden kann und 

wie die an Demokratie und Menschenrechten orientierten Leit- und Selbstbilder politi-

scher Bildung gestärkt werden können. von Michael Sturm



 28  AUSSERSCHUL ISCHE B I LDUNG 3/2019

THEMA IM FOKUSTHEMA IM FOKUS

„Ausweitung der Kampfzone“

Gerade dieses Beispiel verweist darauf, dass im Zuge 

des vom Rechtspopulismus und seinen Protagonist*innen 

proklamierten „Kulturkampfs“ im wahrsten Sinne des 

Wortes um die Aneignung von Kultur- und Bildungsein-

richtungen „gerungen“ wird. Dabei betreiben jedoch die 

Akteur*innen der extremen Rechten, um im sprachlichen 

Bild zu bleiben, gleichsam eine „Ausweitung der Kampf-

zone“, die nicht nur durch parlamentarische Vorstöße und 

Forderungen nach politischer „Neutralität“ gekennzeich-

net ist, sondern auch direkt in Veranstaltungen politischer 

Bildung interveniert. So besuchte beispielsweise der be-

reits genannte Kreissprecher der AfD Münster gemeinsam 

mit einer Gruppe von Parteifreund*innen einen im März 

2018 von einer Kirchengemeinde im Rahmen der „Inter-

nationalen Wochen gegen Rassismus“ angebotenen Work-

shop zum Umgang mit „Parolen und Populismus“, nicht 

um sich sachlich an einer Diskussion zu beteiligen, son-

dern um die Veranstaltung faktisch zu sabotieren – was 

mit unverhohlener Genugtuung in einem Bericht auf der 

Internetseite des Kreisverbandes auch eingeräumt wurde: 

„Abbruch, Abbruch, Abbruch – tja tut uns Leid aber der 

Vortrag ging in die Hose (…) Was zurückblieb: ein ratlo-

ser Pfarrer, eine verzweifelte Referentin (…) und 4 Damen, 

die sich am Ende der Veranstaltung in die Gemeindekü-

che zurückzogen. (…) Ein AfD-Stammtisch in der Herzkam-

mer linker Meinungsmache! Ein gelungener Abend!“ (AfD-

Kreisverband Münster 2018) 

Über ähnliche Erfahrungen mit sich konfrontativ ge-

bärdenden Anhänger*innen der AfD wurde in jüngs-

ter Zeit – wenngleich bislang noch vereinzelt – aus NS-

Bürgerschaft Drucksache 21/6241) oder um die „Politische 

Ausgewogenheit des Landesprogramms ‚Demokratie und 

Toleranz stärken‘“ in Mecklenburg-Vorpommern (Landtag 

Mecklenburg-Vorpommern Drucksache 7/1191). 

Auseinandersetzungen um Räume und Formate 

politischer Bildung „vor Ort“

Die AfD zieht aber nicht nur in den Parlamenten mit 

dem Verdikt fehlender „Neutralität“ gegen Einrichtungen 

der politischen Bildung zu Felde. Auch „vor Ort“, sehen 

sich deren Träger mit Interventionen und Herausforderun-

gen aus dem rechtspopulistischen Spektrum konfrontiert. 

Dies betrifft beispielsweise Volkshochschulen, die sich im 

Rahmen von Seminarprogrammen oder Vorträgen dem 

Themenfeld Rechtsextremismus und Rechtspopulismus 

widmen – oder hierfür zumindest ihre Räumlichkeiten zur 

Verfügung stellen. So musste sich etwa die Kreisverwal-

tung im Landkreis Diepholz im April 2017 mit einer Anfra-

ge der AfD-Kreistagsfraktion auseinandersetzen, nachdem 

in der regionalen VHS im Vorfeld der niedersächsischen 

Landtagswahl eine Vortrags- und Diskussionsveranstaltung 

mit dem Titel „Die neue Rechte – Wie AfD, PEGIDA & Co. 

das gesellschaftliche Klima vergiften“ angekündigt wor-

den war, worin die Vertreter*innen der Partei einen Ver-

stoß gegen das „Neutralitätsgebot“ erkannt haben wollten 

(AfD Kreisverband Diepholz 2017). 

Für Volkshochschulen und andere kommunale Bildungs- 

und Kultureinrichtungen, wie etwa Stadtbüchereien stel-

len sich Herausforderungen aber auch in umgekehrter Per-

spektive, werden deren Räumlichkeiten doch zunehmend 

von der AfD und ihrem Umfeld für eigene Veranstaltungen 

in Anspruch genommen. So lud die Partei etwa im April 

2019 zu einem „Bürgerdialog“ in das „Forum“ der VHS 

Köln. In Münster wiederum wurde eine Veranstaltung zum 

Thema „Kulturbruch 68: Die linke Revolte und ihre Fol-

gen“ mit dem „neurechten“ Publizisten Karlheinz Weiß-

mann, zu der der AfD-Kreisverband im April 2018 in den 

Lesesaal der Stadtbücherei geladen hatte, von Tumulten 

begleitet. Diese gingen weniger auf die vor dem Gebäude 

protestierenden Demonstrant*innen zurück, als vielmehr 

auf den Sprecher des Kreisverbandes selbst, der sich wi-

derrechtlich das Hausrecht anmaßte und einen Besucher 

der Stadtbücherei, den er als „Störer“ identifiziert haben 

wollte, handgreiflich attackierte – was ihm im Nachgang 

einen Strafbefehl (vgl. Anger 2019) und dem Kreisverband 

einen zweijährigen Vermietungsstopp in der Stadtbücherei 

einbrachte (vgl. Westfälische Nachrichten 2018).

„*… für Demokratie, Grund- und Menschenrechte.“ Postkarten-

aktion des Landesverbands NRW der Deutschen Vereinigung für 

politische Bildung e. V. (DVPB) Foto: DVPB NW
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Gedenkstätten berichtet. Im August 2018 sorgten etwa 

Teilnehmer*innen einer Besucher*innengruppe aus dem 

Wahlkreis von Alice Weidel, die während einer Führung 

durch die KZ-Gedenkstätte Sachsenhausen den Guide 

mehrfach lautstark störten und durch wiederholte „anti-

semitische und historisch unhaltbare Äußerungen“ (Meis-

ner 2018) schließlich den Abbruch der Veranstaltung pro-

vozierten, für einen Eklat. 

Eine weitere Strategie gegen vermeintlich „ideologisier-

te“ Angebote und Formate politischer Bildung vorzuge-

hen, besteht in den Versuchen, behördliche Maßnahmen 

im Sinne des propagierten „Neutralitätspostulats“ zu ver-

anlassen, die – in den Augen der Partei missliebige – Bil-

dungsprojekte und -initiativen sanktionieren sollen. Promi-

nenteste Beispiele hierfür sind die von der AfD in einigen 

Bundesländern seit Herbst 2018 betriebenen internetba-

sierten „Meldeportale“ für Schüler*innen und Eltern, von 

denen sich die Partei Hinweise auf Lehrer*innen und Un-

terrichtsinhalte erhofft, die sich angeblich einseitig gegen 

die AfD richten. Die auf diese Weise gesammelten Infor-

mationen sollen dann an die jeweils zuständigen Schul-

behörden weitergegeben werden. Die von Kritiker*innen 

nicht selten als „Denunziationsplattformen“ bezeichneten 

„Meldeportale“ stießen bei Lehrer*innen- und anderen bil-

dungspolitischen Fachverbänden, in Politik, Verwaltung 

und in den Medien auf entschiedene Ablehnung. 

Gleichwohl wurden – wenn auch offenkundig nur in 

wenigen Fällen – Schulbehörden aufgrund von der AfD 

weitergegebener Hinweise, tätig. Für bundesweites Auf-

sehen sorgte in diesem Kontext das Einschreiten der Ham-

burger Schulaufsicht an der Ida-Ehre-Schule. Den Aus-

gangspunkt bildeten Fotos, die auf dem „Meldeportal“ der 

AfD von Unbekannten eingestellt worden waren und auf 

denen offenbar in den Räumen der Schule angebrachte 

„Antifa“-Sticker zu sehen waren. Die AfD-Fraktion in der 

Hamburger Bürgerschaft flankierte ihre „Erkenntnisse“ im 

Frühjahr 2019 mit zwei Anfragen im Parlament, in denen 

sie auf die Aufkleber bezugnehmend, „Verfassungsfeindli-

che linksextremistische Aktivitäten (…) unter Duldung des 

Lehrerkollegiums und der Schulleitung“ konstatierte (Ham-

burger Bürgerschaft Drucksache 21/16417). Die Schul-

aufsicht ließ daraufhin die Aufkleber entfernen, was bei 

Lehrer*innen und Schüler*innen zu Protesten führte, zu-

mal einige der Aufkleber offenbar im Zusammenhang mit 

der Dokumentation eines Unterrichtsprojektes angebracht 

worden waren. In der Folgezeit solidarisierten sich zahlrei-

che weitere Schulen, Schüler*innen und Lehrer*innen mit 

der Ida-Ehre-Schule. Die von der AfD initiierte Kampag-

ne stieß somit zwar auf ein großes mediales Echo, die ihr 

zugrundeliegende Intention, die Schule einzuschüchtern, 

verfehlte sie jedoch. 

„Haltung zeigen!“ – Aber wie?

Indes: Der von den Rechtspopulisten forcierte „Kultur-

kampf“ um die politische Bildung sorgt vielfach für Ver-

unsicherung bei den Trägern und Akteur*innen der politi-

schen Bildung „vor Ort“. Sollen und können wir uns in der 

Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus, Rechtspopu-

lismus und Rassismus positionieren? Wie deutlich und mit 

welchen Methoden können wir das tun? Was bedeuten 

für uns die von der AfD reklamierten Begriffe „Neutralität“ 

und „Ausgewogenheit“? Sollen wir mit der AfD und ihren 

Protagonist*innen umgehen wie mit jeder anderen Partei 

und deren Vertreter*innen auch? Oder handelt es sich bei 

der AfD trotz ihrer demokratischen Legitimierung durch 

Wahlen, aufgrund ihrer im völkischen Denken wurzelnden 

weltanschaulichen Grundpositionen um eine Strömung, 

die den unveräußerlichen Werten und Überzeugungen ei-

ner demokratisch und menschenrechtlich orientierten po-

litischen Bildung diametral entgegensteht? 

Allgemeingültig sind diese und weitere Fragen freilich 

nicht zu beantworten. Dennoch kann bei allen Unterschie-

den der rechtspopulistische „Kulturkampf“ als ein umfas-

sender Versuch begriffen werden, deren Akteur*innen 

grundlegend zu delegitimieren. Gleichzeitig zeigt der Blick 

auf die hier genannten wie auch auf weitere Beispiele, 

dass rechtspopulistische Delegitimierungsversuche poli-

tischer Bildung keineswegs immer ihre intendierten Wir-

kungen entfalten. Sie scheitern meist dann, wenn sie auf 

Akteur*innen, Einrichtungen und Initiativen mit einer kla-

ren Haltung stoßen, die nicht nur auf inhaltlichen Positio-

nen und einem normativen Referenzrahmen fußt, sondern 

auch nach „innen“ durch Kollegialität und Solidarität ge-

In Leitbildern kristallisiert sich das 

Selbstverständnis einer Einrichtung, 

einer Initiative oder eines Projekts. 

Sie firmieren nicht zuletzt durch ihre 

positive Ausrichtung auf ein „wofür“ 

als normativer Orientierungspunkt.
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nomenen auseinanderzusetzen“. In dem fraglichen Vor-

trag sei die AfD im Untertitel genannt worden, da sie „in 

der aktuellen Diskussion eindeutig mit dem Phänomen der 

Neuen Rechten verknüpft“ sei (Bockhop 2017). In einer 

vom Deutschen Volkshochschul-Verband herausgegebe-

nen Handreichung „Volkshochschule als Ort der Demokra-

tie“ heißt es programmatisch: „Um ihrem Selbstverständ-

nis als Ort der Demokratie gerecht zu werden, muss die 

Volkshochschule Profil zeigen und auch die Grenzen ihrer 

Bildungsarbeit benennen – antidemokratischen und extre-

mistischen Äußerungen jenseits des Grundgesetzes darf 

sie keinen Raum bieten.“ (Bundesarbeitskreis 2017, S. 3) 

Gegenwärtig sind auch in anderen Dachverbänden und 

Netzwerken Diskussionen um Positionierungen im Rahmen 

von Leitbildentwicklungen und -präzisierungen zu beob-

achten – etwa im Feld der NS-Gedenkstätten oder der Ju-

gendringe (vgl. Sturm 2019). 

Normative Referenzrahmen hervorheben – 

„Neutralitäts“postulate zurückweisen 

Die Bedeutung von Leitbildern verweist auf einen dar-

an geknüpften zweiten Aspekt. In der politischen Bildung 

gibt es keine „Neutralität“ – jedenfalls nicht in der von den 

Rechtspopulisten postulierten Form. Die vordergründig er-

hobene Forderung nach „Neutralität“ firmiert in diesem 

Kontext als ein zentraler „Kampfbegriff“ und sollte kon-

sequent zurückgewiesen werden. Freilich: Akteur*innen 

politischer Bildung, dürfen in ihren Positionierungen we-

der falsche Tatsachenbehauptungen aufstellen, noch sich 

unsachlicher Schmähkritik bedienen. Sie sollten ihre Zu-

gänge sowie die Herkunft der von ihnen genutzten Mate-

rialien transparent machen und die Teilnehmer*innen im 

Rahmen von Bildungsveranstaltungen nicht manipulieren. 

Bernd Overwien macht darauf aufmerksam, dass politische 

Bildung dazu beitrage, „politische, soziale, wirtschaftliche, 

ökologische und auch kulturelle Zusammenhänge“ ein-

zuordnen und zu analysieren „in welche Strukturen und 

Zwänge Menschen eingebunden sind“. Demnach sei im 

„Sinne demokratischer Werte (…) politische Bildung (…) 

keineswegs neutral, sie kann nur im Kontext ihres demo-

kratischen Fundaments betrachtet werden.“ (Overwien 

2019, S. 26) 

Zudem findet politische Bildung immer in – unterschied-

lich gesetzten – normativen Rahmungen statt, die durch 

die weltanschauliche Verankerung der jeweiligen Bildungs-

träger, aber auch durch Gesetze bestimmt sind. Dies sind 

im Bereich der schulischen Bildung zunächst einmal die 

Schulgesetze der Länder. Sie formulieren zahlreiche, nor-

kennzeichnet ist. „Haltung“ ist demnach immer auch eine 

organisatorisch, strukturell und kommunikativ gestützte 

„soziale Praxis“. Insofern lassen sich thesenartig einige As-

pekte formulieren, die sich auf unterschiedlichen Ebenen 

hilfreich im Umgang mit rechtspopulistischen Herausfor-

derungen (nicht nur) im Feld der politischen Bildung er-

wiesen haben. 

Leitbilder formulieren und offensiv kommunizieren

Erstens ist die Bedeutung ausformulierter, im Ideal-

fall gemeinsam erarbeiteter Leitbilder hervorzuheben, die 

gleichermaßen nach „innen“ kommuniziert und offensiv 

nach „außen“ vermittelt werden. In Leitbildern kristallisiert 

sich das Selbstverständnis einer Einrichtung, einer Initia-

tive oder eines Projekts. Sie firmieren nicht zuletzt durch 

ihre positive Ausrichtung auf ein „wofür“ als normativer 

Orientierungspunkt.

So erklärte die Schulleitung der Ida-Ehre-Schule in einer 

Stellungnahme zu den von der AfD erhobenen Vorwürfen 

und den im Anschluss daran von der Schulaufsicht einge-

leiteten Maßnahmen, die Ereignisse „aufzuarbeiten“ und 

sich auch der „Kritik zu stellen“, gleichzeitig betonte sie je-

doch, die Schule sei „stolz auf ihre Schüler*innen, die sich 

politisch äußern, betätigen und positionieren.“ Die Schu-

le verstehe sich zudem als „Schule ohne Diskriminierung“, 

die auch explizit „Meinungspluralität“ mit einschließe. 

Weiter heißt es: „genauso (verstehen wir uns) als strikt an-

tifaschistische Schule. Diesen Grundkonsens teilen Schul-

leitung, Lehrerschaft, Schülerschaft und Elternschaft. Wir 

verwahren uns in aller Schärfe dagegen, dass im aktuellen 

Diskurs eine Verschiebung in die Richtung stattfindet, dass 

Antifaschismus an Schulen nicht gewünscht sei oder der 

freiheitlichen, demokratischen Grundordnung widerspre-

che.“ Nicht zuletzt verwies die Schulleitung darauf, dass 

sich eine klare Positionierung gegen Rechtsextremismus 

auch aus dem Bezug zum Namen der Schule ergebe, die 

nach der NS-Verfolgten Ida Ehre benannt worden sei.

Auch der pädagogische Leiter der Volkshochschule 

Diepholz insistierte in seiner Antwort auf die Anfrage der 

AfD-Fraktion im Kreistag, ob mit der Vortrags- und Dis-

kussionsveranstaltung zur „Neuen Rechten“ in deren Titel 

die AfD explizit genannt wurde, das „Neutralitätsgebot“ 

verletzt worden sei, mit dem Verweis auf die Betriebssat-

zung und das Leitbild der VHS, die zwar einerseits die „po-

litische Neutralität“ der Einrichtung betonen, andererseits 

aber auf die „Freiheit von Angebot und Lehre“ verwei-

sen. Kernaufgabe der VHS sei es zudem, „sich kritisch mit 

neuen aktuellen gesellschaftlichen Strömungen und Phä-
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mative Erziehungsziele, wie etwa die Schüler*innen zu 

„Völkerfreundschaft“ und „Friedensgesinnung“ (Schulge-

setz NRW), einem „diskriminierungsfreien Miteinander“ 

(Schulgesetz Sachsen) und zu „Achtung und Toleranz“ so-

wie zu „Gerechtigkeit“ und „Solidarität“ (Schulgesetz Hes-

sen) zu befähigen. 

Das Deutsche Institut für Menschenrechte hat zu-

dem darauf hingewiesen, dass die normativen Grundla-

gen politischer Bildung in Deutschland durch eine Rei-

he von UN-Menschenrechtskonventionen mitdefiniert 

sind, die Lehrer*innen, Schulleitungen, aber auch ande-

re Akteur*innen der politischen Bildung darauf verpflich-

ten, diskriminierungsfreie Lernumgebungen zu schaffen. 

Demnach sei es „gerade vor dem Hintergrund menschen-

rechtlicher Verpflichtungen und der freiheitlichen de-

mokratischen Grundordnung (…) unzulässig (…) men-

schenverachtende oder diskriminierende Positionen als 

gleichberechtigte legitime Positionen darzustellen.“ (Deut-

sches Institut für Menschenrechte 2019) 

Eine Verpflichtung auf „Neutralität“ im Sinne der AfD 

ergibt sich aber auch nicht für Einrichtungen, Initiativen 

und Projekte, die etwa über Bundes- und Landesprogram-

me öffentliche Fördermittel erhalten und sich kritisch mit 

den inhaltlichen Positionen der AfD und anderer extrem 

rechter Akteur*innen auseinandersetzen. Der Verwal-

tungsjurist Friedhelm Hufen kommt zu dem Schluss, dass 

zwar die „Chancengleichheit“ und „Freiheit“ politischer 

Parteien (also auch der AfD) wichtige Rechtsgüter in einer 

verfassten Demokratie seien, die auch durch „politische 

Öffentlichkeitsarbeit und Jugendbildung nicht gefährdet 

werden dürfen.“ Daraus seien aber nicht eine „falsch ver-

standene Neutralität“ und „starre Gleichheitsvorstellungen“ 

abzuleiten. Der Staat und die von ihm geförderten Pro-

jekte könnten sehr wohl „verfassungsfeindliche Ziele im 

politischen Meinungskampf markieren“ ohne dabei in die 

Rechte politischer Vereinigungen und Parteien einzugrei-

fen. Nichtstaatliche (aber geförderte) Träger dürften nicht 

in ihren Grundrechten eingeschränkt und „durch überzo-

gene Neutralitätsanforderungen beeinträchtigt werden“ 

(Hufen 2019, S. 46) 

Moralische, juristische und materielle Unterstützung 

in Konfliktfällen gewährleisten

Leitbilder und normative Referenzrahmen dürfen je-

doch nicht nur auf dem Papier bestehen. Sie sollten viel-

mehr als Grundlage einer ständigen Reflexion in den 

Teams und Kollegien der Bildungseinrichtungen fungie-

ren, an denen alle Arbeitsbereiche und Hierarchieebenen 

beteiligt sind. Teamende bzw. Akteur*innen, die unmit-

telbar mit der Durchführung von Bildungsveranstaltun-

gen betraut sind und in herausfordernde, konflikthafte 

Situationen mit sich diskriminierend bzw. extrem rechts 

gebärdenden Teilnehmer*innen geraten, bedürfen der 

moralischen und politischen Rückendeckung der Einrich-

tungsleitung. Beispielsweise sollte der Abbruch einer Füh-

rung in einer Gedenkstätte aufgrund fortgesetzter Störun-

gen und geschichtsrevisionistischer Äußerungen einiger 

Besucher*innen, nicht als die persönliche Entscheidung 

des Guides erscheinen, sondern mit Verweis auf Leitbild 

und Hausordnung der Einrichtung im Konfliktfall von 

deren Leitung öffentlich begründet und legitimiert wer-

den. Zudem müssten verstärkt „geschützte Räume“ ge-

schaffen werden, in denen sich Teamende, Guides oder 

Bildungsreferent*innen über ihre Erfahrungen und Unsi-

cherheiten mit herausfordernden Situationen austauschen 

und Bedarfe etwa im Hinblick auf Fortbildungen, Reflexi-

on und Supervision formulieren können. Unterstützungs-

leistungen durch den Träger und die Einrichtungsleitung 

sollten darüber hinaus auch in juristischer und materiel-

ler Hinsicht gewährleistet werden – beispielsweise dann, 

wenn sich von extrem rechten Anfeindungen betroffe-

ne Bildungsakteur*innen, gegen direkte oder in den so-

zialen Netzwerken geäußerte Beleidigungen zur Wehr 

setzen müssen. Grundsätzlich bedarf es einer internen 

Verständigung darüber, wie und von wem in welcher 

Form gegen provozierende Verhaltensweisen und deren 

Protagonist*innen eingeschritten werden soll. 

Zwischen Ideologiekonsument*innen und 

Ideologieproduzent*innen unterscheiden

Dies bedeutet freilich nicht, in Seminarsituationen oder 

anderen pädagogischen Kontexten, Teilnehmende, die 

sich latent oder auch manifest „rechts“ oder „rechtsof-

fen“ äußern, unmittelbar und in jedem Fall von der Veran-

staltung auszuschließen. Im Gegenteil: Häufig leiden Bil-

Es ist immer unerlässlich, ausgren-

zende und autoritäre Positionen 

 kritisch zu kommentieren und sachlich 

falsche oder verzerrte Behauptungen 

richtigzustellen.
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zichten. Denkbar wäre etwa, Diskussionsveranstaltungen 

auszurichten, die sich schwerpunktmäßig einer bestimm-

ten Fragestellung widmen. Hier müsste parteipolitische 

„Ausgewogenheit“ keineswegs einen zentralen Orientie-

rungspunkt bilden. Sollen etwa die Herausforderungen 

durch Flucht und Asyl auf den Ort diskutiert werden, ist 

es womöglich ertragreicher, Gesprächspartner*innen ein-

zuladen, die inhaltliche fundierte Aspekte und neue Pers-

pektiven beizutragen haben und nicht parteipolitisch ge-

bunden sind. Zudem wird eine Diskussion nicht unbedingt 

besser, umso kontroverser sie geführt wird. Es ist daher 

nicht zuletzt aus einer pädagogischen Perspektive legitim, 

nicht alle denkbaren Positionen im Rahmen einer Diskussi-

onsveranstaltung abzubilden (vgl. Mobile Beratung 2017, 

S.14 f.). Die von Rechtspopulist*innen ständig beschwore-

ne „Ausgewogenheit“ stellt  demnach ebenso wenig wie 

„Neutralität“ eine objektive Kategorie dar, sondern ist ab-

hängig, von den jeweiligen Zielsetzungen und Fragestel-

lungen der Veranstaltung sowie den normativen und welt-

anschaulichen Positionen der Veranstaltenden. Gleichwohl 

sollte die Entscheidung, Rechtspopulist*innen von Veran-

staltungen, aber auch aus Arbeits- und Gesprächskreisen 

im Kontext historisch-politischer Bildung auszuschließen, 

immer inhaltlich begründet werden, sowohl mit Verweis 

auf deren demokratieferne und ausgrenzende Haltungen, 

vor allem aber bezugnehmend auf die eigenen Leitbilder 

und Überzeugungen. 

Die Entscheidung des Gesetzgebers, durch Änderung 

des Gesetzes über die Stiftung Niedersächsischer Gedenk-

stätten die AfD aus deren Stiftungsrat faktisch auszuschlie-

ßen, rechtfertigte Jens-Christian Wagner, Geschäftsführer 

dungssettings, zumal im Kontext von Gedenkstätten, unter 

einem Diskussions- und Lernklima, das in hohem Maße 

von „sozial erwünschtem“ Verhalten der Teilnehmenden 

geprägt ist, die angesichts der moralisch stark aufgelade-

nen „Aura“ des Lernortes ihre womöglich ressentiment-

geladenen Haltungen nicht offen äußern und die somit 

nicht Gegenstand einer pädagogischen Auseinanderset-

zung werden können. Insofern sollte implizit oder explizit 

„rechten“ Äußerungen von weltanschaulich offenkundig 

nicht festgelegten oder widersprüchlich argumentieren-

den Teilnehmenden zunächst mit eher fragenden Zugän-

gen begegnet werden, um deren Motive und Beweggrün-

de ausloten zu können. Dies bedeutet nicht, diese Haltung 

gleichsam stehen zu lassen. Es ist immer unerlässlich, aus-

grenzende und autoritäre Positionen kritisch zu kommen-

tieren und sachlich falsche oder verzerrte Behauptungen 

richtigzustellen.

Problematischer erscheint hingegen der Um-

gang mit extrem rechten und rechtspopulistischen 

Funktionsträger*innen oder „Ideologieproduzent*innen“ 

in anderen Bildungskontexten. Unsicherheiten und Diskus-

sionen entzünden sich nicht selten im Zusammenhang mit 

geplanten Podiumsdiskussionen an Schulen, Volkshoch-

schulen oder Kirchengemeinden, zu denen im Vorfeld von 

Land- und Bundestagswahlen die örtlichen Kandidat*innen 

meist jener Parteien, deren Einzug in die Parlamente als 

wahrscheinlich gilt, eingeladen werden. Für die Entschei-

dung, Vertreter*innen extrem rechter oder rechtspopulis-

tischer Parteien auf das Podium zu laden, ist häufig der 

Verweis auf „Ausgewogenheit“ und „Gleichbehandlung“ 

ausschlaggebend, nicht selten spielt jedoch auch die Auf-

fassung eine Rolle, die extrem rechten Protagonist*innen 

würden sich in der Diskussion „selbst entlarven“. 

Hier gilt es, die Spezifik extrem rechter und rechtspo-

pulistischer Rhetorik und Diskursstrategien zu berücksichti-

gen. Der diesen Positionen zu Grunde liegende Rassismus, 

die Verkürzung gesellschaftlicher Herausforderungen auf 

ein „Die“ und „Wir“, die sich ferner mit der Anklage gegen 

„die da oben“ verknüpft, tragen häufig dazu bei, die Dy-

namik einer Diskussion zu verändern. Die vorgeblichen Ar-

gumente können schnell dominieren, die anderen Teilneh-

menden arbeiten sich daran ab. Die doppelte Strategie von 

Tabubruch und selbstviktimisierender Opferinszenierung 

erschwert eine sachliche Diskussion, die von den extrem 

rechten und rechtspopulistischen Protagonist*innen meist 

auch gar nicht beabsichtigt ist. Diese Feststellung bedeu-

tet nicht, künftig auf Podiumsdiskussionen (nicht nur) im 

Vorfeld von Landtags- oder Bundestagswahlen zu ver-

Die von Rechtspopulist*innen ständig 

beschworene „Ausgewogenheit“ 

stellt demnach ebenso wenig wie 

„Neutra lität“ eine objektive Kategorie 

dar, sondern ist abhängig, von den 

jeweiligen Zielsetzungen und Frage-

stellungen der Veranstaltung sowie 

den normativen und weltanschaulichen 

Positionen der Veranstaltenden.
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Mut zur Unausgewogenheit von Michael Sturm

„*… für Demokratie, Grund- und Menschenrechte.“ Postkarten aktion des Landesverbands 

NRW der Deutschen Vereinigung für politische Bildung e. V. (DVPB) Foto: DVPB NW

der Stiftung, etwa mit der indifferenten Haltung der Partei 

zur NS-Vergangenheit: „Die Stiftung (…) hat den Auftrag, 

die Opfer der NS-Verbrechen zu würdigen und eine kriti-

sche Auseinandersetzung mit den NS-Verbrechen sowie 

ihren Ursachen und Folgen zu fördern. Die AfD, in deren 

Reihen revisionistische, rassistische, antisemitische und den 

Holocaust verharmlosende oder gar leugnende Positionen 

mindestens geduldet werden, steht diesem Auftrag entge-

gen. Wer den deutschen ‚Schuldkult‘ beklagt oder eine ‚er-

innerungspolitische Wende um 180 Grad‘ fordert, hat in 

den Gremien der Stiftung niedersächsische Gedenkstätten 

nichts verloren.“ (Wagner 2018) Gegen Ausschlüsse von 

Rechtspopulist*innen aus Veranstaltungen und Gremien 

wird indessen häufig der Einwand vorgebracht, dadurch 

deren Selbstvikimisierungsrhetoriken Vorschub zu leisten. 

Bedacht werden sollte in diesem Kontext allerdings, dass 

die Opferinszenierung ein Kernelement extrem rechter und 

rechtspopulistischer politischer Kommunikation darstellt, 

die weitgehend unabhängig von den Verhaltensweisen 

und Maßnahmen des vermeintlichen „Establishments“ in 

Politik, Verwaltung oder politischer Bildung praktiziert wird. 

Solidarität und Selbstbewusstsein

Für die selbstbewusste Auseinandersetzung mit 

rechtspopulistischen Interventionen (nicht nur) im Feld 

der politischen Bildung scheint ein fünfter Aspekt unab-

dingbar zu sein: Die gegenseitige Unterstützung und Soli-

darität der von den extrem rechten Diskreditierungs- und 

Delegitimierungsversuchen betroffenen Einrichtungen und 

Projekte. Die von der AfD lancierte Kampagne gegen die 

Ida-Ehre-Schule in Hamburg verfehlte die intendierte Wir-

kung nicht zuletzt deshalb, weil sich innerhalb kürzester 

Zeit zahlreiche weitere Schulen und Bildungseinrichtun-

gen mit der Ida-Ehre-Schule öffentlich solidarisierten. Die-

se Erfahrungen ermutigten wiederum andere Schulen, die 

von Rechtspopulisten mangelnder „Neutralität“ bezichtigt 

wurden, sich selbstbewusst mit ihren Leitbildern und ih-

rem Schulprogramm zu positionieren. In Sachsen-Anhalt 

scheiterte der von der AfD betriebene Versuch, den Verein 

Miteinander – Netzwerk für Demokratie und Weltoffen-

heit in Sachsen-Anhalt e. V. als „linksextrem“ zu diffamie-

ren, seine Gemeinnützigkeit in Frage zu stellen und ihm 

die staatlichen Fördermittel entziehen zu lassen, an einer 

von breiten gesellschaftlichen Kreisen, nicht zuletzt von 

anderen Einrichtungen der politischen Bildung bundesweit 

getragenen Kampagne, die sich gegen die Diskreditierung 

des Vereins verwahrte und dessen Bedeutung für die kon-

tinuierliche und kritische Auseinandersetzung mit Rechts-

extremismus und Rassismus hervorhob. 

Die Aggressivität und die Systematik und auch die Re-

sonanz, mit der Einrichtungen und Projekte der politischen 

Bildung gegenwärtig von „rechts“ attackiert werden, sind 

in der Geschichte der Bundesrepublik präzendenzlos. Fa-

tal wäre es, wenn die hier skizzierten Delegitimierungs-

strategien schon allein durch „vorauseilenden Gehor-

sam“ oder die sprichwörtliche „Schere im Kopf“ unter 
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den Akteur*innen der politischen Bildung Wirkung erzie-

len würden. Hierfür gibt es jedoch, wie dieser Beitrag zu 

zeigen versucht hat, weder aufgrund vielfach geteilter 

fachlicher Standards noch der zahlreichen entschiedenen 

normativen und weltanschaulichen auf Demokratie und 

Menschenrechte hin orientierten Leit- und Selbstbilder po-

litischer Bildung plausible Gründe.  
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das Europahaus Aurich (1956) oder die Akademie für Po-

litische Bildung in Tutzing (1957). Bereits vor dem AdB 

gründeten sich weitere bundesweite Verbände, z. B. der 

Bundesarbeitskreis ARBEIT UND LEBEN e. V. (1948), der 

Deutsche Bundesjugendring (1949) oder die Arbeitsge-

meinschaft katholisch-sozialer Bildungswerke e. V. (AKSB) 

(1952). 

Mit der Umbenennung des Arbeitskreises Jugendbil-

dungsstätten in den Arbeitskreis deutscher Bildungsstät-

ten. Unabhängige Institutionen für politische Bildung 

und Jugendarbeit im Jahr 1962 und mit der damit erfolg-

ten Festlegung als Fachverband, wurde die Ausrichtung 

auf die Jugend- und Erwachsenenbildung festgeschrieben 

und damit eine breite Mitgliedschaft ermöglicht, die die 

Besonderheit des AdB bis heute ausmacht: plural aufge-

stellt, sowohl was die politische Orientierung als auch die 

Größe und konzeptionelle Ausrichtung der Einrichtungen 

betrifft. Diese Pluralität, die politische und konfessionelle 

Unabhängigkeit, macht ein wichtiges Alleinstellungsmerk-

mal des Verbandes im Kreis der Spitzenverbände der poli-

tischen Jugend- und Erwachsenenbildung in Deutschland 

aus. Es ist ein Potenzial, von dem der AdB immer wieder 

profitiert.

Als der AdB am 8./9. September 1959 in der Akademie 

für politische Bildung in Tutzing noch unter dem Namen 

Arbeitskreis Jugendbildungsstätten gegründet wurde, fiel 

das in eine Zeit, in der die Spannungen zwischen den bei-

den Teilen Deutschlands massiv zunahmen und der Kalte 

Krieg zwischen dem sogenannten Ostblock und den West-

mächten das politische Tagesgeschehen nachhaltig beein-

flussten. Keine Seite wollte Kompromisse eingehen und 

das gegenseitige Vertrauen in die Bereitschaft den Frieden 

zu erhalten, war massiv gestört. Kurze Zeit später wurde 

die deutsche Teilung durch den Mauerbau zementiert – im 

wörtlichen wie im übertragenen Sinne. 

Zu diesem Zeitpunkt waren schon bald 15 Jahre seit 

dem Ende des Nationalsozialismus und dem Kriegsende 

vergangen und der bereits 1945 erklärte Wille der west-

lichen Alliierten, durch Programme politischer Bildung 

die Demokratisierung (West)Deutschlands zu entwickeln 

und zu stabilisieren, hatte Früchte getragen: Es hatten 

sich eine Reihe von Einrichtungen gegründet, die dann 

zum Teil Mitglieder im AdB wurden, wie z. B. das LWL-

Bildungszentrum Jugendhof Vlotho (1947), das Wann-

seeheim (1951, heute Stiftung wannseeFORUM), das In-

ternationale Haus Sonnenberg, St. Andreasberg (1954) 

60 Jahre AdB – 60 Jahre 
Mitgestaltung der Demokratie
Aufbruch im 21. Jahrhundert

Der Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten e. V. (AdB) feiert 2019 sein 60. Gründungs-

jubiläum. Anlass genug, um darüber nachzudenken, was den AdB ausmacht, wo er 

steht und in welchen Bereichen er sich weiterentwickeln sollte. Auch in einem Themen-

heft, das sich der derzeitigen und zukünftigen Rolle politischer Bildung in der Demo-

kratie widmet, dürfen eine Bestandsaufnahme aus AdB-Sicht und ein Blick nach vorn 

nicht fehlen. von Ulrich Ballhausen, Ina Bielenberg und Friedrun Erben
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staltungen an, um den Austausch von Multiplikator*innen 

zu ermöglichen und an einem gemeinsamen Verständnis 

von politischer Bildung zu arbeiten. Dabei war das dama-

lige jugendpolitische Bundesprogramm „Aus- und Aufbau 

von freien Trägern in der Jugendhilfe in den neuen Bun-

desländern“ (AFT-Programm) hilfreich, weil es neue Bera-

tungsstrukturen unterstützte und Fortbildungsangebote 

ermöglichte. Im Zuge dessen gründeten sich verschiedene 

Einrichtungen in den neuen Bundesländern, z. B. das Her-

bert-Wehner-Bildungswerk, Dresden, und Schloß Trebnitz, 

Müncheberg, beide 1992; die Akademie Schwerin und die 

Jugendbildungsstätte Blossin, beide 1993.

Unabhängig von diesen umwälzenden Ereignissen wur-

de im AdB seit seiner Gründung um eine angemessene, 

kreative und sichtbare Beteiligung an der Entwicklung der 

Demokratie durch politische Bildung gerungen. Der Slo-

gan „Demokratie braucht politische Bildung“, der den AdB 

schon lange begleitet und der das mit der Gründung ein-

hergehende Ziel, nämlich mit Bildungsangeboten zum Er-

halt und zur Weiterentwicklung der Demokratie beizutra-

gen, auf den Punkt bringt, stand auch für den Wunsch, 

Strukturen einer außerschulischen politischen Bildung in 

den neuen Bundesländern zu etablieren. Heute hat der 

AdB über 100 Mitglieder, davon 20 Mitgliedseinrichtun-

gen in den neuen Bundesländern (sieht man einmal von 

den Mitgliedsorganisationen mit Einrichtungen in mehre-

ren Bundesländern ab).

Aufbruch im 21. Jahrhundert

„60 Jahre AdB – 60 Jahre Mitgestaltung der Demokra-

tie“ – Das ist ein wichtiger Meilenstein, aber noch lange 

nicht der Beginn des Ruhestands. Mehr denn je ist die 

politische Bildung angesichts aktueller sozialer, politischer, 

gesellschaftlicher und globaler Entwicklungen herausge-

fordert, ihre Rolle, ihre Angebote und Formate sowie ihr 

Selbstverständnis und ihre gesellschaftliche Funktion kri-

tisch zu reflektieren. Ein Jubiläum kann deshalb nur An-

reiz sein darüber nachzudenken, welche Potenziale in den 

letzten sechs Jahrzehnten sowohl in den Mitgliedseinrich-

tungen als auch im Verband insgesamt entwickelt wurden 

und wie sich der Verband angesichts aktueller Herausfor-

derungen weiterentwickelt muss: Wo sind wir gut aufge-

stellt und wo gibt es Entwicklungsbedarf?

Es geht um nicht weniger als um einen neuen Aufbruch 

im 21. Jahrhundert, das ganz neue, aber auch viele altbe-

kannte Herausforderungen mit sich führt. Um nur einige 

zu nennen: 

Wie hat sich die gesellschaftliche Situation seit AdB-

Gründungszeiten verändert! Viele Ereignisse, Entscheidun-

gen und Herausforderungen wären zu nennen, die sich 

auch auf den AdB und die politische Bildung ausgewirkt 

haben: zunächst natürlich der Bau der Mauer und die 

Befestigung der innerdeutschen Grenze, die gleichzeitig 

auch eine Barriere zwischen Ost- und Westeuropa war; 

die Studentenbewegung in den 60er Jahren, der Deut-

sche Herbst Ende der 70er Jahre, die Friedensbewegung

der 80er Jahre oder auch internationale Ereignisse wie die 

Katastrophe von Tschernobyl (1986), die das Umweltbe-

wusstsein in Deutschland schärfte. Auf europäischer und 

internationaler Ebene waren, neben vielen anderen Ent-

wicklungen, etwa der Prozess der europäischen Einigung, 

die Ostverträge, die Ölkrise oder etwa die KSZE-Akte wich-

tige Ereignisse. 

Sicher stehen aber der Fall der Berliner Mauer, die 

Öffnung der innerdeutschen Grenze und die Wiederver-

einigung beider deutscher Staaten an einer wichtigen 

Position. Ohne damit anderen wichtigen und einschnei-

denden Ereignissen ihre Bedeutung absprechen zu wol-

len, hatte die Wiedervereinigung doch eine unmittelbare 

Auswirkung auf die Struktur und Zusammensetzung der 

Mitgliedseinrichtungen im AdB und ebenso auf die fach-

liche Entwicklung politischer Bildung. 1990 stand die Fra-

ge im Raum, wie es dem AdB gelingen kann, Menschen 

und Organisationen zu motivieren, sich der Mitgestaltung 

der Demokratie durch politische Bildung zu widmen, in 

einen Fachdiskurs einzusteigen, eine eigene Fachlichkeit 

zu entwickeln und miteinander die politischen Freiheits-

spielräume zu gestalten. Der AdB regte dafür z. B. Veran-

Die jährliche Mitgliederversammlung (hier Nov. 2018) ermöglicht 

den AdB-Mitgliedern einen intensiven Austausch und die 

gemeinsame Arbeit an der Strategieentwicklung. Foto: AdB
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• sich weitende Horizonte durch die Globalisierung, aber 

gleichzeitig sich verengende Perspektiven durch einen 

wachsenden Rechtspopulismus in Deutschland, Euro-

pa und weltweit, durch die Verletzung von Menschen-

rechten, Hassreden und die Zunahme gruppenbezo-

gener Menschenfeindlichkeit; 

• ein Zuwachs an neuen, niedrigschwelligen Formen der 

Beteiligung durch die digitalen Medien, welche aber 

nicht zwangsläufig der demokratischen Weiterentwick-

lung dienen, z. B. wenn sich Fake News und Verschwö-

rungstheorien verbreiten oder Menschen in den Sozia-

len Medien verfolgt und abgewertet werden und wenn 

das gesellschaftliche Klima dadurch vergiftet wird;

• die zunehmende Diversität der Lebensweisen, die Aus-

differenzierung der Geschlechterrollen und die (kultu-

relle) Bereicherung des Zusammenlebens durch nach 

Deutschland und Europa zuwandernde Menschen, die 

von vielen als Gewinn, von vielen anderen aber als 

vermeintliche Bedrohung empfunden werden, was 

nicht selten zu Ablehnung und Hass führt; 

• ein wachsender Lebensstandard, der aber unaus-

weichlich auch mit wachsender sozialer Ungleichheit 

einhergeht, weil viele Menschen den Anschluss verlie-

ren und sozial abgehängt sind;

• eine zunehmende Mobilität und wachsender materiel-

ler Wohlstand, die als Ziele lange Zeit ganz oben auf 

der politischen Agenda standen, die aber unweigerlich 

in die Klimakatastrophe, zur Verschmutzung der Welt-

meere und zur Beschneidung der Rechte von Men-

schen z. B. auf der südlichen Halbkugel der Erde und 

damit zu einer noch weiter wachsenden Migrationsbe-

wegung durch Klimaveränderungen führen.

Diese Herausforderungen spiegeln sich in den von den 

Mitgliedern festgelegten AdB-Jahresthemen (www.adb.de/ 

jahresthema) der letzten Jahre wider, die manchmal nahe-

zu erschreckend aktuell waren, griffen sie doch Themen 

und Entwicklungen auf, die gerade erst virulent wurden, 

wie z. B. 2013 die Frage, wie demokratisch es eigentlich 

in Europa zugeht: Das Jahresthema „Demokratie und De-

mokratiegefährdung in Europa“ legte den Fokus auf die 

Entwicklung von Demokratie, Menschenrechten und Pres-

sefreiheit in Europa und thematisierte den erschreckenden 

Abbau von Bürger*innenrechten in einigen europäischen 

Staaten. Mit dem Jahresthema 2015 „Globale Migration 

– Zuwanderung, Flucht und Asyl im Fokus politischer Bil-

dung“ war der AdB Vorreiter und gut vorbereitet auf die 

neuen Aufgaben, die auf die politische Bildung nach 2015 

zukamen. Aber auch das Jahresthema 2016: „Wie wollen 

wir zusammen leben? Armut und Reichtum in der Demo-

kratie“, mit dem der AdB auf die wachsende gesellschaft-

liche Ungleichheit hinwies, griff ein höchst aktuelles The-

ma auf.

Die Herausforderungen spiegeln sich ebenso in den Po-

sitions- und Strategiepapieren wider, die in den Fachgre-

mien des AdB und der Mitgliederversammlung entwickelt 

und verabschiedet werden (www.adb.de/stellungnahmen). 

Ganz zentral aber waren und sind diese Herausforderun-

gen in den Angeboten politischer Jugend- und Erwachse-

nenbildung in den Mitgliedseinrichtungen selbst.

Zwischenfazit: Wo stehen wir im 60. Jahr seit 

der AdB-Gründung?

Wo stehen wir 60 Jahre nach der Gründung des Ar-

beitskreises deutscher Bildungsstätten? Man kann mit Fug 

und Recht sagen: Der AdB ist gut aufgestellt! Er hat eine 

stabile, leicht wachsende Mitgliedschaft. Er hat den Be-

reich der internationalen Arbeit in den letzten Jahren so 

ausgebaut, dass er mittlerweile als wichtiger Ansprech-

partner im internationalen Kontext wahrgenommen wird. 

Durch eine Vielzahl internationaler Projekte und Koope-

rationen und die Zusammenarbeit im europäischen Netz-

werk DARE (Democracy and Human Rights Education in 

Europe), bestimmt der AdB die Entwicklung von Citizen-

ship Education – auch durch die Qualifizierung von Fach-

kräften – maßgeblich mit. Als ein aktuelles Projekt kann 

das zweijährige Vorhaben „STEPS – Survival Toolkit for 

EDC in Postfactual Societies“ genannt werden, das sich 

den Fragen, wie politische Jugendbildung und Menschen-

rechtsbildung in postfaktischen Zeiten gestaltet und wie 

die pädagogische Arbeit der Träger und Einrichtungen 

Mehr denn je ist die politische 

 Bildung angesichts aktueller sozialer, 

politischer, gesellschaftlicher und 

globaler Entwicklungen herausgefor-

dert, ihre Rolle, ihre Angebote und 

Formate sowie ihr Selbstverständnis 

und ihre gesellschaftliche Funktion 

kritisch zu reflektieren.
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schaftlichen Partner sowohl für die Politik als auch für die 

eigenen Mitglieder und weitere zivilgesellschaftliche Mit-

streiter noch sichtbarer und zukunftsfähiger zu machen. 

Diese Aufgabenfelder sind nicht trennscharf, müssen viel-

mehr miteinander verschränkt diskutiert und umgesetzt 

werden. 

Auseinandersetzung über das Selbstverständnis des 

AdB und der politischen Bildung

Der Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten versteht 

sich als ein zentraler Akteur politischer Jugend- und Er-

wachsenenbildung und ebenso als politischer Akteur. Mit 

seinen Projekten, in der internationalen Arbeit und in der 

alltäglichen politischen Bildung seiner Mitgliedseinrichtun-

gen gestaltet er die politische Bildung mit, setzt sie in Be-

ziehung zu anderen Professionen, wie z. B. der Sozialen 

Arbeit, und in Beziehung zu Konzepten wie Civic Educa-

tion, Citizenship Education, Human Rights Education auf 

europäischer Ebene.

Der AdB gestaltet durch seine Arbeit, durch die Vernet-

zung und die Mitarbeit in Gremien auf unterschiedlichster 

Ebene ebenso den jugend- und bildungspolitischen Dis-

kurs mit. Er reagiert auf aktuelle politische Debatten und 

übernimmt eine aktive Rolle im Fachdiskurs, z. B. durch 

die Fachzeitschrift „Außerschulische Bildung“, aber auch 

durch die Teilnahme an Veranstaltungen, Kongressen und 

Fachgesprächen sowie in Kooperation mit verschiedenen 

Hochschulen. Dieses Aufgabenfeld versteht der AdB als 

Daueraufgabe.

Bereits in den 60er Jahren wurde im AdB diskutiert, ob 

politische Bildung gesellschaftliche Prozesse nur begleiten 

soll oder ob diese Prozesse auch durch politische Aktionen 

befördert werden dürfen. Heute steht diese Frage wieder 

im Raum: Wie politisch darf oder soll die politische Bil-

dung sein? Ist nicht eine Re-Politisierung der politischen 

Bildung dringend angesagt? Darf sie „Partei ergreifen“? 

Diesen Fragen widmet sich nicht zuletzt diese Ausgabe 

der Fachzeitschrift.

Die Gewinnung neuer Akteure politischer Bildung 

als AdB-Mitglieder

Die Zivilgesellschaft stellt sich vielerorts neu auf, ins-

besondere auch in den neuen Bundesländern. Diese Ent-

wicklung ist mitunter befördert durch den Druck, der von 

demokratiefeindlichen Kräften auf die Menschen, auf Or-

ganisationen und Initiativen ausgeübt wird. Der Notwen-

digkeit neuer Kooperationen und Verbünde zur Stärkung 

der Demokratie muss sich auch der AdB stellen. Daher ist 

unterstützt werden kann, widmet. Mit dem Fachpogramm 

„Gr.A.C.E – Greek German Matchmaking on Active Citizen-

ship Education in Youth Work” begleitet der AdB die Grün-

dung des Deutsch-Griechischen Jugendwerks und durch 

die Mitarbeit in der Koordinationsgruppe zum Prozess For-

schung und Praxis im Dialog: internationale Jugendarbeit

ist der AdB auch im Schnittfeld zwischen Praxis und For-

schung aktiv. 

Ein wichtiger Innovationsmotor ist das Programm „Poli-

tische Jugendbildung im AdB“, das in der neuen Förderpe-

riode 2017–2022 die inhaltliche, konzeptionelle und me-

thodische Weiterentwicklung durch die Arbeit in den vier 

Fachgruppen „Digitale Medien und Demokratie“, „Flucht 

und Migration“, „Erinnerungskultur und Teilhabe“ sowie 

„Arbeit und Lebensperspektive“ und in den gemeinsamen 

Projekten und Veranstaltungen vorantreibt. Aber auch da-

rüber hinaus gelingt es dem AdB immer wieder, innovative 

Ansätze durch große zusätzliche Modellprojekte zu erpro-

ben, neue Zielgruppen zu erschließen oder neue Forma-

te zu entwickeln. Stellvertretend genannt seien hier das 

Modellprojekt „COMMUNIS – Gemeinsam lernen in der 

politischen Bildung“ im Bundesprogramm „Vielfalt tut gut“ 

(2007–2009), das das interkulturelle Lernen in der poli-

tischen Jugendbildung in den Fokus rückte; das Projekt 

„Blended Learning DDR“, ein Projekt zur Entwicklung und 

Erprobung von Konzepten zur deutsch-deutschen Zeitge-

schichte (2009–2010) – on- wie offline, oder aktuell das 

vom Bundesausschuss für politische Bildung e. V. (bap) 

geleitete Projekt „Empowered by Democracy. Stärken. Bil-

den. Vernetzen“, das junge Menschen mit Fluchthinter-

grund als Zielgruppe und als Teamer*innen in die politi-

sche Bildung einbindet, und in dem der AdB eine tragende 

Rolle spielt.

Ein weiteres, wichtiges Merkmal des AdB ist die gute 

Vernetzung sowohl in den Verband hinein als auch darü-

ber hinaus mit den weiteren Verbänden und Trägern der 

politischen Bildung in Deutschland, mit der Wissenschaft 

und mit den relevanten Akteuren auf europäischer Ebene. 

Also alles gut und in Rente gehen? Das kann nicht sein, 

denn es gibt nach wie vor viel zu tun.

Aufgabenfelder und Herausforderungen

Im Folgenden werden einige Aufgabenfelder skizziert, 

deren (Weiter)Entwicklung für den AdB und seine Mit-

gliedseinrichtungen vor dem Hintergrund der genannten 

Herausforderungen besonders wichtig ist. Es sind Auf-

gabenfelder, deren Bearbeitung hilft, den AdB als Fach-

verband politischer Bildung und als starken zivilgesell-
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es eine Aufgabe zu überlegen, wie man die Potenziale, die 

Ideen, Konzepte und Methoden der Mitgliedseinrichtun-

gen noch besser sichtbar machen kann und wie der AdB 

ein attraktiver Fachverband für neue Träger im Feld der po-

litischen Bildung – insbesondere auch aus dem Bereich der 

Migrantenselbstorganisationen – werden kann. Das Pro-

gramm „Politische Jugendbildung im AdB“ hat dafür schon 

eine hervorragende Struktur; bei der politischen Erwach-

senenbildung fehlt es noch an strukturellen Verknüpfun-

gen – sowohl intern als auch mit externen Partnern. Wie 

kann das, was auf Bundesebene entwickelt, diskutiert und 

erprobt wird, noch besser an die Basis politischer Bildung 

transportiert werden? Wie können die Praktiker*innen 

vor Ort noch mehr Nutzen aus dem Gesamtverband zie-

hen und Interesse für eine Zusammenarbeit im Verband 

entwickeln?

Durch den gesellschaftlichen Wandel, durch die Grün-

dung neuer Akteure im Feld, durch neue Ansprüche an Bil-

dungsprozesse, eine höhere Mobilität und die zunehmen-

de Digitalisierung auch im Bereich der politischen Bildung 

ändert sich aber auch die Rolle der bestehenden Bildungs-

stätten: Sie öffnen sich in den Sozialraum, gewinnen neue 

Kooperationspartner, reagieren mit mobilen Formaten auf 

veränderte Bedürfnisse, gehen raus aus dem umbauten 

Raum und schaffen neue Bildungsorte.

Die qualitative Ausgestaltung und Weiterentwicklung 

der europäischen und internationalen Bildungsarbeit

Politik und Gesellschaft kann nicht mehr nur in nati-

onalen Grenzen gedacht werden. Durch die Europäisie-

rung, die Globalisierung sowie die Digitalisierung werden 

Grenzen durchlässiger und werden die Verflechtungen der 

Lebens-, Wirtschafts- und Politikbereiche offensichtlicher. 

Darauf muss politische Bildung reagieren, sowohl in ih-

rer Themensetzung als auch in der strukturellen Verknüp-

fung ihrer Arbeit mit internationalen Partnern. Politische 

Bildung im AdB reagiert darauf in beiderlei Hinsicht, indem 

sie zum einen den Bereich der internationalen Kooperati-

onen ausweitet, gemeinsam mit den internationalen Part-

nern Position gegen antidemokratische Tendenzen in der 

Gesellschaft bezieht und zeigt, wie Angebote politischer 

Bildung diesen entgegenwirken können (vgl. z. B. DARE 

2018). Antidemokratische Tendenzen verharren nicht mehr 

in nationalen Grenzen, sie wirken längst in internationalen 

Dimensionen. Dagegen kann nur eine ebenso internatio-

nale Initiative etwas ausrichten (vgl. z. B. Bildungsminis-

ter der Europäischen Union 2015), der sich der AdB aktiv 

anschließt. 

Zum anderen setzt sich der AdB dafür ein, dass die poli-

tische Bildung in ihrer Gesamtheit internationaler begriffen 

wird, dass die Themen, Diskurse und die Verortung des 

AdB selbst im Rahmen völkerrechtlicher Vereinbarungen 

und Positionen gesehen und verstanden werden (vgl. AdB 

2015). In der AdB-Stellungnahme „Die qualitative Vertie-

fung wagen! Zur Weiterentwicklung der europäischen und 

internationalen politischen Bildungsarbeit im AdB“ (ebd., 

S. 4 f.) werden die zentralen Herausforderungen benannt:

• die Internationalisierung der Strukturen und die Ver-

netzung der Arbeitsfelder sowie die Zusammenarbeit 

mit internationalen Organisationen und Einrichtungen,

• die Betrachtung aller Fragestellungen politischer Bil-

dung unter einer europäischen und internationalen 

Perspektive,

• die Bereitstellung von geschützten Räumen für die Be-

gegnung von Menschen unterschiedlicher Herkunft, 

• die Stärkung des Ansatzes von Diversität, Mehrfachzu-

gehörigkeit und Weltoffenheit,

Im Programm „Politische Jugendbildung im AdB“ erfolgt die 

inhaltliche, konzeptionelle und methodische Weiterentwicklung 

politischer Bildung. Foto: AdB

Der Arbeitskreis deutscher Bildungs-

stätten versteht sich als ein zentraler 

Akteur politischer Jugend- und Er-

wachsenenbildung und ebenso als 

politischer Akteur.
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Der AdB ist ein starkes unabhängiges Netzwerk, das 

es in einem vielfältigen Umfeld schafft, gesellschaftlichen 

Diskussionen Raum zu geben und als Moderator in diesem 

Prozess zu agieren.

Qualitätsentwicklung und Professionalisierung

Mit all den vorgenannten Aufgabenfeldern eng verbun-

den ist die Herausforderung der permanenten Qualitäts-

entwicklung (sowohl was die Praxis politischer Bildung als 

auch ihrer Rahmenbedingungen betrifft) sowie der Profes-

sionalisierung des Berufsfeldes politischer Bildung insge-

samt. Hier gilt es, eng mit Wissenschaft und Forschung zu-

sammenzuarbeiten, den Austausch zwischen Theorie und 

Praxis auf allen Ebenen zu bestärken, durch Fort- und Wei-

terbildung sowie durch innerverbandliche und verbands-

übergreifende Diskussionen Wegmarken zu setzen. Wich-

tiges Ziel ist es dabei, auch neue, demokratisch agierende 

Träger und Akteure mitzunehmen und eng in die Diskurse 

einzubinden.

Wie geht es weiter?

Was ist zu tun? Was schreibt sich der AdB auf die 

Geburtstagswunschliste? 

Der AdB und seine Mitgliedseinrichtungen haben sich 

auf den Weg gemacht und einen Strategieprozess gestar-

tet. Es werden Bestandsaufnahmen – gerade auch mit 

Blick auf die obenstehenden Aufgabenfelder – gemacht 

und Themenfelder definiert, in denen die Beteiligten die 

drängendsten Zukunftsaufgaben sehen. Diesem Prozess 

konnte hier nicht vorgegriffen werden, aber es konnte 

ein (subjektives) Bild eines Fachverbands politischer Ju-

gend- und Erwachsenenbildung gezeichnet werden, der 

seine Verantwortung in der Gesellschaft wahr- und ernst 

nimmt, der gerade angesichts der aktuellen Angriffe auf 

die an demokratischen Werten und Menschenrechten ori-

entierte politische Bildung – sei es in schulischen oder au-

ßerschulischen Kontexten – Stärke zeigt, Unterstützung 

und Orientierung gibt sowie Position beziehen will. In der 

Standortbestimmung „Politische Bildung im AdB für Viel-

falt und gegen Ausgrenzung“ (AdB 2018) wird sichtbar, in 

welcher Weise der AdB „… Angriffe rechtspopulistischer/-

extremer Parteien und Gruppierungen gegen einzel-

ne Mitgliedseinrichtungen, die Mitarbeiter*innen und 

Funktionsträger*innen solidarisch …“ abwehren kann 

(ebd.).

Darüber hinaus ist es heute wichtiger denn je, dass 

die politische Bildung Unterstützung durch politische 

Entscheidungsträger*innen erfährt, sowohl durch das 

• die Verortung der Arbeit im Wirkungszusammenhang 

europäischer und internationaler Entwicklungen,

• die stärkere Sichtbarmachung von Wirkungen inter-

nationaler Bildungs- und Begegnungsarbeit sowie die 

Verbreitung internationaler Expertise, Fachkenntnisse 

und Erfahrungen.

Die Stärkung der demokratischen Mitbestimmung 

durch politische Bildung und Positionierung im 

aktuellen gesellschaftlichen Diskurs

Die Zahl der aktiven Bürger*innen, die sich on- und 

offline an der Gestaltung der Gesellschaft beteiligen, ist 

in den letzten Jahren gestiegen, was im demokratischen 

Sinne zu begrüßen ist. Dass eine Vielzahl der Menschen 

sich „jedoch für politische Ziele einsetzen, die von einer 

demokratischen politischen Bildung nicht geteilt werden“ 

(Oeftering 2019, S. 18), ist eine der großen Herausforde-

rungen für die demokratische, an Menschenrechten ori-

entierte politische Bildung. „Mit diesem Faktum muss sich 

die politische Bildung befassen. Notwendig erscheint eine 

Reflexion der normativen Grundlagen politischer Bildung 

und damit verbunden die Frage, ob es aus Sicht der politi-

schen Bildung so etwas wie ‚gute‘ und ‚schlechte‘ Partizi-

pation gibt und anhand welcher Maßstäbe dies zu begrün-

den wäre.“ (Ebd.) Darüber einen übergreifenden Diskurs 

zu initiieren, kann und sollte Aufgabe eines solchen Netz-

werks, wie es der AdB ist, sein. Der AdB kann Routinen für 

den bundesweiten Austausch schaffen, auch über das en-

gere Netzwerk hinaus. Dieser Austausch hat das Ziel, sich 

der eigenen Prämissen zu vergewissern, die eigene Positi-

on zu stärken, kleineren Trägern, die nicht in einem bun-

desweiten Verbund agieren, den Rücken zu stärken, die 

Menschen aufzurütteln und die Gegenstrategien gegen 

Rechtspopulismus zu stärken.

Bildungsstätten: Sie öffnen sich in 

den Sozialraum, gewinnen neue Ko-

operationspartner, reagieren mit 

mobilen Formaten auf veränderte Be-

dürfnisse, gehen raus aus dem um-

bauten Raum und schaffen neue 

Bildungsorte.
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Wahrnehmen und die Wertschätzung der Bildungsarbeit, 

als auch durch die Förderung der bestehenden und weiter 

auszubauenden Strukturen. Dies ist eine Investition in die 

Zukunft unserer Demokratie.

AUSSERSCHUL ISCHE B I LDUNG 3/2019
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schon anerkannte Bedenken waren. Die NS-Erinnerungs-

kultur, die ab den 1970er Jahren den „Holocaust“ als 

singuläres, aufs Konto der deutschen Nation gehendes 

Verbrechen stilisierte, traf etwa auf den Einspruch von 

Franz-Josef Strauß (CSU) oder Rudolf Augstein (Spiegel), 

teilweise sogar in schärferer Tonlage als bei Höcke. In 

den 1990er Jahren legte Staatsminister Michael Nau-

mann Leitlinien über die Förderung von Gedenkstätten 

vor, die deren Arbeit mit einem „antitotalitären Konsens“ 

begründeten, das NS-Thema also schon zurückstuften 

bzw. in breitere Totalitarismus-Erfahrungen einordne-

ten, die die deutsche Nation erleiden musste. 2014 ent-

deckte dann der historisch-politisch bildende Mainstream, 

dass Deutschland 100 Jahre zuvor, dank „schlafwandeln-

der“ Machthaber in allen europäischen Metropolen, in 

eine militärische „Urkatastrophe“ gestürzt wurde, wo-

bei ein kurzsichtiges Friedensdiktat den nächsten Irrweg 

programmierte – das Ganze also Deutschland zweimal 

entschuldigte.

Seit den 1990er Jahren ist Deutschland auch wieder auf 

verschiedenen Schlachtfeldern unterwegs, belegt seinen 

geläuterten Charakter mit dem Einsatz für die gute „west-

liche“ Sache und hat mit dem verschämten Bezug auf die 

Die AfD ist, was in der Außerschulischen Bildung bereits 

ausführlich Thema war (vgl. Schillo 2017; Sturm 2019), 

an politischer Bildung brennend interessiert. Die Partei 

will ja in einem volkspädagogischen Kraftakt eine Fehl-

entwicklung korrigieren, die durch die angebliche kultu-

relle Hegemonie der Linken eingerissen und unter Kanz-

lerin Angela Merkel, speziell ihrer Flüchtlingspolitik des 

Jahres 2015, vollendet worden sei. Große Teile des Volkes 

sind sich demzufolge ihrer eigentlichen völkischen Qualität 

nicht bewusst, heißen wildfremde Notleidende willkom-

men und wollen nicht sehen, dass eine „feindliche Über-

nahme“ (Sarrazin, SPD) oder eine „irreversible Umvolkung“ 

(Boehringer, AfD) durch islamische Horden unterwegs ist; 

statt dessen lassen sie sich wegen gerade einmal zwölf 

dunklen Jahren NS-Zeit – einem „Vogelschiss“ (Gauland, 

AfD) in der mehr als 1000jährigen deutschen Geschichte 

– von einem „Schuldkult“ beeindrucken, den nicht nur der 

Rechtsaußen Björn Höcke mit einer 180-Grad-Wende der 

Erinnerungskultur kontern will.

Diese einschlägigen Tabubrüche der Alternativdeutschen 

sind bekannt, auch die Entrüstung, die sie provoziert ha-

ben. Doch muss man dagegen zunächst einmal in Erin-

nerung rufen, dass sie in der alten Bundesrepublik auch 

Desiderius-Erasmus: Wird der 
Bock zum Gärtner gemacht?
AfD setzt mit ihrer Stiftung auf politische Bildung

Auf dem Augsburger Parteitag der Alternative für Deutschland (AfD) im Juni 2018 wurde 

ein längerer Streit entschieden: Die Desiderius-Erasmus-Stiftung e. V. (DES) – und nicht 

das konkurrierende, mit dem Namen Gustav Stresemann verbundene Unternehmen – ist 

jetzt offiziell als parteinahe Stiftung anerkannt. Mit dieser Entscheidung, heißt es auf 

der Stiftungs-Website (www.erasmus-stiftung.de), „kann die Arbeit für eine alternative 

politische Bildung weiter ausgebaut und auf eine gesellschaftliche Breitenwirkung 

hingearbeitet werden“. Dazu Anmerkungen von Johannes Schillo
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eigene Nation abgeschlossen. Deren (Selbst-)Bild hat sich 

eindeutig verändert – und viele fühlen sich zu unverschäm-

testem Nationalstolz berechtigt, wobei Merkels Willkom-

menskultur dem die letzten Pinselstriche hinzugefügt hat: 

Diese Nation ist humanitär bis auf die Knochen, braucht 

nicht mehr in Sack und Asche zu gehen und kann bzw. 

muss auf dem Globus gegen alle Miesmacherei von ges-

tern immer mehr „Verantwortung“ übernehmen.

Ein Volk bilden

Der Treppenwitz ist, dass die AfD genau auf diesem 

neuen Nationalstolz und -bewusstsein aufbaut und so 

ein Profiteur der Merkel-Jahre ist: Wenn der/die Deutsche 

schon erhobenen Hauptes vor die Völkerfamilie tritt, darf 

im Lande die nationale Gewissenserforschung auch einmal 

wieder zurückstehen. Dann bekennt man sich eben zur 

Nation als Höchstwert. Und genau für diese Aufgabe, die 

damit doch einen folgenreichen Schritt weitergeht, will die 

AfD ihre Stiftung einsetzen (vgl. Schillo 2019). Früher griff 

die Partei zwar die politischen Stiftungen als verdeckte 

Form der Parteienfinanzierung massiv an, aber jetzt kann 

sie das Geld gebrauchen, hat sogar versucht, früher als 

üblich an die Fleischtöpfe zu kommen (vgl. Das Parlament, 

Nr. 25–26/2018; www.das-parlament.de/2018/25_26; Zu-

griff: 23.05.2019). Vor allem braucht sie ein Instrument, 

um das Volk zu formieren, denn es ist ja in seinem fak-

tischen Zustand nicht das, was der AfD vorschwebt. Es 

muss auf den Wert Deutschtum ohne Wenn und Aber, auf 

eine „gefestigte Nationalidentität“ (AfD Sachsen-Anhalt), 

verpflichtet werden.

Solche Verpflichtungen haben mit Aufklärung über die 

Konstitution von Nationalstaaten oder mit der Eröffnung 

eines Diskurses übers Zusammenleben am hiesigen, de-

mokratisch regierten Kapitalstandort nichts zu tun – also 

nichts mit dem, was eine aufgeklärte politische Bildung als 

Ziel kennt. Sie richten sich vielmehr auf eine verbindliche 

Vermittlung von Werten und Leitbildern, die durch keine 

supranationalen Gesichtspunkte relativiert werden sollen; 

sie gehören also eher in den Bereich der „politischen In-

doktrination“, die die AfD neuerdings mit ihren umstrit-

tenen Meldeportalen als das große Problem des Politik-

unterrichts und anderer politisch bildender Bemühungen 

entdeckt hat. Insofern passt, was die Zeitschrift Polis der 

Deutschen Vereinigung für politische Bildung (DVPB) zum 

Stiftungsstart bemerkte: „Der Bock wird Gärtner.“ (v. Ol-

berg 2018, S. 4)

 Die AfD, die in der staatlich gelenkten Bildungsarbeit 

neben der „Lügenpresse“ eine entscheidende Manipulati-

onsinstanz sieht, will dieses wuchtige Instrument den re-

gierenden „Volksverrätern“ entreißen, um es für ihre eige-

nen Zwecke einzusetzen: Nationale Identität, traditionelles 

Familienbild, „preußische Tugenden“ (Höcke) müssen wie-

der im Volksbewusstsein verankert werden. Desiderius-

Erasmus tritt an, damit das Land neue Leitbilder erhält und 

die bislang dominierenden – ob es jetzt den „Schuldkult“ 

oder Gender Mainstreaming betrifft – überwunden wer-

den. Es geht Partei und Stiftung also nicht darum, mehr 

kontroverse Debatten und kritische Analysen zu initiieren, 

etwa aus einer „neutralen“ Position heraus, auf die sich 

die Partei bei ihrer Kritik des Politikunterrichts und ihrer 

Interpretation des Beutelsbacher Konsenses sonst gerne 

beruft (vgl. Schillo 2018).

„Politische Bildung ist unser Kernanliegen“, heißt es 

auf der DES-Website, wobei der Stiftung besonders die 

„staatsbürgerliche Bildungsarbeit“ am Herzen liegt. Letz-

teres ist nicht nur eine Reminiszenz an die beginnende 

Staatsbürgerkunde zur Zeit des Eisernen Kanzlers Bismarck, 

den man in der AfD überhaupt schätzt (vgl. Butterwegge 

u. a. 2018, S. 117), sondern – wie im Erlass der Bundes-

zentrale für politische Bildung noch bis 2000 formuliert 

– eine Beschränkung auf die wirklichen Volksangehörigen, 

auf diejenigen, die die deutsche Staatsbürgerschaft be-

sitzen. Komplementär dazu findet die Abwehr aller Bil-

dungsbemühungen statt, die in Richtung Multikulturali-

tät, interkulturelle Kompetenz oder Rassismuskritik zielen. 

In den vielfältigen landespolitischen Initiativen der letzten 

Jahre hat die AfD dies, wie die jüngste Bestandsaufnahme 

von Michael Sturm zeigt, zu ihrem Schwerpunkt gemacht. 

Nach dem Prinzip „Denunzieren und Diffamieren“ (Sturm 

2019, S. 38) versucht die Partei eine regelrechte Säube-

rung der Bildungsszene auf den Weg zu bringen. Aus-

grenzung – nicht Diskurs – ist hier für sie das probate 

Die AfD, die in der staatlich gelenkten 

Bildungsarbeit neben der „Lügen-

presse“ eine entscheidende Manipu-

lationsinstanz sieht, will dieses 

 wuchtige Instrument den regierenden 

„Volksverrätern“ entreißen, um es 

für ihre eigenen Zwecke einzusetzen.
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onen einer One World die unabdingbare Rolle nationa-

ler Grenzen deutlich gemacht habe – also nicht mit dem 

Nachdruck auf Völkerbund und Völkerrecht die Perspekti-

ve multinationaler Regelungen zur Überwindung mörde-

rischer Nationalkonflikte gewiesen habe! Von dort schlug 

Adam dann gleich mit dem Stichwort „Grenzen setzen“ 

den Bogen zu den Chemnitzer Ereignissen des Jahres 2018, 

die für viel Aufregung in Deutschland gesorgt und schließ-

lich einen Verfassungsschutz-Chef wegen seiner unpassen-

den Verharmlosung rechter Schläger sein Amt gekostet 

hatten. Für Adam war der Fall (dessen juristische Aufklä-

rung, Stand: Anfang Mai 2019, noch nicht abgeschlossen 

ist) glasklar: Es wurde „ein Bürger der Stadt ermordet“ und 

der Bundespräsident zeigte eklatantes patriotisches Versa-

gen, da er vor einem rechten Aufruhr in der Stadt warn-

te. Dies ist auch eine Lektion im Blick darauf, wie sich die 

geforderte nationalbewusste Erinnerungskultur – hier an 

der Kriegsschuldfrage des Ersten Weltkriegs festgemacht 

– organisch mit dem aktuellen von der AfD identifizierten 

„Ausländerproblem“ verbinden lässt.

Was die weiteren Aktivitäten der Stiftung betrifft, stellt 

sich zunächst die Finanzfrage. Desiderius-Erasmus erhält 

(noch) keine Globalförderung aus dem Bundeshaushalt, 

da dies dem bisherigen parlamentarischen Usus nach erst 

beim zweiten Einzug in den Deutschen Bundestag erfolgt. 

Die Stiftung hat dagegen im März 2019 beim Bundesver-

fassungsgericht eine Klage eingereicht. Zurzeit finanziert 

sie sich aus Spenden – die, wie die letzten Skandale zeig-

ten, der rechten Bewegung reichlich zufließen. Dabei kann 

die AfD bei Spenden an ihre parteinahe Stiftung davon 

profitieren, dass sie nicht der strengeren Kontrolle wie bei 

den unmittelbaren Parteispenden unterliegen. Wenn die 

AfD 2021 erwartungsgemäß erneut in den Bundestag ein-

zieht, dürfte sich die Lage ändern. Bei rund 600 Millionen 

Euro, die die parteinahen Stiftungen 2017 vom Staat be-

kamen, würden der AfD dann jährlich etwa 70 Millionen 

Euro zustehen, so die bisherigen Berechnungen.

Mit der Stiftung, warb die Vertriebenen-Funktionärin 

Steinbach auf dem Augsburger Parteitag, werde man in 

die Gesellschaft hineinwirken. „Seminare im ganzen Land 

sollen das Weltbild der AfD transportieren – weit über die 

Kreise der AfD hinaus.“ (Fiedler 2018) Dabei sollten sich 

alle Strömungen der Partei in dem Stiftungsprojekt wie-

derfinden, was sich auch an die Anhänger des ganz rech-

ten Flügels um Höcke richtete. „Steinbach stellt die Deut-

schen dar als ein Volk, das sich kollektiv selbst verachtet. 

Immer wieder wird ihre Rede von Jubel unterbrochen (…) 

Am Ende ruft sie: ‚Deutschland ist ein Fall für den Psychia-

Mittel, | 1 wobei sie gleichzeitig erkennen lässt, dass sich 

ihre „Angriffe nicht nur gegen einzelne Initiativen richten, 

sondern dem ganzen System gelten“ (Sturm 2019, S. 40).

Nationales Gedenken

Am 10. November 2018 fand in der Zitadelle Spandau, 

vor überschaubarem Publikum durch die Vorsitzende Erika 

Steinbach eröffnet, der erste große Kongress der Stiftung 

statt. Das Thema nahm Bezug auf die geforderte Erneu-

erung der Erinnerungskultur aus nationalem Geist: „100 

Jahre Ende des Ersten Weltkrieges“ (dokumentiert bei You-

Tube unter: www.youtube.com/channel/UCmumalD764d

GJjdu5EJ2pMw?app=desktop; Zugriff: 23.05.2019). Kon-

rad Adam, Ehrenvorsitzender der Stiftung, hielt in seinem 

Schlusswort als zentrale Erfahrung aus dem kriegerischen 

20. Jahrhundert erstaunlicherweise fest, dass die Pariser 

Friedenskonferenz 1919 gegen die transnationalen Illusi-

1 Vgl. auch den (gescheiterten) Versuch der AfD, die Extremismus-

klausel für die politische Bildung wieder einzuführen. Nähere 

Information dazu: www.bundestag.de/presse/hib/593078-593078 

(Zugriff: 27.06.2019)

Erasmus von Rotterdam muss als Namenspatron der 

AfD-nahen Stiftung herhalten. Foto: Gemälde 

„Erasmus“ von Hans Holbein, Musée du Louvre
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ter und mit unserer Stiftung wollen wir diesen deutschen 

Selbstwertdefekt heilen helfen.‘ Der Applaus ist lang und 

laut.“ (Ebd.)

Laut Steinbach, die übrigens selbst kein AfD-Mitglied 

ist, wird so ein rechtspopulistischer Think Tank, eine Ka-

derschmiede der Partei, entstehen – nicht überraschend 

und durchaus im Einklang mit dem, was die anderen par-

teinahen Stiftungen leisten. Desiderius-Erasmus will na-

türlich ebenso mit Veröffentlichungen versuchen, den öf-

fentlichen Diskurs zu beeinflussen. Zum Frühjahr 2019 hat 

Steinbach mit dem Wirtschaftswissenschaftler Max Otte 

die zweite Auflage ihres Buchs „Nachdenken für Deutsch-

land – Wie wir die Zukunft unseres Landes sichern können“ 

vorgelegt. Otte, der ebenfalls im Kuratorium der Stiftung 

vertreten ist, hat deren Anliegen in einem aktuellen In-

terview anlässlich der Buchveröffentlichung auf den Punkt 

gebracht: „Die Demokratie ist beschädigt, die Meinungs-

freiheit stark eingeschränkt, ja die bürgerliche Freiheit be-

droht. Der Mainstream verfolgt unkritisch die Globalisie-

rungsideologie, gemischt mit Gender-Mainstreaming und 

klimareligiösen Elementen. Wir besinnen uns auf unsere 

Werte und Traditionen und denken über innovative Lö-

sungen nach.“ (www.manuscriptum.de/interview-mit-max-

otte) Man sieht: Hier ist eine Kraft angetreten, die dem Un-

tergang des Abendlandes – Otte bezieht sich ausdrücklich 

auf Oswald Spengler – endlich etwas entgegensetzen will!Oswald Spengler – endlich etwas entgegensetzen will!Oswald Spengler

Ob man nun Erasmus von Rotterdam, wie von ver-

schiedenen Seiten geschehen – von der UZ der DKP (eine 

„Unverschämtheit“, 13.07.2018) bis zur FAZ (eine „Unver-

frorenheit“, 30.06.2018) –, gegen seine jüngsten Nachfah-

ren aus der AfD in Schutz nehmen soll, ist dagegen eine 

Randfrage. Möglicherweise erfolgt ja auch später, was der 

AfD-Parteitagsbeschluss offen lässt, eine Umbenennung zu 

Stresemann-Stiftung. Die Leidener Professorin Nicolette 

Mout, Präsidentin einer internationalen Erasmus-Edition, 

hat immerhin eingeräumt, dass die Welt des Renaissance-

Menschen Erasmus „nicht modern“ und Toleranz für ihn 

eher eine bedingte Größe war, dass er sich zudem in den 

Streitereien der Reformation „nicht auf das freie Wort (be-

rief), sondern auf Autoritäten“ (FAZ, 30.06.2018). Er war 

wohl kein Patriot, aber ethnisch-religiöse Vorurteile schei-

nen ihm nicht fremd gewesen zu sein: „Erasmus beschrieb 

die Juden mehrfach als eine ‚Pest‘, so etwa im Jahre 1517 

in einem Briefwechsel: ‚Nichts ist gefährlicher für die Er-

ziehung des Christen als die übelste Pest, das Judentum‘.“ 

(Wikipedia, Erasmus von Rotterdam, 01.10.2018; https://

de.wikipedia.org/wiki/Erasmus_von_Rotterdam, Zugriff: 

23.05.2019) Dass das christliche Abendland von Fremd- 

bzw. Schädlingen bedroht und bei Nichtstun dem Unter-

gang geweiht ist – diese rassistische Dummheit ist also 

auch schon 500 Jahre alt!

AUSSERSCHUL ISCHE B I LDUNG 3/2019
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Der Begriff des Trainings ist durchaus programmatisch 

gewählt. Denn Training ist etwas anderes als schlichtes 

Auswendig-Lernen. Beim Training geht es nicht nur um 

Kenntnisse, sondern auch um Fertigkeiten. Der Begriff ist 

eng mit dem Sport verbunden, also mit körperlicher Be-

tätigung. Das hat seinen guten Sinn, denn Gesicht zu zei-

gen, sich für ein diskriminierungsarmes Miteinander ein-

zusetzen, das erfordert (mehr oder weniger) Mut und ein 

gewisses Grundmaß an Selbstsicherheit – da ist der ganze 

Mensch gefragt. Und außerdem gilt die alte Weisheit: „Ein 

Training ist kein Training.“ Damit das Trainierte wirklich si-

cher „sitzt“, müssen wir mehrfach oder sogar häufig trai-

nieren, also anwenden und wiederholen.

Ausgehend von diesem Begriff des Trainings möchten 

wir im Folgenden einige der praktischen Zugänge und 

Erfahrungen aus der Bildungspraxis von Gesicht Zeigen!

darlegen.

Was trainieren wir?

Gesicht Zeigen! wendet sich gegen Rassismus, Antise-

mitismus und jede Form von Ausgrenzung und Diskrimi-

nierung. Es sind Themen, die in der Gesellschaft sehr un-

terschiedlich wahrgenommen und beurteilt werden – und 

Gesicht Zeigen! Für ein weltoffenes Deutschland e. V. 

setzt sich seit dem Jahr 2000 für ein gleichberechtigtes, 

demokratisches Zusammenleben ein. Der Eigenname der 

Initiative ist Aufruf an uns alle: Zeige dein Gesicht, tritt ein 

für eine gerechte Gesellschaft – und warte nicht darauf, 

dass es jemand anderes macht! 

Für Gesicht Zeigen! ist Demokratie ein Konzept, das 

alle Lebensbereiche prägt. Dabei steht Demokratie als Le-

bens- und Gesellschaftsform im Fokus. Politische Bildung 

ist für Gesicht Zeigen! ein Mittel, Menschen zur aktiven 

Teilhabe und zur demokratischen Gestaltung zu befähigen 

und zu motivieren. Ziel unserer Bildungsarbeit mit jungen 

Menschen ist, sie Demokratie in kleinen, aber möglichst 

bedeutsamen Ausschnitten erleben zu lassen und sie zu 

motivieren, für eine offene Gesellschaft einzutreten und 

sich gegen Diskriminierung zu engagieren.

2010 haben wir dafür in Berlin unseren Lernort 7x jung

eröffnet. Herz des Lernorts ist eine künstlerische Ausstel-

lung als Ort von Anregung und Kommunikation. Gestaltung, 

Exponate und Methodik des Lernorts sind exemplarischer 

Ausdruck der Ansätze von Gesicht Zeigen! in der politischen 

Bildung. Der programmatische Untertitel der Ausstellung 

lautet: „Dein Traingsplatz für Zusammenhalt und Respekt“. 

Trainieren für Zusammenhalt und 
Respekt
Zur politischen Bildung von Gesicht Zeigen! Für ein 
weltoffenes Deutschland

Im Mittelpunkt der politischen Bildung von Gesicht Zeigen! Für ein weltoffenes 

Deutschland e. V. steht ein gleichberechtigter demokratischer Austausch, der von 

der Würde jedes einzelnen Menschen ausgeht. Künstlerische Installationen und 

 Moderations-Tools eröffnen Gedankenräume und tragen dazu bei, inklusive Räume 

für den Dialog einer offenen Gesellschaft zu schaffen. Der Beitrag erläutert das 

 Konzept an mehreren Beispielen. von Jan Krebs
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in den letzten Jahren erleben wir eine neue Schärfe der 

Auseinandersetzung. Bei Menschen, die sich nicht als be-

troffen von Diskriminierung erleben, sind diese Themen 

zudem häufig mit Unsicherheiten verbunden, mit Scham 

oder mit der Angst, etwas falsch zu machen. Hier gibt es 

also viele Dinge zu lernen und tatsächlich auch zu trainie-

ren im engeren Sinne.

Ein „Training“ sollte sich jedoch auf ein positives Ziel 

richten, nicht nur „anti“ sein (gegen Diskriminierung, ge-

gen Antisemitismus, gegen …). Für unseren Lernort 7x jung

haben wir uns entschieden, die Begriffe Respekt und Zu-

sammenhalt in den Mittelpunkt zu stellen. Denn ein grund-

sätzlich wertschätzender Umgang miteinander und ein 

Mindestmaß an sozialer Kohäsion sind zwei elementare 

Aspekte, ohne die sich eine Gesellschaft nicht demokra-

tisch organisieren kann.

Der Unterschiedlichkeit der Menschen und der Grup-

pen entsprechend, die zu den Programmen am Lernort 

kommen, sind die Themenschwerpunkte im Einzelnen un-

terschiedlich. Wenn wir in Workshops mit angemeldeten 

Gruppen von Kindern oder Jugendlichen zu Themen wie 

Diskriminierung, Rassismus oder Antisemitismus arbeiten, 

ist dies häufig mit einer Beschäftigung mit der eigenen 

Identität verbunden – im Sinne der Stärkung einer positiven 

demokratischen Persönlichkeit. Dazu gehört fast untrenn-

bar ein Nachdenken über und Anerkennen von Diversität in 

unserer Gesellschaft. Denn ein Verständnis von Diversität 

als gesellschaftliche Selbstverständlichkeit ist grundlegend 

für ein demokratisches, an den Menschenrechten orien-

tiertes und diskriminierungsarmes Zusammenleben. 

Häufig geht es in unseren Workshops um Ausgrenzung 

und Zugehörigkeit. Von vielen Jugendlichen erfahren wir, 

dass sie sich nicht oder nur teilweise unserer Gesellschaft 

zugehörig fühlen – denn vielfach machen sie die Erfahrung, 

dass andere sie nicht als vollwertiges Mitglied unserer Ge-

sellschaft sehen. Die in letzter Zeit häufig zitierte Frage, wo 

man denn wirklich herkomme, zeugt davon.

Insgesamt geht es damit in vielen unserer Angebote 

und Workshops um ein Training, das darauf zielt, sich als 

Mitglied der Gesellschaft an der Menschenwürde zu ori-

entieren und in diesem Sinne demokratisch aktiv zu sein.

Wie trainieren wir? – Grundlagen

Der diversitätsorientierte, prozessbezogene und inklusi-

ve Ansatz der Bildungsarbeit von Gesicht Zeigen! orientiert 

sich an einem Set von insgesamt zwei mal acht Attributen, 

die wir als Ausdruck unserer demokratischen Grundhal-

tung verstehen (siehe Abbildung).

Die Begriffspaare sind Ausdruck unseres Anliegens, in 

der politischen Bildung ohne erhobenen Zeigefinger mit-

einander zu arbeiten und uns dabei stark an den Interes-

sen und Lebenswelten der tatsächlich im Raum anwesen-

den Menschen zu orientieren. Dies schließt ein, dass die 

Bildungsreferent*innen ihre eigene Handlungsposition dis-

kriminierungs- und machtkritisch reflektieren. Unterschied-

liche Angebote für Austausch, kollegiale Beratung, Fort- 

und Weiterbildung für das Team der Bildungsreferent*innen 

sind daher Teil unserer Arbeitsweise.

 Ziel unserer politischen Bildung ist immer, zu eigenem 

Engagement und demokratischem Handeln zu motivieren, 

im Großen wie im Kleinen. Dabei trägt uns aufgrund zahl-

reicher Rückmeldungen von Teilnehmenden die Überzeu-

gung, dass es von großer Bedeutung ist, den Bildungspro-

zess selbst als demokratische Praxis aufzufassen und zu 

gestalten. Im Kern geht es dabei um einen grundsätzlich 

wertschätzenden Austausch miteinander. Für uns steht 

das Erleben eines Miteinanders im Mittelpunkt, das wir 

demokratisch nennen können. Wobei das Verb „erleben“ 

bereits auf die andere Grundlage unserer Bildungskonzep-

te hinweist, nämlich die Handlungsorientierung, das eige-

ne Tun.

Zwei Beispiele zeigen, wie das praktisch aussieht.

Beispiel 1: Der Lernort 7x jung

Der Lernort 7x jung bietet einen ganz speziellen Rahmen 

für politische Bildung und Demokratie-Lernen. Herz des 

Abb.: Die pädagogische Haltung von Gesicht Zeigen!

demokratische 

Grundhaltung

wertschätzend 
und respektvoll

dissenzfähig 
und kontrovers

humorvoll 
und kreativ

professionell 
und souverän

empathisch 
und zugewandt

gleichwertig und 
gleichberechtigt

motivierend 
und aktivierend

reflektiert und 
 vorurteilsbewusst
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bare Kreidetäfelchen, sodass die Bildungsreferentin oder 

einzelne Teilnehmende selbst Gruppen zuordnen können. 

Was für eine Atmosphäre entsteht durch die Trennun-

gen, durch die „Schubladen im Kopf“? Welche Gruppenbil-

dung akzeptiere ich, und wieso ist es wichtig, sich freiwil-

lig in Gruppen zusammenschließen zu dürfen? Bei welchen 

Vorgaben zur Gruppenbildung mache ich mit, warum zö-

gere ich, wann widersetze ich mich vielleicht auch? Wer 

darf nicht dabei sein, nicht mitmachen, nicht mit hinein – 

und warum ist das ungerecht? Und was hat das mit Dis-

kriminierung zu tun?

Anhand dieser und ähnlicher Fragen führen die Übun-

gen an den Bänken immer wieder ins Gespräch und in den 

Austausch – über unterschiedliche Perspektiven, verschie-

dene Meinungen oder auch persönliche Erfahrungen. So 

ermuntern sie dazu – auch durch das praktische Training –, 

auch im wahren Leben Position zu beziehen, sich zu ver-

halten und Ungerechtigkeiten nicht mitzutragen.

Beispiel 2: Die Spiele-Materialien

Unserem Ziel, einen grundsätzlich wertschätzenden 

Austausch über Grundfragen des Zusammenlebens zu er-

leichtern, dienen die Spiele-Materialien von Gesicht Zei-

gen! Dabei handelt es sich um mehrere – je nach Spiel 

und Themenfokus im Einzelnen unterschiedlich akzentu-

ierte – Sets ästhetischer Wort- und Bildkarten. Didaktischer 

Ausgangspunkt ist regelmäßig die offene Frage. Die Mo-

deratorin stellt also eine Frage, alle Teilnehmenden signa-

lisieren nonverbal ihre Antworten. Bei einigen Spielen ge-

schieht dies durch Positionierungen im Raum, bei anderen 

durch die Auswahl und Präsentation einer Antwort-Karte. 

Im einfachsten Fall – beim Spiel: „Wie wollen wir leben?“ – 

handelt es sich um schlichte „Ja“- und „Nein“-Karten.

Lernorts ist eine künstlerische Ausstellung, die auf einer 

ersten Ebene der Sichtbarkeit sieben alltägliche jugendli-

che Lebenswelten inszeniert, darunter MEINE STADT – also 

das Draußen-Sein, MEINE MUSIK – also Club und Disko, 

oder der Doppelraum MEIN ZIMMER / MEINE FAMILIE – 

also das ganz persönliche Leben zu Hause. Echte Park-

bänke verstärken das Gefühl des Draußen-Seins, Teppich-

boden und Hausschuhe laden ins Zuhause ein, Bänke und 

Kasten ergänzen den Turnhallen-Boden in MEIN SPORT. In 

diesen Raumatmosphären sind verschiedene künstlerisch 

gestaltete Exponate zu finden, die Geschichten zu den 

Themen des Lernorts erzählen.

Hier empfangen wir Kinder- und Jugendgruppen zu 

intensiven vierstündigen Workshops, die von der Beteili-

gung möglichst vieler Teilnehmender leben. Das Setting 

bietet die Chance, einen frischen Blick auf Themen de-

mokratischen Zusammenlebens zu werfen und darüber in 

Austausch zu kommen. Die künstlerisch geformten Expo-

nate öffnen den Raum für Fragen. Sie wollen neugierig 

machen und Fragen stellen – aber nicht primär Fachwissen 

vermitteln.

Der Lernprozess jeder Teilgruppe wird von einer*m 

Bildungsreferent*in angeleitet. Dazu steht eine umfang-

reiche Methoden-„Toolbox“ zur Verfügung. Zu zahlreichen 

Exponaten hat Gesicht Zeigen! aktivierende und assoziati-

ve Methoden entwickelt, um in Bewegung und Austausch 

zu kommen. Im Sinne eines Lernens mit Kopf, Herz und 

Hand sprechen wir viele emotionale und körperliche Ebe-

nen an. Zahlreiche Methoden zielen letztlich auf einen mo-

derierten Austausch, der wertschätzend und ohne Zwang 

möglichst viele Teilnehmende zu Wort kommen lässt. So 

wechseln sich in den Programmen Elemente eigener Erfah-

rungen, als Einzelne und als Gruppe, mit Reflexion, Aus-

tausch und Verarbeitung ab. Im Idealfall entstehen aus 

dem Gruppenprozess und den Interaktionen eines Work-

shops Impulse und persönliche Erfahrungen, die hängen-

bleiben und weiterwirken, sowie Gespräche und Auseinan-

dersetzungen, die bedeutsame Themen eröffnen.

Beispielsweise sind die vier echten Berliner Parkbänke 

im Themenraum MEINE STADT ein Setting, um sich spie-

lerisch dem Thema Gruppenbildung, Vorurteile, Ausgren-

zung und Diskriminierung anzunähern. Wer „darf“ auf 

welche Bank? Welche Regeln gelten hier? – Zu diesen Fra-

gestellungen gibt es mehrere Sets von Schildern, die wir 

an die Bänke heften können. Darunter sind historische 

Aufnahmen aus der NS-Zeit („nur für Juden“ / „nur für Ari-

er“), zeitgenössische Fotos mit rassistisch-ausgrenzenden 

Graffiti („Türken raus“ / „Islam raus“) und kleine beschreib-

Sport, Masse und Individuum Foto: Lernort Lernort 7x jung
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Auch wenn die Teilnehmenden es anfangs anders er-

warten: Mit dem Zeigen der Antworten ist die Arbeit an 

dieser Frage noch nicht beendet, sondern die eigentliche, 

vertiefte Beschäftigung mit dem Thema beginnt nun erst. 

Denn die moderierende Person beginnt nun nachzufragen: 

„Wer von euch mag kurz sagen, warum er oder sie mit ‚Ja‘ 

antwortet?“ – „Was bedeutet das ‚Nein‘ für dich?“ – „Es 

war zu sehen, dass du lange überlegen musstest, dass dir 

die Entscheidung wohl schwer fiel. Magst du uns verraten, 

was daran schwierig war?“ Wenn einige Mitspieler*innen 

ihre Positionen darstellen, entsteht häufig das Bild im 

Raum, dass es eben ganz unterschiedliche Möglichkeiten 

gibt, über das in Rede stehende Thema zu denken, dass es 

verschiedene Schwerpunktsetzungen, Ansichten, Positio-

nierungen gibt. Dass es also weit mehr gibt als ein simples 

„Ja“ oder „Nein“, dass womöglich sogar ähnliche Auffas-

sungen zu vermeintlich konträren Antworten führen. 

Einige der Spiele spitzen eher zu, andere bleiben be-

wusst vage und lassen von vornherein größere Spielräu-

me für Assoziationen. Manche funktionieren mit mehre-

ren vorgegebenen Antworten (A, B oder C) – dann gibt 

es aber immer auch die Antwortmöglichkeit „nichts von 

alledem, sondern …“ (D). Und mit diesen Antworten ist es 

ähnlich wie mit „Ja“ und „Nein“: Die Motive und Begrün-

dungen, die Menschen zu gleichen Antworten kommen 

lassen, können sehr verschieden sein.

Zwei Aspekte machen die Spiele recht universell ein-

setzbar. Zum einen geht es tatsächlich um Grundfragen 

des Zusammenlebens – und das sind Themen, die im Prin-

zip für alle Menschen interessant sind. Deswegen sind die 

Spiele mit sehr unterschiedlichen Gruppen nutzbar: Al-

ter, Wissensstände, Artikulationsweisen usw. spielen kei-

ne vorrangige Rolle. An vielen Stellen geht es nicht um 

Wissen, sondern darum, eigene Perspektiven und Mei-

nungen in Austausch zu bringen, also zu formulieren und 

zu artikulieren, aber auch andere anzuhören, Positionen 

zu überdenken, sich auseinanderzusetzen. Das können 

Zehnjährige und Fünfzigjährige, Grundschüler*innen und 

Universitätsprofessor*innen im Prinzip gleichermaßen – 

auch wenn sie sich sehr unterschiedlich artikulieren, ver-

schiedene Kommunikationsformen, Interessenschwer-

punkte und Lebenserfahrungen haben. Selbstverständlich 

müssen wir die Fragestellungen variieren und anpassen.

In der Moderation wechseln wir zwischen sehr persön-

lichen Fragen, über die viele Teilnehmende erfahrungs-

gemäß gerne ins Gespräch kommen („Glaubst du an die 

große Liebe?“) und Fragen, die von großer Relevanz für 

eine demokratische und diskriminierungskritische Positio-

nierung in der Gesellschaft sind: „Stört es dich, zwei sich 

küssende Männer zu sehen?“ „Warst du schon einmal auf 

einer Demonstration?“ „Ist Kochen Frauensache?“ Der per-

sönliche Austausch ist dabei ein Türöffner für gute Diskus-

sionen auch zu jenen Fragen, die man vielleicht die politi-

scheren nennen kann. 

Die Spiele sind auch deswegen universell einsetzbar, 

weil sie ohne komplizierte Anleitungen auskommen. Wer 

in der Lage ist, wertschätzend zu moderieren, wird sich 

recht schnell in die unterschiedlichen Karten-Sets einfin-

den und sie – angepasst auf die je „eigene“ Gruppe – eini-

germaßen intuitiv nutzen können. Das ist ein großer Vor-

teil für die Praxis und macht die Spiele zu einer idealen 

Ergänzung ganz unterschiedlicher Bildungsprogramme.

Mit wem trainieren wir? 

Gesicht Zeigen! tritt ein für eine Gesellschaft, die sich 

von den Menschenrechten her versteht. Daher ist uns ein 

wichtiges Anliegen, mit unseren Projekten der politischen 

Bildung möglichst unterschiedliche Menschen zu erreichen. 

In besonderer Weise wenden wir uns an Zielgruppen, die 

erfahrungsgemäß in der politischen Bildung eher unter-

repräsentiert sind. In schulischen Kontexten sind dies vor 

allem nicht-gymnasiale Gruppen – von der Grundschule 

über Haupt-, Sekundar-, Real- und Gemeinschaftsschulen 

bis hin zu Berufsschulen, der Berufsorientierung oder auch 

Förderschulen. Dabei geht es ausdrücklich nicht um eine 

„Sonderpädagogik für Bildungsbenachteiligte“, sondern 

um die Selbstverständlichkeit gelebter Diversität.

Notwendiger Bestandteil dieses Ansatzes ist, dass wir 

keine Programme von der Stange durchführen, sondern 

letztlich jeden Workshop für die konkrete Gruppe neu zu-

sammenstellen – aus einer Vielzahl von Methoden und 

Ansätzen. Dementsprechend haben wir beispielsweise 

auch keine speziellen Angebote für Gruppen geflüchteter 

Jugendlicher, sondern mit ihnen ist es wie mit jeder an-

deren Gruppe auch: Wir informieren uns im Vorfeld über 

die Gruppensituation, stellen dann ein Team zusammen, 

Ziel unserer politischen Bildung 

ist immer, zu eigenem Engagement 

und demokratischem Handeln zu 

motivieren, im Großen wie im Kleinen.
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das die besten Voraussetzungen für genau diese Gruppe 

mitbringt – und dann hat dieses Team die Aufgabe, den 

konkreten Workshop vorzubereiten.

So führt die Frage, mit wem wir trainieren, wieder zu-

rück zu der Frage, wie wir trainieren. Um nämlich mit so 

unterschiedlichen und zum Teil von erheblicher Binnen-

vielfalt gekennzeichneten Gruppen arbeiten zu können, 

haben wir unsere Bildungskonzepte so gestaltet, dass sie 

möglichst barrierearm, möglichst zugänglich und mög-

lichst diskriminierungskritisch sind. Es ist wie mit einem 

guten Kinderbuch: Verschiedene Menschen lesen die Ge-

schichte möglicherweise auf unterschiedlichen Ebenen – 

aber es ist für alle etwas dabei. Und die Wahrscheinlichkeit 

dafür ist umso größer, weil es bei Gesicht Zeigen! ja um 

Themen geht, die für alle Menschen von Bedeutung sind.

Fazit

Häufig bekommen wir von jugendlichen Teilnehmer*-

innen nach einem Workshop die Rückmeldung, dass für 

sie sehr positiv war, dass wir sie ernst genommen haben 

und dass ihre Meinung etwas zählte.

Das freut uns natürlich, doch es stimmt uns auch nach-

denklich. Denn: Sollte gerade das nicht eine Selbstver-

ständlichkeit sein, in einem demokratischen Land? Wie 

kann Beteiligung gelingen, wenn Menschen sich nicht als 

selbstverständlichen Teil der Gemeinschaft sehen? 

Wir möchten Mut machen für eine demokratische Ge-

sellschaft, die ihre Mitglieder als selbstverständlich gleich-

berechtigt anerkennt. Wir müssen sie wagen – und Gesicht 

zeigen. Denn welche Chance haben wir sonst? Fangen wir 

bei uns selbst an. AUSSERSCHUL ISCHE B I LDUNG 3/2019

Zum Autor

Der Gute Baum – Wer ist mein Vorbild? Foto: Lernort 7x jung
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Selbstverständlichkeit ist, sondern errungen, gestaltet und 

auch verteidigt werden muss. 

Die Beschäftigung mit Demokratiegeschichte hat auch 

jenseits einer möglichen Operationalisierung in der politi-

schen Bildung einen Eigenwert: Ereignisse, Orte und Per-

sonen, die für die Entwicklung der Demokratie wichtig 

waren, gehören in den „Erinnerungsspeicher“ der Bundes-

republik Deutschland und sind Bestandteil des kulturellen 

Wissens, über das Bürger*innen verfügen sollten.

Viele Menschen begründen ihr politisches Engagement 

außer mit Gegenwartsfragen mit einer besonderen Ver-

antwortung, die aus der deutschen Geschichte erwächst. 

Die von der NS-Diktatur begangenen Menschheitsverbre-

chen wie auch das SED-Unrecht bilden dabei die histori-

schen Komplexe, auf die rekurriert wird. Breiter, histori-

scher fundiert werden könnte das Engagement, wenn es 

nicht nur die Diktaturgeschichte, sondern auch die Demo-

kratiegeschichte einbeziehen würde, da ohnehin Demo-

kratie und Zivilgesellschaft den Bezugsrahmen des politi-

schen Engagements bilden. Demokratiegeschichte umfasst 

dabei nicht nur die Durchsetzung der auf Grundrechten 

und Gewaltenteilung basierenden parlamentarischen De-

mokratie in den großen Auseinandersetzungen des 20. 

„Das Lob unserer heutigen Verfassung bedeutet schon gar 

nicht, dass wir uns zurücklehnen könnten!“ Mit diesen 

Worten weist Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier

darauf hin, dass „Demokratie gelingt oder scheitert nicht 

auf dem Papier der Verfassung, sondern in der gesell-

schaftlichen Realität.“ (Steinmeier 2019a)

Dieser Hinweis hat auch Relevanz für die politische Bil-

dung. Den Blick auf die Kodifizierung von Grundrechten 

zu richten, ist eine wichtige Perspektive. Zugleich sollte 

aber ebenso beachtet werden, wie diese Werte im Alltag 

umgesetzt werden können. Demokratie zu leben bedeutet, 

dass um politische Vorstellungen und Konzepte gerungen 

wird. Zwar können Kernelemente in einer Verfassung, die 

Ergebnis eines demokratischen Prozesses ist, fixiert wer-

den, die Auslegung und Weiterentwicklung in der Praxis 

ist aber veränderbar. Demokratie ist nichts Statisches, son-

dern immer Entwicklung.

Potenziale der Beschäftigung 

mit Demokratiegeschichte

Ein legitimer und wichtiger Blickwinkel zur Betrachtung 

der Vergangenheit ist die Frage nach der Entwicklung der 

Demokratie. Dabei wird deutlich, dass Demokratie keine 

Das Grundgesetz leben
Demokratiegeschichte in der politischen Bildungsarbeit 

Wie werden die Menschenrechte und das Grundgesetz gelebt? Und was kann politisch-

historische Bildung tun, um diesen Prozess des Demokratie-Lebens zu fördern? In 

 diesem Beitrag wird aufgezeigt, welches Potenzial positive Beispiele aus der Demokratie-

geschichte haben können, bei denen es nicht um unkritische Heldenverehrung und 

lineare Erfolgsgeschichten, sondern um „Best-Practice-Beispiele“ der Zivilgesellschaft 

geht. von Michael Parak und Dennis Riffel
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„Gibt es nicht auch Ereignisse und Vorbilder in unse-

rer Demokratiegeschichte, die uns inspirieren, die An-

sporn geben und Mut machen können? Gab es nicht 

Zeiten – denken wir etwa an den Weimarer Aufbruch 

vor 100 Jahren –, in denen große Umwälzungen auch 

große Errungenschaften hervorbrachten? Errungen-

schaften, die unsere Demokratie bis heute prägen und 

stark machen; Heldinnen und Helden, auf die wir stolz 

sein können? Ich meine, wir haben unsere Freiheits- 

und Demokratiegeschichte in unserem Denken über 

Zukunft zu lange vernachlässigt, und das sollten wir 

ändern!“ (Steinmeier 2019b)

Keine lineare Erfolgsgeschichte, 

sondern Lernbeispiele

Der Bundespräsident greift das Begriffspaar von „Hel-

dinnen und Helden“ auf, das bei einigen Assoziationen 

von unkritischer Heldenverehrung hervorrufen könnte. 

Das englische Internetportal History´s Heroes (http://

historysheroes.e2bn.org | 1) zeigt, dass dem nicht so sein 

muss (vgl. Riffel 2016, S. 9). Im Lehrer*innenbereich des 

Portals stößt man neben Informationen darüber, welche 

Methoden und Inhalte für welche Klassenstufe geeignet 

sind, auch auf die Lernziele, die mit der Beschäftigung mit 

den historischen Persönlichkeiten und dem Thema „Hero-

es“ verbunden werden. Genannt werden folgende Ziele:

• Kritisches Denken und Hinterfragen

• Kritisch über die eigenen Werte und die Werte anderer 

nachdenken

• Eine eigene Meinung bilden und mit anderen Meinun-

gen umgehen lernen

• Beziehungen und Zusammenarbeit mit anderen lernen, 

Aushandeln lernen

• Schüler*innen befähigen, „to play an effective role in 

public life“

• Lernen, dass Einzelne und Gruppen Einfluss neh-

men können auf gesellschaftliche und politische 

Entscheidungen

• Lernen, dass Vorbilder keine Superhelden sein müssen, 

sondern Schwächen und Fehler haben, dass sie auch 

versagen können

• Den Wert von ehrenamtlichem Engagement 

kennenlernen

1 Zugriff für diesen und alle weiteren in diesem Beitrag genannten 

Links: 19.06.2019

Jahrhunderts, sondern auch ihre Weiterentwicklung in der 

hochkomplexen, fluiden Gegenwart.

„Auf diesem Hintergrund tun wir gut daran, weder 

Diktaturgeschichte noch Demokratiegeschichte zu iso-

lieren, sondern sie jeweils in Kontexte einzuordnen 

und Zusammenhänge zu beleuchten. Demokratiege-

schichte, Diktaturgeschichte und die Geschichte der 

Menschheitsverbrechen sollten nicht als konkurrieren-

de, sondern sich ergänzende Komponenten der Erin-

nerungsarbeit verstanden werden.“ (Faulenbach 2018, 

S. 45)

Demokratiegeschichte kann aber noch mehr sein: Wer 

Demokratie heute gestalten will, schaut oft fragend zu-

rück. Welche Menschen und Ereignisse haben unser Bild 

von Demokratie geprägt? Wo zeigen sich Parallelen zur 

Gegenwart? 

Mit positiven Beispielen arbeiten

Unter dem Stichwort „Demokratische Zivilgesellschaft“ 

wird häufig verstanden, dass demokratische Leitwerte 

auch als Gesellschafts- und Lebensform im Alltagsleben 

verankert sind. Politische Bildung, die darauf abzielt, be-

nötigt eine anschlussfähige Rahmung und ein moderieren-

des Vorgehen. Besondere Potenziale ergeben sich dabei, 

wenn mit einer positiven Ausrichtung gearbeitet wird (vgl. 

Klemm/Strobl/Würtz 2006, S. 121). Und hier kommt wie-

der die Beschäftigung mit Demokratiegeschichte ins Spiel.

Unsere heutigen Lebensumstände sind nicht einfach 

gegeben und unveränderlich. Manchmal verliert man sich 

im hier und heute und denkt, dass sich sowieso nichts än-

dern lässt. Oder man lehnt sich wohlig zurück und denkt: 

Ich brauche doch nichts tun. Die Beschäftigung mit Ge-

schichte kann helfen, dieser Fixierung auf die Gegenwart 

zu entgehen. Veränderung ist sowohl im Negativen als 

auch im Positiven möglich. Alle Fortschritte und Errungen-

schaften, sei es bei der Wahrung von Menschenrechten, 

dem Schutz von Minderheiten oder dem Ausbau von po-

litischen Beteiligungsmöglichkeiten, sind nicht einfach da: 

Sie müssen etabliert und weiterentwickelt werden. 

Der Blick auf die Geschichte zeigt, dass Menschen ihre 

Lebensverhältnisse verändern und gestalten können. Dies 

kann Ansporn und Motivation für bürgergesellschaftliches 

und politisches Engagement sein. Es wird deutlich, dass es 

immer verschiedene Handlungsoptionen gibt. In der poli-

tischen Bildung kann dies umgesetzt werden, indem auch 

mit positiven Beispielen, „best practice“ aus der Vergan-

genheit, gearbeitet wird:
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Selbstverständlich müssen die Standards politischer 

Bildungsarbeit auch für den Umgang mit positiven Bei-

spielen gelten. Was für die Beschäftigung mit einzelnen 

Personen gilt, gilt natürlich auch für das Verständnis von 

Demokratie: Wir haben es nicht mit einer linearen Erfolgs-

geschichte zu tun. Dafür sind die Lesarten, was Demokra-

tie in der Vergangenheit ausmachte und in der heutigen 

Zeit ausmachen kann, viel zu vielfältig. Ein Anhaltspunkt 

kann sein, dass „Demokratie“ nach vorherrschender Ein-

schätzung mehr ist als ein bloßes Institutionengefüge zur 

Regelung politischer Willensbildung durch Mehrheitsent-

scheidungen. Demokratie ist nicht nur Gewährleistung von 

Herrschaft auf Zeit, zu ihr gehören auch Gewaltenteilung, 

Rechts- und Sozialstaatlichkeit. Sie fußt auf einer Zivilge-

sellschaft, in der die Bürger*innen Demokratie als Lebens-

form begreifen.

Im Folgenden soll anhand eines Beispiels gezeigt wer-

den, dass die Beschäftigung mit Demokratiegeschichte 

eine Anregung dazu geben kann, wie sich Menschen in 

einem Land verhalten können, das sich als parlamentari-

sche Demokratie konstituiert hat.

Mit Geschichte Demokratie stärken – ein Beispiel: 

Oral History-Projekt „Ehrenamtlich engagiert“ | 2

 Unser Grundgesetz ist der gesetzliche Rahmen, der das 

Zusammenleben in unserer Gesellschaft ermöglicht, Frei-

heiten zuspricht, Grenzen setzt, aber auch Spielräume 

öffnet. Diese Spielräume müssen aber auch genutzt und 

immer wieder neu erkundet werden. Unsere Demokratie 

wäre daher kaum vorstellbar ohne die Menschen, die sich 

für sie einsetzen. Für viele, wie z. B. Beamte, Lehrer*innen, 

Verwaltungsangestellte und Bundestagsabgeordnete, sind 

der Erhalt und die Stärkung der Demokratie Teil ihres Beru-

fes. Andere aber setzen sich ehrenamtlich in ihrer Freizeit 

für demokratische Ziele ein. Durch ihr Engagement zei-

gen sie, dass Demokratie uns heute gegeben, aber nicht 

selbstverständlich ist. Auch das Grundgesetz wäre nur ein 

starrer Rahmen, mühsam aufrecht erhalten von staatlichen 

Funktionären, wenn es den ehrenamtlichen Einsatz für die 

Demokratie nicht geben würde. Oft ist oder war es nicht 

das demokratische System an sich, das Engagierte durch 

ihr Handeln weiterentwickeln wollten, sondern Elemente, 

die für sie untrennbar mit Demokratie und den Grundrech-

ten verknüpft sind. 

Was Ehrenamtliche vor Ort motiviert hat und was sie 

bewegt und etabliert haben, kann Ausgangspunkt ei-

nes Oral-History-Projektes werden. Das Befragen von 

Zeitzeug*innen ehrenamtlichen Engagements ermöglicht 

einen Zugang zu Geschichte jenseits des traditionellen, 

oftmals schriftlichen Quellenmaterials. Diese Form der his-

torischen Spurensuche ist sehr gut geeignet für Jugendli-

che und junge Erwachsene, kann aber auch mit Erwach-

senen oder intergenerationellen Gruppen durchgeführt 

werden (vgl. www.geschichte-lernen.net/oral-history).

Eine Engagement-Landkarte entwerfen

Zunächst ist es notwendig, sich einen Überblick über 

das ehrenamtliche Engagement vor Ort zu verschaffen, um 

geeignete Personen für Interviews zu finden. Dazu sind 

die Internetseiten des Ortes und Lokalzeitungen eine gute 

Quelle. 

Eine ehrenamtliche Beschäftigung ist nicht automatisch 

ein Engagement für Demokratie. Dazu wird es erst durch 

die Motivation der oder des Freiwilligen. Wer etwa einen 

Chor gründet, um einen Musikpreis zu gewinnen, hat da-

bei nicht das Wohl von anderen als Handlungsgrund. 

2 Die folgende Projektidee ist der Handreichung „Lokale Spurensuche 

im Themenfeld Demokratiegeschichte“ entnommen (vgl. Gegen 

Vergessen – Für Demokratie e. V. 2018).

Helden der Demokratie sind Spiderman, Pippi 

Langstrumpf und die Star-Wars-Figuren wahr scheinlich 

auch dann nicht, wenn sie vor dem Bundestag 

stehen. Aber wo sind sie, die positiven Vorbilder der 

Demokratiegeschichte? Foto: GVFD, Jan Schapira
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partner* innen lässt sich eine Karte des ehrenamtlichen En-

gagements in einem Ort gestalten, die später auch in ei-

ner Ausstellung oder einer Onlinepräsentation verwendet 

werden kann. 

Interviews führen

Bei Interviews mit Ehrenamtlichen bieten sich offene 

Fragen an, damit der oder die Erzählende selbst Akzen-

te setzen kann. Durch Oral History gewinnt man persön-

lich geprägte Erfahrungsberichte. Wer noch wenig Erfah-

rungen mit Interviews gemacht hat, kann sich inzwischen 

sehr gut online über Vorgehen, Vorteile und Fallstricke von 

Oral History informieren (vgl. www.geschichte-lernen.net/

oral-history). 

Als Einstieg in das Interview eignet sich z. B. die Fra-

ge, ob es Vorbilder für ehrenamtliches Engagement gab. 

Dann kann spannend sein, in welchen Situationen sich 

Menschen engagierten. Gab es einen Anlass, der zum Ak-

tivwerden führte? Mit welcher Motivation setzten die Frei-

willigen sich für Demokratie ein? Hofften sie darauf, et-

was zu verändern? Welche Form nahm ihr Engagement 

an? Handelten sie allein oder erhielten sie Unterstützung? 

Ist ihr Engagement wertgeschätzt worden?

Weitere Fragen können sein:

• Für welche Werte haben sich Freiwillige engagiert? Es 

gibt viele Themen, die die Demokratie betreffen, die 

im Grundgesetz verankert sind und für die sich ein 

Einsatz lohnt, z. B. Gleichberechtigung (z. B. Art. 3, 

GG) oder Toleranz (z. B. Art. 4 und 5, GG). Der Einsatz 

kann einmalig oder dauerhaft sein, durch Vereinsar-

beit oder alleine erfolgen. Manchmal ändern sich auch 

die Ziele und Werte, die im Vordergrund stehen, im 

Laufe der ehrenamtlichen Tätigkeit.

• Welche Kritik am Engagement gab es? Wie wurde re-

agiert? Die Arbeit von Engagierten wird häufig auch 

in Frage gestellt und kritisiert. Vorwürfe können zum 

Überdenken des Handelns führen, aber auch Abwehr-

reaktionen auslösen. Es ist interessant herauszufinden, 

wie Ehrenamtliche mit berechtigter und unberechtig-

ter Kritik umgegangen sind.

• Gab es Zeiten, an denen Engagierte kurz vor dem 

Ende standen? Oder tatsächlich aufhörten? Nicht 

jedes Engagement wird zu einer Erfolgsgeschichte. 

Freiwillige können von der Arbeit überfordert werden, 

Gruppen sich zerstreiten, Ziele nicht erreicht wer-

den. Solche Rückschläge müssen verarbeitet werden. 

Manchmal führen sie auch zum Ende eines Einsatzes. 

Wenn sich ein Chor gründet, um z. B. Spenden für Bedürf-

tige zu sammeln, kann dies als Engagement für demokra-

tische Werte verstanden werden. 

Zahlenmäßig sind die meisten ehrenamtlich Aktiven im 

Bereich des Sports zu finden. Dort finden z. B. viele Pro-

jekte zur Inklusion von Menschen mit körperlichen Beein-

trächtigungen statt. Im Sozialbereich arbeiten viele haupt-

beruflich, aber es gibt eine lange ehrenamtliche Tradition 

des sozialen Engagements von Vereinen und kirchlichen 

Organisationen. Sucht man nach demokratischem Enga-

gement, fallen einem sehr schnell der Politikbereich und 

die Parteien ein. In vielen Gemeinden haben Jugendpar-

lamente die Möglichkeit, Entscheidungen der regulären 

Gremien zu beeinflussen. An den meisten Schulen können 

Lernende als Klassen- oder Schulsprecher*innen für die In-

teressen der Schülerschaft eintreten. An Universitäten ist 

es der AStA (Allgemeine Studentenausschuss), der sich für 

die Rechte Studierender einsetzt, am Arbeitsplatz Gewerk-

schaften, die die Arbeitnehmer*innen vertreten. 

Im Kulturbereich hat sich eine große Vielfalt von En-

gagementformen entwickelt. Kunstvereine und Theater-

projekte werden häufig sogar vollständig ehrenamtlich 

organisiert. Besonders seit den 1980er Jahren gibt es im-

mer mehr Initiativen, die sich mit der Aufarbeitung der 

Geschichte vor Ort beschäftigen. Zu diesen gehören u. a. 

Geschichtswerkstätten, Gedenk- und Erinnerungsorte und 

auch Gegen Vergessen – Für Demokratie e. V. Außerdem 

gibt es ein breites Netz von Initiativen, die gegen gruppen-

bezogene Menschenfeindlichkeit und Rechtsextremismus 

vorgehen. Viele Ehrenamtliche sind auch im Natur- und 

Umweltschutz aktiv. In Freiwilligendiensten, z. B. dem Bun-

desfreiwilligendienst, engagieren sich Frauen und Männer 

jeden Alters mehrere Monate lang in Einrichtungen unter-

schiedlichster Art. 

Aus den Recherchen auf der Suche nach Interview-

Der Blick auf die Geschichte zeigt, 

dass Menschen ihre Lebensverhältnisse 

verändern und gestalten können. 

Dies kann Ansporn und Motivation für 

bürgergesellschaftliches und politi-

sches Engagement sein.
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Selbst ein negativer Abschluss heißt aber nicht zwin-

gend, dass die geleistete Arbeit ein Misserfolg war.

• Wie bewerten die Engagierten ihr Handeln nachträg-

lich? Welche Spuren haben Freiwillige und ihr Enga-

gement hinterlassen? Das Engagement mag Jahre 

zurückliegen, aber es hat vor Ort Spuren hinterlassen, 

die es zu entdecken gilt, z. B. Projekte und Initiati-

ven, die weitergeführt wurden. Manchmal würdigen 

Gemeinden oder Organisationen auch die Leistungen 

von Ehrenamtlichen, z. B. durch Preise oder Ehrungen.

Präsentation vor Ort

Es gibt viele Möglichkeiten, die Ergebnisse aus den In-

terviews zu präsentieren. Hier ist alles möglich von der 

Ausstellung vor Ort, Hör- oder Videostationen, Präsenta-

tionen am Tag des Ehrenamts bis hin zu Onlinedarstellun-

gen auf Websites oder Blogs. Im besten Fall gelingt es 

durch ein solches Projekt, ehrenamtliches Engagement vor 

Ort zu stärken und sichtbar zu machen. Außerdem kann 

gerade bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen als 

Interviewer*innen durch die Beschäftigung mit ehrenamtli-

chen Aktivist*innen eigenes Engagement angeregt werden.
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Rezensionen

der, Direktor des DIE, und der Bundestagsabgeordnete 

und Vorsitzende des DVV, Ernst Dieter Rossmann, gaben 

dennoch eine strukturierende Chronologie vor, mit der die 

Leser*innen durch das Buch geführt werden. Die einzelnen 

Geschichten sind bestimmten Jahren zugeordnet und ein 

grafischer Wegweiser sorgt dafür, dass alle den notwen-

digen Überblick behalten. Allerdings müssen die Heraus-

geber eingestehen, keinen Anspruch auf Vollständigkeit 

garantieren zu können. 

Die einhundertjährige Geschichte startet mit der bemer-

kenswerten Aufnahme der Volksbildung in die Weimarer 

Reichsverfassung. „Das Volksbildungswesen, einschließlich 

der Volkshochschulen, soll vom Reich, den Ländern und 

Gemeinden gefördert werden.“ Dieser Satz wurde am 19. 

Juni 1919 mit der gesamten Reichsverfassung verabschie-

det und erfüllte die damaligen Akteure zu Recht mit Stolz. 

Warum Gleiches 30 Jahre später bei der Verabschie-

dung des Grundgesetzes nicht erneut gelang, wird von 

Annegret Kramp-Karrenbauer erzählt. Als amtierende 

DVV-Präsidentin und ehemalige Ministerpräsidentin no-

tierte sie, dass dem Ansinnen der Volkshochschulen vom 

Parlamentarischen Rat eine Absage erteilt werden musste, 

da „für die Bildungsfragen die Länder zuständig sind“. Ein 

Satz, der in der heutigen bildungspolitischen Debatte über 

föderale Verantwortlichkeiten nicht ohne Brisanz ist.

Während des Festaktes in Frankfurt stellte der Präsi-

dent des Bundesverfassungsgerichts Andreas Voßkuhle 

dennoch einen Link zum Grundgesetz her und benannte 

u. a. das allgemeine Gleichheitsrecht und das Sozialstaats-

prinzip zu wirksamen Hebeln für den Bildungsauftrag des 

Grundgesetzes. Dennoch stellt sich aus heutiger Sicht die 

Frage, was denn anders gelaufen oder heute anders wäre, 

wenn die Erwachsenenbildung mit einer Soll-Vorschrift, 

wie der vor einhundert Jahren, Eingang ins Grundgesetz 

gefunden hätte.

Geschützt hätte das nicht die Mitarbeitenden von 

Volkshochschulen, die unter den sogenannten Radikalen-

erlass fielen, der von der Regierung Brandt 1972 verordnet 

und zu Berufsverboten auch in Volkshochschulen führte, 

wie Klaus-Peter Hufer berichtet. Pädagogischen Mitarbei-

tenden mit DKP- und sogar SPD-Parteibuch wurde wegen 

mangelnder Verfassungstreue gekündigt. Auch dieses ist 

Teil der VHS-Geschichte. 

V O N B O R I S  B R O K M E I E R  Da liegt er nun kiloschwer auf 

dem Tisch: Der Jubiläumsband zum 100-jährigen Beste-

hen der Volkshochschulen (VHS) in Deutschland. 100 Jah-

re gewichtige Geschichte, erzählt in 100 Geschichten auf 

rund 250 Seiten durch Mitarbeitende, Begleiter*innen, 

Unterstützer*innen und Kritiker*innen der Volkshochschu-

len. Allein durch seine opulente Gestaltung im schwe-

ren Coffeetable-Format signalisiert er Bedeutungsschwe-

re. Um es vorweg zu nehmen: Die Idee für dieses Buch 

war gut und die Umsetzung ist gelungen. Es gibt eben 

nicht die eine Geschichte dieser zur Marke gewordenen 

Erwachsenenbildungsinstitutionen in kommunaler Verant-

wortung. Jede VHS ist irgendwie anders, hat eine andere 

Geschichte, eine andere Verfasstheit und vor allem andere 

Schwerpunkte. 

Dennoch hat es der 100. Geburtstag, der am 13. Febru-

ar 2019 an keinem geringeren Ort als der Frankfurter Pauls-

kirche zelebriert wurde, in die Tagesschau geschafft und 

darüber hinaus einen für den Deutschen Volkshochschul-

Verband (DVV) erfreulichen medialen Widerhall erfah-

ren, weil eben fast jeder in dieser Republik weiß, was eine 

Volkshochschule ist und sich die Marke durchgesetzt hat. 

Einhundert Geschichten zur Geschichte der VHS bieten 

Raum für eine breite Vielfalt von Themen, die ein Jahr-

hundert bestimmen. Die beiden Herausgeber Josef Schra-
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Für die Menschen aus Bildungsstätten sind die Ge-

schichten über das Zusammenwirken von Volkshochschu-

len mit Heimvolkshochschulen bzw. Volksbildungsheimen 

von besonderem Interesse. Die Heimvolkshochschule Drei-

ßigacker in Thüringen ist genauso Gegenstand einer fikti-

ven Erzählung aus dem Jahre 1920 (von Christine Zeuner) 

wie die Eröffnung des Volkshochschulheims Sachsenburg 

1928, von der Paul Ciupke berichtet. 

Die Wiedervereinigung beider deutscher Staaten wur-

de bekanntermaßen auch im Volkshochschulbereich voll-

zogen. Für einige ist sicher neu, dass es auch in der DDR 

solche Bildungseinrichtungen gab. Das ist in mehreren Ge-

schichten ab dem Jahr 1990 nachzulesen. 

Nicht nur die Paulskirche und der Präsident des Bun-

desverfassungsgerichts sind Ausdruck einer deutlich sicht-

baren Staatsnähe der Volkshochschulen. Je näher die Jah-

reszahlen und die damit erzählten Geschichten an die 

Jetztzeit heranreichen, umso mehr kommen einem die 

Themen und die Menschen auf den Fotos bekannt vor: 

die Bundeskanzlerin, ehemalige Bundespräsidentinnen 

und natürlich die Grand Dame der Volkshochschulen, Rita 

Süßmuth, die von 1988 bis 2015 als erste Präsidentin dem 

DVV vorstand. Die „Bannerträgerin der Emanzipationsbe-

wegung“, wie Ernst Dieter Rossmann sie in seinem Beitrag 

des Jahres 1988 nannte, wird durch diesen besonders und 

zu Recht gewürdigt. 

Etwas schwerer tun sich der DVV und seine Geschich-

tenerzähler mit der politischen Positionierung bzw. der po-

litischen Bildung in den Volkshochschulen. Berichtet wird 

über die Arbeit der „vhs Wyhler Wald“ im Kontext der 

Anti-Atombewegung, von lokalen Bürgerinitiativen zum 

Erhalt ihrer VHS bis zum Attentat auf die Wehrmachts-

ausstellung in der vhs Saarbrücken im Jahr 1999 und den 

Aktionen gegen Rassismus. Zum Jahr 2014 finden wir unter 

der Überschrift „Antworten auf Pegida“ eine Geschichte 

aus der VHS Dresden, die aufhorchen lässt. Angesichts der 

aufkeimenden Pegida-Bewegung entwickelte die VHS eine 

Plakatkampagne zur Vielfalt ihrer Stadt und sah, so Jürgen 

Küfner, dass der VHS als Träger politischer Bildung eine 

neue und wegweisende Aufgabe zukam. Das stimmt zwei-

fellos. Aber die von ihm vorgenommene Positionierung als 

„weltanschaulich und politisch neutrale Einrichtung“ greift 

dann doch etwas kurz. 

Parteipolitisch neutral – ja, aber nicht politisch neutral 

und schon gar nicht als Träger politischer Bildung! Einrich-

tungen politischer Bildung beziehen Position für Demokra-

tie, gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Ausgren-

zung. Hier wäre mehr Klartext erforderlich!

Dieser umfangreiche Geschichtenband vermittelt auch 

dem Nicht-Bildungsprofi einen informativen Zugang zur 

vielfältigen Arbeit der Volkshochschulen in Deutschland 

und die Herausforderung, auf aktuelle gesellschaftliche 

Entwicklungen und Trends, aber auch auf arbeitsweltbe-

zogene Anforderungen einzugehen und daraus ein Bil-

dungsangebot zu formen. Deutlich herauslesbar ist aber 

dennoch die Schwierigkeit, die mit ihrer Rolle als kommu-

nale und damit staatliche Einrichtungen verbunden ist. Die 

VHS ist nicht so frei und unabhängig, wie andere Träger 

der Erwachsenenbildung, in die kein Bürgermeister oder 

Landrat hineinregieren kann, ist dafür aber institutionell 

stärker abgesichert. Rita Süßmuth würde dem sicher mit 

ihrem Lebensmotto entgegen: „Das wollen wir doch erst 

mal sehen.“

VON EL ISABETH MISCHUR  Das vorliegende Werk stellt den 

ersten Band einer Lehrbuchreihe mit dem Titel „Erwachse-

nen- und Weiterbildung. Befunde – Disziplinen – Transfer“ 

dar. Ziel dieser Lehrbücher ist es, forschungsbasiertes Wis-

sen der Disziplin Erwachsenenbildung und ihrer Bezugswis-

senschaften zu bündeln und Grundlagenkenntnisse für das 

praktische Handeln zu liefern. Dabei orientiert sich der Au-

tor hinsichtlich der Themen, des Aufbaus und Umfangs an 

Lehrbüchern der grundständigen und berufsbegleitenden 

Lehre in Bachelor- und Masterstudiengängen. Ziel der Rei-

he ist es, die Leser*innen in wissenschaftliches Denken und 

Arbeiten einzuführen und den praxisorientierten Transfer 

zu unterstützten. Dazu finden sich in den Büchern „Im-
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und Weiterbildung
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Neben Lehr-Lernprozessen geht es auch um die Kompeten-

zen Lehrender und um deren berufliche Situation. Insbe-

sondere durch die klare und induktive Strukturierung, das 

ansprechende Layout, die unterstützende und anregende 

Leseführung sowie die Arbeitsaufgaben lässt sich der Band 

als empfehlenswerte Einführungsliteratur bezeichnen. Das 

Buch zeichnet sich durch eine hohe Aktualität aus.

Zwar werden keine direkten Bezüge zur politischen Bil-

dung hergestellt, jedoch können die hier grundlegend ver-

mittelnden Gedanken im und für den politischen Diskurs 

hilfreich sein – auch, weil sich die politische Erwachse-

nenbildung immer wieder einem Legitimationsdruck aus-

gesetzt sieht.

V O N TA M A R A D I E D E R I C H S  „Wie werden Programme und 

Angebote für die Erwachsenen- und Weiterbildung ge-

plant?“ Mit Fleige, Gieseke, von Hippel, Käpplinger und Ro-

bak haben sich renommierte Autor*innen aus dem Bereich 

der Erwachsenenbildung zusammengeschlossen, um die-

ser Frage in Form eines Lehrbuchs nachzugehen und somit 

eine Einführung in die Programm- und Angebotsentwick-

lung in der Erwachsenen- und Weiterbildung zu geben. 

Das Lehrbuch ist der zweite Band der Reihe „Erwachsenen- 

und Weiterbildung. Befunde – Disziplinen – Transfer“ und 

richtet sich insbesondere an Lehrende und Lernende aus 

dem Bereich der Erwachsenen- und Weiterbildung. 

pulse zum Weiterdenken, Recherchieren, Diskutieren, Re-

flektieren und Hinterfragen“ (S. 7).

Das vorliegende Werk besteht neben einer Einführung 

und dem Überblick über alle Kapitel aus elf Kapiteln sowie 

aus Lösungsvorschlägen zu den Aufgaben, die am Ende je-

den Kapitels zu finden sind. Jedes Kapitel beginnt mit ei-

ner Art Deckblatt, welches eine kurze Einleitung sowie de-

finierte Lernziele für den kommenden Inhalt aufzeigt. In der 

Einleitung arbeitet der Autor die grundlegende Bedeutung 

des Lehrens und Lernens heraus und zeigt auf, wo das Ler-

nen für Erwachsene beginnt und welche Folgen die Insti-

tutionalisierung des Lebenslangen Lernens für die Erwach-

senen- und Weiterbildung mit sich gebracht hat. Es wird 

klargestellt, dass Lehren und Lernen primär als pädagogi-

sche Aktivitäten behandelt werden, denn es soll vornehm-

lich darum gehen, wie das Lehren das Lernen unterstüt-

zen kann und welche Folgen sich daraus ergeben können. 

Dabei setzt Schrader immer wieder die beiden Begriffe in 

den Gesamtkontext der Erwachsenen- und Weiterbildung, 

weshalb er schließlich ein „Angebots-, Nutzungs- und Wir-

kungsmodell“ im Mehrebenensystem der Erwachsenen- 

und Weiterbildung vorstellt. Dieses Modell dient auch der 

weiteren Gliederung dieses Lehrbuchs. Das erste Kapitel 

erklärt, „wie Teilnahme an Weiterbildung und Abhängig-

keit von individuellen und institutionellen Voraussetzungen 

möglich ist“ (S. 16). Kapitel zwei greift die Themen Inhalte, 

Ziele und Angebote der Erwachsenen- und Weiterbildung 

auf. Die Lehrkräfte, deren Qualifikationen, Kompetenzen 

und Beschäftigungsverhältnisse sowie die Frage ihrer Pro-

fessionalität und gesellschaftlichen Anerkennung, werden 

in Kapitel drei und vier behandelt. Die Koordination von 

Programm- und Veranstaltungsplanung greift Kapitel fünf 

auf. Die Gestaltungen von Lehr-Lernprozesse sowie didakti-

sche Modelle zu deren Planung und Durchführung, werden 

in Kapitel sechs und sieben unter Berücksichtigung empi-

rischer Befunde diskutiert. Das anschließende Kapitel be-

schäftigt sich mit dem Lernverhalten, den Lernmotiven und 

-interessen Erwachsener. Abgeschlossen wird die Thematik 

von Lehr-Lernprozessen mit Kapitel neun, in dem auf mo-

ralische Konflikte eingegangen wird. Weitere Themen sind 

die Wirkungen der Erwachsenen- und Weiterbildung (Ka-

pitel 10) und die Frage der Professionalisierung (Kapitel 11).

Prinzipiell kann festgehalten werden, dass das vorlie-

gende Werk trotz seiner Bezüge zur Praxis keine Ratge-

berliteratur darstellt und in Folge dessen Rezeptwissen 

vermitteln möchte. Es geht vielmehr darum, für die The-

matik Lehren und Lernen zu sensibilisieren und die Abhän-

gigkeitsverhältnisse und Einflussfaktoren herauszuarbeiten. 
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Neben einer inhaltlichen Einleitung, in der die Autor*-

innen die Thematik in der Erwachsenen- und Weiterbildung 

verorten, werden die Kapitel zum einen durch einen voran-

gestellten Einblick in die einzelnen Kapitel als auch durch ein 

abschließendes Glossar ummantelt. Das Lehrbuch umfasst 

insgesamt elf Kapitel, die mit Lernzielen, Arbeitsaufträgen, 

Beispielen, Definitionen, Merksätzen, Lesehinweisen sowie 

weiteren wegweisenden Informationen versehen sind. 

Bereits in der Einleitung arbeiten die Autor*innen die 

grundlegende Bedeutung der Programmplanung heraus. 

So wird die Programm- und Angebotsplanung als Herz-

stück professioneller Tätigkeit in der Erwachsenen- und 

Weiterbildung beschrieben. Die ersten drei Kapitel be-

schäftigen sich mit den grundlegenden Begriffen und dem 

Konzept der Programmplanung. Sowohl die Unterschie-

de der Begriffe „Programm“ und „Angebot“ als auch die 

Bedeutung der Begriffe „Bedarfe“ und „Bedürfnisse“ wer-

den thematisiert. Durch die Einführung in unterschiedli-

che Programmplanungsmodelle wird der/die Leser*in auf 

die Komplexität der Thematik aufmerksam gemacht. Die 

Kapitel vier bis sechs widmen sich der Programmplanung 

im Kontext der Forschung. Hier werden unterschiedliche 

Studien zum Programmplanungshandeln sowie Studi-

en und Befunde zur Programmforschung herangezogen. 

Insbesondere das fünfte Kapitel richtet sich vor allem an 

Student*innen und stellt durch eine intensive Befassung 

mit der Methodik der Programmanalyse ihre Eignung für 

studentische Arbeiten heraus. Die Kapitel sieben und acht 

richten ihren Blick auf die Kontexte der Programmplanung 

und zeigen das Verhältnis der Programmplanung zu Lern-

kulturen und zum Weiterbildungsmanagement auf. So 

wird insbesondere auch ein Bezug zum Mehrebenensys-

tem der Erwachsenenbildung hergestellt und die Verflech-

tung der Programmplanung beschrieben. 

Die Kapitel neun und zehn diskutieren sowohl die Ziel-

gruppenorientierung in der Programmplanung als auch die 

Finanzierung von Programmen und Angeboten und geben 

somit einen Einblick in die Bedingtheit der Programmpla-

nung. Abschließend richtet sich der Blick im elften Kapitel 

auf die Programmplanung und -forschung international 

und vergleichend. Hier werden insbesondere Studien aus 

dem nordamerikanischen Bereich herangezogen.

Generell kann festgehalten werden, dass das hier vor-

liegende Lehrbuch kein „Rezeptwissen“ vermittelt, sondern 

vielmehr den Versuch unternimmt, für die Thematik der 

Programm- und Angebotsentwicklung zu sensibilisieren 

und ihre vielfältige Logik und das Spannungsfeld in dem 

sie agiert herauszuarbeiten. Insbesondere über die klare 

Strukturierung, das ansprechende Layout, die begleitenden 

Fallbespiele und die anregende Leserführung lässt sich der 

Band als empfehlenswerte Einführungsliteratur bezeichnen, 

die der Beschreibung eines Lehrbuchs Rechnung trägt. Im 

Kontext der aktuellen Fachliteratur sticht das Lehrbuch 

aufgrund seiner umfassenden Bezüge zu Klassikern der Er-

wachsenenbildung und durch seine Aktualität heraus. 

Einschränkend lässt sich bilanzierend vermerken, dass 

das Buch trotz seines einführenden Charakters an einigen 

Stellen fachspezifisches Wissen voraussetzt. Diese Passa-

gen erscheinen trotz ausgewiesenen Definitionen für Stu-

dierende jüngerer Semester erklärungsbedürftig.

In Bezug auf die politische Bildung lässt sich der Band 

als Querschnittsliteratur einordnen, die keine direkten 

Bezüge zur politischen Bildung herstellt, sich jedoch ins-

besondere vor dem Hintergrund ihres einführenden und 

grundlegenden Charakters gut als Basis für die Angebots- 

und Programmplanung auch in diesem Bereich eignet. 

V O N K L A U S  WA L D M A N N  „Globalisierung und zunehmen-

de Migrationsbewegungen verändern die Struktur unserer 

Gesellschaft nachhaltig.“ (S. 9) Diese These aus der Einlei-

tung ist leitendes Motiv für die Beiträge dieser praxisbe-
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Nächster Aspekt einer institutionellen Öffnung ist die 

Personalentwicklung. Die Volkshochschulen bräuchten 

mehr Personal „mit eigener oder familiärer Migrations-

erfahrung“ (S. 62). Weiter wird für Fortbildung des Per-

sonals und für eine Reflexion von Zugangsbarrieren bei 

Neueinstellungen plädiert. Es gehe um Gestaltung von 

Ausschreibungen, von Einstellungsgesprächen, von Ar-

beitsplatzbeschreibungen und der Reflexion gegenseitiger 

Erwartungen. 

Stoffels beschäftigt sich mit Orten und Räumen des 

Lernens und somit mit der Figur des „unsichtbaren Pä-

dagogen.“ Leitend ist der Anspruch, das „ganze Haus“ zu 

gestalten, kommunikative Orte zu schaffen, offene Lern-

formate zu ermöglichen und auch Möglichkeiten zu su-

chen, originäre Räume von Zugewanderten zu nutzen.

Die Anforderungen an die Öffentlichkeitsarbeit be-

schreibt Schwarz und sieht die Aufgabe, dass Öffentlich-

keitsarbeit einen Beitrag dazu leisten soll, Migrant*innen 

entsprechend ihres Anteils in der Bevölkerung als Kurs-

teilnehmende auch im offenen Programm einer Volks-

hochschule zu erreichen. Blüggel zeigt unterschiedliche 

Wege, durch Kooperation und die Bildung von Netzwer-

ken die Reichweite der eigenen Einrichtung zu erweitern 

und sieht in strategischen Allianzen, für die interkulturel-

le Kompetenzen, diplomatisches Geschick und Geduld er-

forderlich sind, die Chance für verbindliche Formen der 

Zusammenarbeit. 

Besonders zu erwähnen ist, dass die zentralen Begriff-

lichkeiten der verschiedenen Beiträge in markierten Käs-

ten in den Artikeln erläutert werden, die Artikel zu den 

einzelnen Elementen der institutionellen Öffnung jeweils 

Hinweise zum Vorgehen, Checklisten und Fragen zur Re-

flexion enthalten. 

Ein wichtiges, sehr anregendes und praxisorientiertes 

Handbuch, das hilfreiche Impulse und Werkzeuge zu einer 

rassismus- und diskriminierungskritischen Weiterentwick-

lung von Bildungseinrichtungen enthält, wenn auch zwi-

schen dem programmatischen Anspruch und den prakti-

schen Ansätzen noch einige Lücken zu schließen sind. 

zogenen Studie zur diskriminierungskritischen Organisati-

onsentwicklung. Die Dynamik einer Migrationsgesellschaft 

erfordere eine „neue gesellschaftspolitische Positionie-

rung und umfassende Organisationsentwicklungsprozes-

se“ (S. 7) auf der Ebene der Einrichtungen. Gemeint sind 

die Volkshochulen in ihrer Unterschiedlichkeit. Der Ansatz 

einer interkulturellen Öffnung müsse zu einem Konzept 

der institutionellen Öffnung werden, der mit den Anliegen 

einer diskriminierungs- und rassismuskritischen Migrations-

pädagogik verbunden sein muss. 

Die Elemente dieser Programmatik entwickelt Heine-

mann in einem rahmenden Beitrag. Ausgehend von der 

Feststellung, dass marginalisierte gesellschaftliche Grup-

pen in der Weiterbildung unterrepräsentiert sind, argu-

mentiert sie, dass es in einer immer weiter ausdifferen-

zierten, von Zuwanderung geprägten Gesellschaft darum 

geht, wie sozial und ökonomisch benachteiligte Milieus 

erreicht werden können. Im Konzept der interkulturellen 

Öffnung sieht sie die Gefahr einer Kulturalisierung, Diffe-

renzen würden kulturell interpretiert sowie sozioökono-

mische und strukturelle Aspekte vernachlässigt. Mit dem 

Konzept einer institutionellen Öffnung, das den Fokus auf 

die Strukturen der eigenen Organisation richte, könne die-

ses Problem überwunden werden. Gesellschaftliche Un-

terscheidungspraxen sind in ihrer Sicht durch soziale Kon-

struktionen geprägt. Deshalb müssten institutionelle und 

pädagogische Entscheidungen immer wieder dahinge-

hend reflektiert werden, welche Faktoren in Entscheidun-

gen eingeflossen sind und wie es zu dieser Entscheidung 

gekommen ist. Nur dadurch könnten macht-, diskriminie-

rungs- und rassismuskritische Aspekte immer wieder be-

wusstgemacht und an einem emanzipatorischen Anspruch 

der Erwachsenen- bzw. Weiterbildung festgehalten wer-

den. Genauer analysiert sie Mechanismen der individuellen 

und institutionellen Diskriminierung sowie des institutio-

nellen Rassismus, denn ohne den Rassismusbegriff kön-

ne die Konstruktion von „Ethnizität“ oder „Migrations-

hintergrund“ historisch und aktuell nicht adäquat erfasst 

werden.

Auf dieser theoretischen Folie basieren die weiteren 

Überlegungen zur Umsetzung des Konzepts einer inter-

kulturellen Öffnung, das sich auf sämtliche Bereiche der 

Arbeit der Volkshochschulen bezieht. Endrias/Weiß plädie-

ren dafür, ein neues Leitbild für Volkshochschulen unter 

rassismuskritischer Perspektive zu erarbeiten. Dieser Pro-

zess sollte jedoch mit einer Organisationsentwicklung ver-

bunden werden und sich am Ziel, „Weiterbildung für alle“ 

anzubieten, orientieren. 
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VON NORBERT  T I L LMANN  Mit dem hier gewählten Focus 

auf die außerschulische, politische Bildungsarbeit werden 

in dem vorliegenden Sammelband zentrale Fragen aufge-

worfen: Kann die non-formale außerschulische Arbeit Un-

gleichheiten im Bildungssystem ausgleichen oder setzt sie 

diese ggf. fort? Diese Fragen rühren an dem Grundver-

ständnis der außerschulischen Arbeit sowie der Weiterbil-

dung insgesamt.

Der Band enthält eine beachtliche Menge von Aufsät-

zen, die sich über den gesamten Bildungsbereich erstre-

cken: von Kindheit, Familie, Schule, Hochschule bis hin zur 

Weiterbildung. Dabei wird durchgängig die selektive Di-

mension des deutschen Bildungssystems konstatiert. Der 

Einfluss vielfältiger Faktoren wie Herkunft, Geschlecht, El-

tern, Peer Group sowie prekärer Lebens- und Bildungs-

verhältnisse werden umfassend erörtert. Beispielsweise 

erläutern die Autor*innen die Rolle der Eltern und ihre Re-

aktionsmöglichkeiten in Bildungsprozessen. Hier zeigt sich, 

dass Eltern mit höheren Bildungsabschlüssen deutlich stär-

ker in den Bildungserwerb ihrer Kinder involviert sind und 

diesen maßgeblich steuern. 

Die Rolle der Eltern und deren Reaktionsmöglichkeiten 

beim Bildungserwerb der Kinder führen zur Ausgangs-

frage zurück, ob außerschulische Bildung Ungleichheiten 

fortsetzt. Nach Ulrike Deppe greifen die Eltern nicht nur 

im Rahmen von Bildungsübergängen und formalen Ab-

schlüssen ein, sondern sie vermitteln eine Einstellung zu 

formeller und informeller Bildung, kulturellen Gütern und 

Traditionen (Deppe 2015). Eltern mit höheren Bildungs-

abschlüssen regen zur Teilnahme an außerschulischen Bil-

dungsveranstaltungen und Freizeitaktivitäten an. Sie selbst 

haben einen Bildungshabitus verinnerlicht, den sie ent-

sprechend weitergeben. Aber der Einfluss der Eltern bleibt 

nicht auf die familiäre Interaktion begrenzt. Sie steuern 

ebenfalls den Freundeskreis der Kinder – die Peergroup. 

Die relativ homogene Zusammensetzung der Freundes-

kreise nach sozialen, ethnischen und leistungsspezifischen 

Bezügen fördert die Entstehung von Bildungsungleichhei-

ten. Folglich besteht in der außerschulischen Bildung die 

Gefahr, dass Ungleichheiten fortgesetzt werden, da Wei-

terbildung Gruppen anspricht, die schon einen Bildungs-

habitus verinnerlicht haben. 

Gunter Graßhoff verweist auf eine Einschätzung des 

Bundesfamilienministeriums bereits aus 2005, dass die 

vorherrschende Angebotsform der Jugendarbeit soziale 

Ungleichheit nicht korrigiert. Damit stellt sich die Grund-

satzfrage nach dem Selbstverständnis der außerschuli-

schen Bildungsarbeit. Versteht sie sich als die andere Sei-

te der Bildung? Ist der teils ideologische Gegensatz, dass 

Schule Ungleichheit verstärkt und soziale Arbeit dem ent-

gegenwirkt noch haltbar? Ist die Gegenüberstellung von 

ungerechter Schule und gerechter außerschulischer Bil-

dungsarbeit zutreffend? Graßhoff verweist hier auf die 

prägenden Strukturelemente der nicht-schulischen Arbeit 

wie Freiwilligkeit, Partizipation, Lebenswelt – und Subjekt-

bezug. Dabei sieht er die Gefahr, dass in der Bearbeitung 

sozialer Ungleichheiten in der Adressierung auf sogenann-

te benachteiligte Zielgruppen, Ungleichheiten in der au-

ßerschulischen Arbeit zementiert werden. Dem könne in 

der sozialpädagogischen Arbeit nur durch einen individu-

ellen Blick auf die Lebens- und Bildungsverläufe der Einzel-

nen und durch sozialpolitische Veränderungen begegnet 

werden, so Graßhoff weiter. Nach Allmendinger bleibt die 

außerschulische Bildungsarbeit allenfalls kompensatorisch, 

d. h., dass sie Bildungsarmut nicht beheben, sondern ledig-

lich vermindern kann.

Fazit: Der vorliegende Band verliert sich nicht in der 

Auflistung und Erörterung zahlreicher populärer Studien 

zur Bildungssituation in Deutschland. Er wird dem eigenen 

Anspruch gerecht, Zusammenhänge aufzuzeigen – sowohl 

innerhalb als auch zwischen den unterschiedlichsten Bil-

dungsbereichen. Durch die Fülle des Materials und die dif-

ferenzierte, umfassende Debatte zahlreicher Autor*innen 

stellt die Sammlung ein Grundlagenwerk dar.

Meike Sophia Baader / Tatjana 

Freytag (Hrsg.): Bildung und 

Ungleichheit in Deutschland

Wiesbaden 2017

Springer VS, 536 Seiten
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REZENS IONEN Samuel Salzborn: Globaler Antisemitismus  von Norbert Reichel

als „islamkritisches“ Buch missverstanden, das den guten 

Westen dem bösen Orient gegenüberstelle. Salzborn be-

gründet dieses Missverständnis mit der deutschen Über-

setzung: „Kampf der Kulturen“. Der Kulturbegriff werde 

in der deutschen Sprache „nicht selten essenzialistisch und 

kollektivistisch gedeutet, was (…) als strukturanalytische 

Kategorie zu kurz greift“ (S. 35). Entscheidend für Hunting-

ton sei das Gegensatzpaar „Zivilisation“ und „Barbarei“. 

Unter dem „Banner des Antisemitismus“ – so laut 

Salzborn „die Kernthese des Buches“ „sammeln“ sich 

die „Kräfte der Gegenaufklärung“. Antisemitismus ist die 

grundlegende „Gegnerschaft, die Aufklärung und Moder-

ne nicht für ihr antiemanzipatives Potenzial kritisiert, son-

dern für ihr emanzipatives Potenzial hasst.“ (S. 39) Beim 

Antisemitismus geht es um die Zukunft der Demokratie. 

Psychologie, Pädagogik – all dies bleibt gut gemeint, wenn 

nicht auch das repressive Instrumentarium eines demokra-

tischen Rechtsstaats genutzt wird. „Politisch, strafrechtlich 

und zivilgesellschaftlich.“ (Josef Schuster im Vorwort, S. 9) 

Die drei Erscheinungsformen, die Salzborn im Mittel-

teil seines Buches beschreibt, vermischen sich. „Rechte“, 

„linke“ oder sich als „links“ verstehende ebenso wie mus-

limisch motivierte Antisemit*innen greifen gleichermaßen 

gerne auf antifaschistische, antiimperialistische, antikolo-

nialistische und antikapitalistische Klischees zurück. „Ver-

schwörungsphantasien als totales Weltbild“ (S. 199), ver-

bunden mit einem „Heilsversprechen“ (S. 52) bestimmen 

den Diskurs. „Entdemokratisierungsprozesse innerhalb der 

etablierten Demokratien“, oft – z. B. in Ungarn oder Polen 

– mit eindeutig antisemitischen Parolen verknüpft (S. 48 f.), 

erhöhen die Gefahr. Josef Schuster lässt in seinem Vorwort 

den Titel des ersten deutschen Films über die Täter (Wolf-

gang Staudte: „Die Mörder sind unter uns“, 1946), an-

klingen: „Antisemitismus ist kein Phänomen der Extremen 

mehr: Er ist unter uns.“ (S. 13). 

Andererseits will niemand Antisemit sein: „Antisemiten, 

sind das nicht immer die anderen?“ (S. 15) Immer wieder 

wird Antisemitismus verharmlost oder gar geleugnet, in-

dem auf angeblich viel größere Gefahren hingewiesen 

wird. Salzborn am Beispiel der „Islamophobie“: „Dabei 

sind die Unterschiede von Antisemitismus und Islamopho-

bie erheblich: Es hat nicht nur niemals einen Versuch zur 

Massenvernichtung von Muslimen gegeben, sondern im 

Gegenteil sind islamische Staaten wie der Iran, Saudi-Ara-

bien oder Katar direkt oder über den Umweg der logisti-

schen und/oder finanziellen Unterstützung des islamisti-

schen Terrorismus heute die treibende Kraft beim Versuch 

der Wiederholung der antisemitischen Barbarei.“ (S. 134) 

V O N N O R B E R T  R E I C H E L  Es lohnt sich, „Globaler Antise-

mitismus“ mit einem anderen grundlegenden Buch zu 

vergleichen: Walter Laqueur: „Gesichter des Antisemitis-

mus  – Von den Anfängen bis heute“, Berlin 2008, Ullstein 

(Originaltitel von 2006: „The Changing Face of Anti-Semi-

tism“). Laqueur bietet ein „Who is Who“ der vergangenen 

2.000 Jahre, Samuel Salzborn eine Bestandsaufnahme der 

heutigen Erscheinungsformen und Begründungszusam-

menhänge des Antisemitismus, den Adorno 1951 als „das 

Gerücht über die Juden“ bezeichnete. 

Antisemitismus ist „wieder blutige Realität“ (S. 168). 

In einer etwa gleichzeitig verfassten Studie hat Salz-

born gemeinsam mit Alexandra Kurth („Antisemitismus 

in der Schule – Erkenntnisstand und Handlungspers-

pektiven“ www.tu-berlin.de/fileadmin/i65/Dokumente/

Antisemitismus- Schule.pdf; Zugriff: 16.04.2019) die ein-

zigartige und grundlegende Gefahr beschrieben: „Antise-

mitismus, (…) ist nicht einfach eine Form von Diskriminie-

rung neben anderen, nicht einfach ein Vorurteil wie viele 

andere. Antisemitismus ist eine grundlegende Haltung zur 

Welt, die zwar durchaus mit anderen Diskriminierungsfor-

men wie Rassismus, Sexismus oder Homophobie verbun-

den auftritt, aber in ihrer Konstituierung grundlegend von 

diesen unterschieden ist (…). Er bietet als Weltbild ein all-

umfassendes System von Ressentiments und (Verschwö-

rungs-)Mythen, (…).“ 

Im ersten Teil von „Globaler Antisemitismus“ knüpft 

Salzborn an Samuel Huntingtons „Clash of Civilisations“ 

(1996) an. Dieses Buch wurde zumindest in Deutschland 

Samuel Salzborn: Globaler 

Antisemitismus 

Eine Spurensuche in den Abgründen 

der Moderne

Weinheim/Basel 2018

Beltz Juventa, 260 Seiten
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Eine vergleichbare Doppelmoral stellt Salzborn auch bei 

der BDS-Bewegung fest, die die Menschenrechte der Pa-

lästinenser zum Anlass nimmt, eine Kampagne zu fahren, 

die nichts anderes ist als eine Replik auf das nationalsozia-

listische Vorbild „Kauft nicht bei Juden!“ (S. 151)

Salzborn weist mit Recht darauf hin, dass Israel der ein-

zige demokratische Staat in der als „Naher Osten“ bezeich-

neten Region ist. Man mag israelische Regierungspolitik 

kritisieren, aber diese Kritik bekommt oft einen antisemiti-

schen Zungenschlag. So legen auch westliche Staaten im-

mer wieder „doppelte Standards“ an. Verteidigt sich Israel 

gegen Raketenangriffe von Hamas und Hisbollah, wird die 

israelische Reaktion kritisiert. Über die eigentlichen Urhe-

ber der Gewalt schaut man gnädig hinweg, ein im Antise-

mitismus gängiges Bild der Täter-Opfer-Umkehr.

Im dritten Teil versucht Salzborn, psychologische und 

historische Hintergründe zu analysieren. Ein wichtiges 

Stichwort ist die „Schuldabwehr“. Lange habe die deut-

sche Wissenschaft versucht, „die Täterinnen und Täter der 

Shoah aus dem deutschen Alltag herauszuredigieren“. 

Vielleicht darf man aktuelle Versuche vor allem ei-

ner Partei, die Shoah zu relativieren, als neue Welle der 

„Schuldabwehr“ interpretieren. Verstanden werden könnte 

auch die sogenannte Israel-Kritik als „ein psychisch wirk-

sames Rebellionssurrogat, in dem das völkische und anti-

semitische Weltbild des Nationalsozialismus übernommen 

wird, verbunden mit einer moralischen Scheinabgrenzung. 

So wird rebelliert, ohne sich (selbstkritisch) infrage stellen 

zu müssen.“ (S. 185) 

V O N  U L R I C H  S T E U T E N  Folgt man den geradezu über-

schwänglichen Rezensionen, so hat der freigestellte 

Münsteraner Professor und jetzige Abteilungsleiter im 

nordrheinwestfälischen Ministerium für Kinder, Familie, 

Flüchtlinge und Integration Aladin El-Mafaalani ein Buch 

geschrieben, das jedermann glücklich macht. „Das Inte-

grationsparadox – Warum gelungene Integration zu mehr 

Konflikten führt“ – bislang eher ein problembeladenes und 

stark umstrittenes Thema – scheint nun, mit diesem „nüch-

ternen“, „hilfreichen“, „erfrischenden“ „verständlichen“, 

„unterhaltsamen“, „gutgelaunten“ Buch, das zudem eine 

„frohe Botschaft“ bringt und somit „in jede Hausapotheke“ 

gehört, gelöst.

Die überaus positiven Reaktionen hängen sicherlich 

auch damit zusammen, dass es dem Autor gelingt, teils 

komplizierte und mit vielen negativen Vorannahmen be-

haftete Zusammenhänge in allgemeinverständlicher Weise 

darzustellen. Wie er im Vorwort vermerkt, handelt es sich 

um ein „populärwissenschaftliches Buch“. Er stelle „ganz 

nüchtern Banalitäten“ dar, die „in der Konsequenz zu ei-

ner völligen Neubewertung der Situation führen“ (S. 10). 

An diesem Maßstab ist das Buch zu messen. Wie er den 

in Fachkreisen weitgefassten Begriff der „Integration“ ver-

standen wissen will, auch von anderen, den gesellschaft-

lichen Zusammenhang beschreibenden, Konzepten ab-

grenzt, wird von ihm zu Beginn nicht definiert. Der Autor 

vertraut darauf, dass sich sein Verständnis von Integrati-

on dem/der Leser*in in den folgenden Ausführungen er-

schließt – was mehr oder weniger auch der Fall ist.

Aladin El-Mafaalani: Das 

Integrationsparadox

Warum gelungene Integration zu mehr 

Konflikten führt

Köln 2018

Kiepenheur & Witsch, 240 Seiten
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REZENS IONEN Armin Bernhard / Lukas Eble / Simon Kunert (Hrsg.): Unser Marx von Johannes Schillo

„Alle an einem Tisch“ (in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 

25.02.2019) kommt ohne die der flotten Lesbarkeit ge-

schuldeten Verallgemeinerungen, Plattitüden, („Alle an ei-

nem Tisch. Das ist Integration.“, S. 83), vielen Wiederho-

lungen und überflüssigen flapsigen Bemerkungen („Aber 

die Obamas sind noch eine Ecke liebenswürdiger.“, S. 99) 

aus. Hier gelingt es dem Autor seine zweifellos lesens-

werten Überlegungen in konziser Form auf fünf Seiten 

darzustellen. 

VON JOHANNES SCHILLO  Der Erziehungswissenschaftler Ar-

min Bernhard (Universität Duisburg-Essen) hat mit seinen 

Kollegen Lukas Eble (Hamburg) und Simon Kunert (Duis-

burg-Essen), passend zum Ende des Marx-Jahres 2018, 

den Sammelband „Unser Marx“ vorgelegt – das aber 

nicht, um den zahlreichen Rückblicken eine weitere Fa-

cette hinzuzufügen, sondern um den Blick nach vorn zu 

richten, nämlich eine marxistische oder von Marx inspi-

rierte Erneuerung der Pädagogik auf den Weg zu bringen. 

Das Buch hält zunächst den bemerkenswerten Tatbestand 

fest, dass die jüngste Marx-Renaissance an der Erziehungs-

wissenschaft im Unterschied zu anderen Abteilungen des 

Wissenschaftsbetriebs „spurlos vorüber“ gegangen ist 

(S. 8). Dies sei kein Zufall, so die Herausgeber, sondern 

passe dazu, dass sich die „Disziplin in den letzten drei 

Jahrzehnten zunehmend von gesellschaftskritischen Erklä-

rungsmodellen wegbewegt“ und als „technologische An-

Im Kern geht es El-Mafaalani darum, einen kontraintu-

itiven Zusammenhang zu erklären, nämlich – so der raffi-

niert provozierende Untertitel – warum gelungene Inte-

gration zu mehr Konflikten führt. Zumindest intuitiv galt 

– und gilt vielen immer noch – die gegenteilige Annahme: 

Integration führt als dauerhafter sozialer Prozess zu stärke-

rem gesellschaftlichen Zusammenhalt, erreicht im Idealfall 

die ungeteilte Akzeptanz von Diversität. Anhand seiner im 

Buch immer wieder aufgegriffenen „Tisch- und Kuchenme-

tapher“ veranschaulicht der Autor die fortwährende Prob-

lematik von Zuwanderungsgesellschaften: Die Hinzukom-

menden begnügen sich auf Dauer nicht mit der Position 

am Katzentisch. Sie wollen möglichst bald dort sitzen, wo 

die Einheimischen den Kuchen verteilen, wollen als nächs-

tes mitbestimmen wie er verteilt wird, wollen schließlich 

mitentscheiden, welcher Kuchen gebacken wird und wer 

wo am Tisch sitzt. Je heterogener die Zusammensetzung 

der (Tisch-)Gesellschaft ist, umso schwieriger ist ein Kon-

sens bezüglich der (Tisch-)Regeln und (Kuchen-)Verteilung 

herzustellen. Dies ist genauso richtig wie lange bekannt. 

Zweifellos entstehen Konflikte, wenn es um Fragen der 

Teilhabe-, Zugehörigkeits- und Mitentscheidungsoptionen 

geht. Daniel Cohn-Bendit und Thomas Schmitt hatten be-

reits zu Beginn der 1990er Jahre darauf hingewiesen, dass 

eine multikulturelle Gesellschaft „hart, schnell, grausam 

und wenig solidarisch“ sowie von, „beträchtlichen sozia-

len Ungleichgewichten geprägt“ sei.

El-Mafaalani belegt und diskutiert diese grundsätzliche 

Problematik im Folgenden anhand unterschiedlicher Kon-

fliktfelder: Streit um das Kopftuch, Zugehörigkeit des Is-

lams zu Deutschland, Leitkulturfrage, Verteilungsgerech-

tigkeit von Chancen und Privilegien, verschiedene Formen 

von Rassismus. Er konstatiert dabei diverse Schließungs-

bewegungen auf der einen, und Gegenbewegungen dazu 

auf der anderen Seite. Sein immer wieder an Beispielen 

belegtes Credo bleibt jedoch: „Konflikte bringen eine Ge-

sellschaft voran“. Sie sind nach Ansicht des Autors im Ide-

alfall der „Treibstoff für Innovation und Fortschritt“ (S. 152) 

und damit maßgebliche Impulse, die liberale Gesellschaf-

ten zusammenhalten.

Das Buch hält, was es verspricht, nämlich verständlich 

zu machen, warum Migration und Integration Dauerthe-

men bleiben werden, mit denen sich eine offene Gesell-

schaft immer wieder neu auseinanderzusetzen hat. Inso-

fern – und aufgrund seiner anschaulichen Sprache – ist 

es für alle hilfreich, die sich auf dem kontrovers diskutier-

ten Feld der Integration orientieren wollen. Fachleuten 

empfiehlt sich eher eine Alternative: El-Mafaalanis Essay 

Armin Bernhard / Lukas Eble / Simon 

Kunert (Hrsg.): Unser Marx

Potenziale und Perspektiven seiner 

Theorie für die Pädagogik
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wendungswissenschaft für gesellschaftliche Optimierungs-

praktiken“ positioniert habe (S. 8). Dabei sei die Marxsche 

Theorie nach einer „gesellschaftskritischen Phase“ zur Zeit 

der 68er aus der deutschen Erziehungswissenschaft regel-

recht „verdrängt“ worden – eine Verdrängung, die einer 

„nur noch tiefenpsychologisch deutbaren Abwehr“ (S. 9) 

gleichkomme.

Psychoanalytisch geht es in dem Band allerdings nur am 

Rande zu. Die 12 Originalbeiträge stammen aus der Erzie-

hungswissenschaft. Sie eröffnen in einem ersten Teil Zu-

gänge zur Marxschen Theorie unter dem Blickwinkel von 

Erziehung und Bildung, der zweite Teil diskutiert bildungs-

theoretische Konzepte, die sich aus der Bezugnahme auf 

Marx ergeben. Dabei stellt sich aber gleich eine Schwierig-

keit ein. Marx war ja kein Theoretiker der pädagogischen, 

sondern der gesellschaftlichen Emanzipation. Auch wenn 

er in seinem politischen Engagement an Traditionen der 

Volksbildung anknüpfte, stellte er sich doch klar gegen die 

Idee der Weltverbesserung durch eine neu aufgelegte „Er-

ziehung des Menschengeschlechts“. Die Hochschullehrerin 

Johanna Hopfner formuliert in ihrem Beitrag das Problem 

so: „Eine marxistische Erziehungstheorie zu schreiben ist 

genau genommen ein Unding.“ (S. 136)

Die Marxsche Theorie zeigt gerade auf, wie von den In-

dividuen im Kapitalismus verlangt wird, dass sie als „Cha-

raktermasken“ ihrer Erwerbsquelle fungieren – was für die 

Masse heißt, sich als Ware Arbeitskraft fit zu machen und 

marktgängig zu betätigen. Und dazu gehört logischer-

weise ein Erziehungs- und Ausbildungsprozess, der über 

eine vorbereitende und vorsortierende Lernkonkurrenz die 

Einzelnen mit den nötigen Kompetenzen ausstattet. Die-

se Lebens- und Arbeitsverhältnisse analysiert Marx in kri-

tischer Absicht, es geht ihm um ihre Überwindung und 

damit um die Aufhebung der menschlichen Entfremdung, 

wie es in den Frühschriften hieß. Mit dem „Kommunisti-

schen Manifest“ wird das zum Programm für eine Klasse, 

die ihre Dienstbarkeit für fremdes Eigentum aufkündigen 

soll – ein ins Auge gefasster sozialer Emanzipationspro-

zess, aus dem sich natürlich auch Konsequenzen für das 

Bildungswesen ergeben. Doch unter den gegenwärti-

gen Bedingungen an die Marxschen Andeutungen über 

das Ende der Entfremdung anzuknüpfen, legt die Illusion 

nahe, im pädagogischen Betrieb ließen sich entscheiden-

de Veränderungsprozesse realisieren, und ergänzt mögli-

cherweise nur die bürgerlichen Bildungsideale um soziale 

Komponenten.

Im Bewusstsein solcher Schwierigkeiten greift das 

Buch die eigene „Wissenschaftsdisziplin“ an, „die daran 

gewöhnt ist, sich devot den Direktiven ihrer Auftragge-

berinnen und -geber zu beugen“ (S. 9). Die Autor*innen 

wollen „die Potenziale, die durch das Marxsche Werk zur 

Verfügung gestellt wurden, nachdrücklich für die Erzie-

hungswissenschaft reklamieren“ (S. 11). Ein durchaus am-

bitioniertes Vorhaben – das im Grunde mit dem Ende des 

Marx-Jahres eine neue Debatte eröffnet und nicht einfach 

ein paar Anregungen einer verdrängten Theorietradition 

aufgreift. Zugleich ein Vorhaben, das speziell für die poli-

tische Bildung und für außerschulische Bildungsbemühun-

gen Relevanz besitzt, da es eine politische Reflexion der 

Erziehungswissenschaft und ihrer Rolle im herrschenden 

bildungsökonomischen System auf den Weg bringen will.
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SemiFit on Citizenship Education

Zweites Seminar des E+ Projekts in der Jugendbildungsstätte Kurt Löwenstein e. V.

Vom 29. April bis 5. Mai 2019 hieß es wieder SemiFIT. 

Knapp 30 Bildner*innen aus 16 Ländern gingen zum The-

ma „Citizenship Education“ in Klausur. Sieben Tage, 33 

Workshops, Diskussionsrunden, Methodenerprobungen, 

Vorträge, Praxisbeispiele zu Bildungsansätzen und zu Kon-

zepten, die der Frage nachgehen: Was bedeutet Qualität 

in politischer Jugendbildung? 

Im Seminar in der Jugendbildungsstätte Kurt Löwen-

stein e. V. in Werneuchen waren die Teilnehmenden als 

Pädagog*innen, Beobachter*innen von Prozessen und Re-

flektierende gefordert und angehalten, in eine intensive 

Gruppenreflexion und in eine persönliche Reflexion über 

die Prozesse und Ansätze zu gehen. Dabei wurden sie von 

einem Dokumentationsteam mit Medien und Interview-

techniken unterstützt.

Sieben Tage klingt nach einer Menge Zeit – ist es aber 

nicht: Inhaltlich wurde eine breite thematische Palette be-

arbeitet wie bspw. Partizipationserfahrung und Hinder-

nisse im kommunalen Kontext, Gender und Diversität als 

Ausgangspunkt für Konzepte globalen Lernens, design 

thinking als Unterstützung politischer Lernprozesse, Wer-

tedilemmata und politisches Lernen, Konfliktprävention im 

Spannungsfeld zwischen Empowerment zur Partizipation 

und Verrechtlichung, Sexualität, Rassismus und Multiple 

Diskriminierung, Großgruppenmethoden zur Unterstüt-

zung politischer Bildungsprozesse, um nur einige Themen 

zu nennen.

Mithilfe verschiedener Kompetenzmodelle (ETS Kom-

petenz Modell für Youth Worker und Trainer, Reference 

Framework for Competences for Democratic Culture) 

konnten die Teilnehmer*innen sich dabei verschiedenen 

Aspekten von Qualität in Bezug auf die Person Bildner*in, 

in Bezug auf Lernprozesse politischer Bildung und auf Ler-

nende annähern und in einen intensiven Austausch über 

Europäische Kooperationen politischer Jugendbildung 

gehen.

Das Konzept von SemiFit praktiziert einen langsamen 

Start und reißt die Mitwirkenden in einen Strudel an Erfah-

rungen, der auch nach sieben intensiven Tagen nicht wirk-

lich als abgeschlossen bezeichnet werden kann. Daher gilt: 

Nach SemiFIT ist vor SemiFIT! Das dritte Modul „Semifit on 

blended learning“ findet vom 14. bis 20. September 2019 

am International Cooperation Centre Trento in Italien statt. 

Das E+ Projekt SemiFIT in EDC/HRE („Seminar for In-

tercultural Trainers in EDC/HRE“) wird in den Jahren 2018 

und 2019 über das Programm Erasmus+ Jugend in Aktion 

gefördert.

Teilnehmer*innen mit Conference Painting Foto: Temenuga Hristova
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Blick zurück und Blick über den Tellerrand

Viertes und letztes Vernetzungstreffen von „Empowered by Democracy“ 

Am 16. und 17. Mai 2019 kamen im Bonifatiushaus in Ful-

da rund zwanzig politische Bildner*innen aus den am Pro-

jekt „Empowered by Democracy. Stärken. Bilden. Vernet-

zen.“ beteiligten Einrichtungen zusammen, um sich über 

die Arbeit auszutauschen und auf die Erfahrungen im Pro-

jekt zurückzuschauen.

Am Ende des Jahres 2019 endet auch die Projektlauf-

zeit des trägerübergreifenden Projektes „Empowered by 

Democracy“. Beim letzten Vernetzungstreffen stand daher 

der Austausch über die im Projekt gemachten Erfahrun-

gen und Erkenntnisse im Mittelpunkt. Nach einem Einstieg 

mit kurzem Kennenlernen und einigen Informationen zu 

aktuellen Aktivitäten im Rahmen des Projekts, wurde ge-

meinsam zurückgeschaut: Alle Teilnehmenden ließen die 

Projektlaufzeit und ihre Erlebnisse Revue passieren. Es gab 

Gelegenheit zum ausgiebigen Austausch zu den Erfahrun-

gen in den Bildungsmaßnahmen und im Projekt insgesamt. 

In Form eines World Cafés setzen sich die Teilnehmenden 

außerdem mit Themen auseinander, die im Projekt eine 

zentrale Rolle gespielt haben (Geschlechterrollen, Empow-

erment etc.). Diesen Part zum „Blick zurück“ begleite Jani-

na Röhrig mit einem live Graphic Recording. Im eindrucks-

vollen Ergebnis sind die Diskussionen und der Austausch 

zusammengefasst.

Am späten Nachmittag des ersten Tages richtete sich 

der Blick dann auf die restliche Projektlaufzeit und die ge-

planten Aktivitäten. Im Mittelpunkt stand hier vor allem 

die am 25./26. im September 2019 geplante Abschlussver-

anstaltung des Projekts in Berlin. Ziel ist es, eine Veranstal-

tung umzusetzen, die von allen beteiligten Bildner*innen 

gemeinsam gestaltet wird. Die Teilnehmenden hatten da-

her Gelegenheit, den Planungsstand zu kommentieren und 

durch ihre Expertise weiterzuentwickeln.

Am zweiten Tag des Vernetzungstreffens setzten sich 

die Teilnehmer*innen in Kleingruppen mit der Frage aus-

einander: „Wie können und sollen die Projektergebnisse 

nachhaltig gesichert werden?“ Dabei wurde zu verschiede-

nen Schwerpunkten gearbeitet und Strategien entwickelt, 

wie Ergebnisse und Erfahrungen gesichert und in die Re-

gelarbeit übernommen werden können.

Im letzten Part zeigte der Referent Dr. Andrés Nader, 

Leiter der Regionalen Arbeitsstelle für Bildung, Integra-

tion und Demokratie (RAA) e. V. in Berlin anhand eines 

von der RAA entwickelten Konzepts verschiedene Bau-

steine zur Diversitätsorientierten Organisationsentwick-

lung auf. Im anschließenden Austausch kamen viele span-

nende Fragen und Aspekte zur Sprache: Was kann ein/e 

Bildungsreferent*in tun, um sich für mehr Diversität in der 

Einrichtung einzusetzen? Welche Rolle spielt Haltung? Mit 

was sollte man beginnen?

Aus der Praxis eines Organisationsentwicklungspro-

zesses zu mehr Diversität berichtet anschließend Roland 

Wylezol, Leiter der Jugendbildungsstätte Kaubstraße in 

Berlin. Deutlich wurde hier, dass ein solcher Prozess nur 

mit einer die Diversität wertschätzenden Haltung mög-

lich ist und auch, dass Leitungskräfte hierbei eine zent-

rale Rolle spielen. Auch zeigte sich beim Praxiseinblick, 

dass ein Entwicklungsprozess Zeit benötigt und durch-

aus auch Widerstände produzieren kann, sich aber am 

Ende in einer guten Zusammenarbeit im Team und mit 

Kooperationspartner*innen und zufriedenen und diversen 

Teilnehmendengruppen auszahlt.

Weitere Informationen zum Projekt „Empowered by Democracy. Stärken. 

Bildung. vernetzen“: https://empowered-by-democracy.de

Foto: Graphic Recording von Janina Röhrig



 68  AUSSERSCHUL ISCHE B I LDUNG 3/2019

ADB AKTUELL

Ausgezeichnetes Engagement für die Demokratie

Der AdB-Vorsitzende Ulrich Ballhausen erhält das Bundesverdienstkreuz

Anlässlich des 70. Jahrestags des Grundgesetzes am 23. 

Mai 2019 ehrte Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier 

am 22. Mai 2019 Vertreter*innen aus allen 16 Bundes-

ländern für ihr herausragendes Engagement in der poli-

tischen Bildung und bei der Vermittlung der Werte des 

Grundgesetzes mit dem Verdienstorden der Bundesre-

publik Deutschland. Das Bundesland Thüringen hat den 

AdB-Vorsitzenden Ulrich Ballhausen, Weimar-Jena-Aka-

demie Verein für Bildung e. V., für diese Auszeichnung 

vorgeschlagen. Hervorgehoben werden seine große Lei-

denschaft und sein unermüdlicher Einsatz für die politi-

sche Bildung. Er war und ist ein wichtiger Impulsgeber für 

die politische Bildung in Thüringen – hier ist z. B. die Ent-

wicklung der Europäischen Jugendbildungs- und Jugend-

begegnungsstätte Weimar (EJBW) zu einer herausragen-

den Bildungseinrichtung zu nennen –, aber auch über die 

Landesgrenzen hinaus als Vorsitzender des Arbeitskreises 

deutscher Bildungsstätten oder als Mitglied des Beirats der 

Internationalen Jugendbegegnungsstätte Kreisau (Polen). 

Ein weiteres herausragendes Engagement gilt dem Dialog 

zwischen Forschung und Praxis, insbesondere mit Blick auf 

die internationale Jugendarbeit, der ihm schon immer ein 

großes Anliegen ist.

Der AdB gratuliert seinem Vorsitzenden Ulrich Ballhau-

sen zu dieser besonderen Auszeichnung und dankt ihm 

für sein langjähriges Engagement für die politische Bil-

dung, für den Verband und die Weiterentwicklung der 

Demokratie.

AdB-Vorsitzender erhält aus den Händen des Bundespräsidenten 

Frank-Walter Steinmeier den Verdienstorden der Bundesrepublik 

Deutschland Foto: Bundesregierung/Jesco Denzel
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Die Würde des Menschen ist unantastbar!

Der Tag des Grundgesetzes erinnert uns an das Fundament unserer Demokratie

Am 23. Mai 1949 trat das Grundgesetz in Kraft. Es ist seit 

70 – bzw. für die neuen Bundesländer seit 30 – Jahren 

das Fundament unserer Demokratie. Der Tag des Grund-

gesetzes ermöglicht es uns alljährlich in besonderer Weise, 

uns immer wieder an die mit dem Grundgesetz verbun-

denen Werte zu erinnern. Der AdB hat sich mit seinem 

Jahresthema 2019 „Die Würde des Menschen ist unan-

tastbar. Wertorientierungen des Grundgesetzes und ge-

sellschaftlicher Wandel“ dem Grundgesetz in besonderer 

Weise zugewandt.

Der AdB will daran erinnern, dass es Aufgabe der Politik, 

der politischen Bildung und der gesamten Zivilgesellschaft 

ist, die im Grundgesetz verankerten Grundrechte zu vertei-

digen, zu ihrer Sicherung und Weiterentwicklung sowie zu 

ihrer Vermittlung beizutragen. Der AdB möchte gemein-

sam mit seinen Mitgliedseinrichtungen und den Angebo-

ten politischer Bildung helfen, die mit dem Grundgesetz 

verbundenen Werthaltungen in den Alltag der Menschen 

einzubinden und mit Leben zu füllen. 

Das Jahresthema wurde auf der Mitgliederversammlung 

2018 beschlossen. Die Mitglieder verabschiedeten gleich-

zeitig ein Positionspapier, in dem – ausgehend von den 

Spannungsfeldern in der Demokratie – die Herausforde-

rungen für Politik, politische Bildung und die Bürger*innen 

benannt werden. 

Das Engagement des AdB ist aber nicht auf dieses Jahr 

begrenzt. Er tritt mit seinen Mitgliedseinrichtungen für 

Demokratie, Sozial- und Rechtsstaatlichkeit sowie die un-

veräußerlichen Menschenrechte ein, engagiert sich für die 

uneingeschränkte freie Entfaltung und Entwicklung aller 

Menschen und positioniert sich gegen Demokratiefeind-

lichkeit und Rechtspopulismus und Rechtsextremismus. In 

seiner Standortbestimmung „Politische Bildung im AdB für 

Vielfalt und gegen Ausgrenzung“ werden diese und wei-

tere Anliegen explizit benannt.

AdB-Positionspapier: www.adb.de/stellungnahme/die-wuerde-des-

menschen-ist-unantastbar

AdB-Standortbestimmung: www.adb.de/stellungnahme/  

standortbestimmung-politische-bildung-im-adb-fuer-vielfalt- 

gegen-ausgrenzung

Die Installation Grundgesetz 49 von Dani Karavan am Jakob-

Kaiser-Haus des Deutschen Bundestags Foto: AdB
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Finale bei „anders statt artig“

Die beiden letzten Toolbox-Schulungen regen zum Ausprobieren kreativer Methoden 

in der Jugendverbandsarbeit an

„Irgendwie geht eine Ära zu Ende“, so beschrieb es Moha-

med Ali Saidi, Teamer im Projekt „anders statt artig – Kre-

ative Ideen für interkulturelles Lernen“, in der Abschluss-

runde der letzten Toolbox-Schulung, die am 24. Mai 2019 

im Haus der Jungendarbeit und Jugendbildung (HdJ) in 

Berlin stattfand.

In der Woche zuvor verabschiedete sich „anders statt 

artig“ bereits aus Nordrhein-Westfalen, dem Bundesland 

des Hauptprojektpartners THW-Jugend NRW e. V. Pünkt-

lich um 9 Uhr trafen die Teilnehmenden im Schulungs-

zentrum der THW-Jugend NRW in Gelsenkirchen ein. 

Ehrenamtliche aus verschiedenen Ortsverbänden des Tech-

nischen Hilfswerks aus ganz NRW kamen zusammen, um 

neue Anregungen sowie Tipps und Tricks im Umsetzen 

von Methoden rund um interkulturelles Lernen kennenzu-

lernen und zu erproben. 

Die im Projekt partizipatorisch entwickelte Toolbox war 

Dreh- und Angelpunkt der Veranstaltung. Die Teilnehmen-

den konnten nicht nur die vielfältigen Möglichkeiten aus-

probieren und Ideen für die eigene Arbeit in Jugendgrup-

pen mitnehmen, sie wurden auch dazu eingeladen, über 

Möglichkeiten der Modifikation zu reflektieren. So erwar-

ben sie das Handwerkszeug, um Lernmaterialien passge-

nau auf die Bedürfnisse der Jugendgruppen im eigenen 

Verband zuschneiden zu können.

Auch bei der letzten Veranstaltung in Berlin wurde 

dem Raum zur eigenen Erprobung höchste Priorität zu-

gewiesen. Diese Veranstaltung richtete sich ausdrücklich 

auch an Jugendgruppenleiter*innen und Referent*innen 

aus anderen Bildungskontexten, die sich als Toolbox-

Multiplikator*innen ausbilden lassen wollten. Besonders 

spannend war es zu sehen, dass sich auch THW-fremde 

Personen problemlos in das Planspiel „Ich bleib dabei“ hi-

neindenken konnten und in ihren Rollen aufgingen. Die 

Transferfähigkeit der im Modellprojekt entwickelten Lern-

materialen wurde somit in der Praxis bestätigt. Der inten-

sive Schulungstag ging mit einem gemeinsamen Abendes-

sen zu Ende, welches ausgiebig zum Erfahrungsaustausch 

und zur Vernetzung genutzt wurde.

„anders statt artig“ bedankt sich bei den Teamern Ben-

jamin Lambeck und Mohamed Ali Saidi, die viele Toolbox-

schulungen mit hohem Engagement und Freude angeleitet 

haben und durch ihren persönlichen Einsatz die Teilneh-

menden immer wieder für die Toolbox begeistern konnten.

Der Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten realisier-

te von Juli 2016 bis Juni 2019 das Projekt in Kooperati-

on mit der Landesjugend des Technischen Hilfswerks in 

Nordrhein-Westfalen e. V. (THW-Jugend NRW). Das Pro-

jekt wurde gefördert durch das Bundesministerium des In-

nern, Bau und Heimat im Rahmen des Bundesprogramms 

„Zusammenhalt durch Teilhabe“.

Teilnehmende in der Berliner Toolbox-Schulung beim 

Interview Circle Foto: Mohamed Ali Saidi
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Stadt.Land.ImFluss. Politische Bildung und öffentlicher Raum

Fachtagung im Internationalen Bildungszentrum dock europe e. V.

„Stadt.Land.ImFluss“ – der Tagungstitel war Programm: 

Öffentliche Räume sind sowohl in der Stadt als auch auf 

dem Land ständigen Veränderungen unterworfen. Sie 

sind wichtige Seismografen für die Bedingungen des städ-

tischen und ländlichen Lebens. Ca. 40 Teilnehmende ka-

men am 4. Juni 2019 im Internationalen Bildungszentrum 

dock europe e. V. zusammen, um zu diskutieren, welche 

Aufgaben sich aus diesen Veränderungen für die politische 

Bildung ergeben, um den öffentlichen Raum als Ort der 

Pluralität und Freiheit zu schützen und zu erhalten.

Die Fachtagung wurde vom Arbeitskreis deutscher Bil-

dungsstätten e. V. (AdB) initiiert und in Kooperation mit 

dock europe e. V. und GWA St. Pauli e. V. Gemeinwesen-

arbeit | Kulturarbeit | Sozialarbeit durchgeführt. Sie nahm 

den Diskussionsfaden der Ausgabe 1/2019 der Fachzeit-

schrift „Außerschulische Bildung“ zum Thema „Verände-

rung des öffentlichen Raums“ auf. 

In einem Vortragsgespräch mit der Stadtforscherin Pro-

fessorin Dr. Katrin Wildner, aktiv bei Metrozones, einem 

Zusammenschluss kritischer Stadtforscher*innen, und mit 

Professorin Dr. Sabine Stövesand von der Hochschule für 

Angewandte Wissenschaften, Department Soziale Arbeit, 

konnte ein erster, sehr spannender Blick auf das Thema 

geworfen werden. Moderiert von Petra Barz, dock euro-

pe e. V., und Steffen Jörg, GWA St. Pauli e. V., wurden 

insbesondere die Städte als komplexe Gefüge in den Blick 

genommen.

Auf die Frage: „Wie kann politische Bildung im öffent-

lichen Raum wirken?“ wurde mit Beispielen aus der Ge-

meinwesenarbeit und der „Schule des städtischen Han-

delns“ deutlich, wie mit demokratischen und partizipativen 

Prozessen Menschen gestärkt und zur Mitgestaltung des 

öffentlichen Raums motiviert werden können. Diese Run-

de zeigte auf besondere Art und Weise wie wichtig es ist, 

interdisziplinär im besten Sinne zu denken und die unter-

schiedlichsten Menschen zusammenzubringen.

Deutlich wurde ebenso die Notwendigkeit, immer die 

Exklusivität öffentlicher Räume mitzudenken und sich da-

rüber klar zu sein, wie die Zugänglichkeit und Gestaltung 

die Nutzungsmöglichkeiten bestimmen: Wer hat z. B. das 

Recht zu sprechen? Politische Bildung hat dabei die Auf-

gabe, den Blick auf die Verhältnisse zu richten und darauf, 

wie diese auf die Menschen wirken.

Damit verbunden ist die Frage: Wem gehört die 

Stadt? In einem sich immer weiter verdichtenden Stadt-

raum entstehen Raum-Konkurrenzen z. B. zwischen 

Verkehrsteilnehmer*innen, zwischen den Nutzer*innen 

von Parks und Plätzen. Zweckentfremdung wird von den 

einen begrüßt, von den anderen abgelehnt. Wie gelingt es, 

den unterschiedlichen Bedürfnissen gerecht zu werden? 

Thomas Minnerop, Projektleiter Jugendgerechte Kom-

mune Bad Segeberg, legte den Fokus auf Jugendliche und 

deren Einbindung in kommunale Strukturen. Er berichtete 

über den Prozess, den Bad Segeberg hin zu einer jugend-

gerechten Kommune durchlaufen hat und darüber, wie 

sich demokratische Räume für Jugendliche eröffneten. Er 

sprach von den Herausforderungen, Strukturen zu etab-

lieren, die eine wirkliche Beteiligung bei Entscheidungs-

prozessen ermöglichen und nicht bei schein-partizipati-

ven Formen verharren. In einem Zeitungsartikel zu diesem 

Projekt sagt ein Gründungsmitglied der Schülervertretung: 

„Wir sind zwar nur 35 % der Bevölkerung, aber wir sind 

100 % Zukunft.“ Dies macht deutlich, dass es eben nicht 

nur um die aktuelle Gestaltung öffentlicher Räume geht, 

sondern auch um die Frage, wie wir in Zukunft zusammen 

leben wollen.

Diese Frage wurde auch in der nächsten Runde auf-

gegriffen: Wie wollen wir zusammen leben? Und welche 

innovativen Ideen könnten helfen, Räume kreativ neu zu 

denken? Mit sechs interessanten Beispielen aus der Pra-

xis konnte in der Arbeitsgruppenphase deutlich gemacht 

werden, welche Kraft politische Bildung im kommunalen 

Raum hat, wie wichtig die Beziehungsarbeit ist und wel-

che neuen Ideen möglich sind. Folgende Projekte waren 

vertreten: New Hamburg und Café Nova; Yalla – Rein in 

Foto: Graphic Recording von Meike Bergmann
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die Stadt, GWA St. Pauli; St. Pauli selber machen; Jugend 

im öffentlichen Raum im Spannungsfeld unterschiedlicher 

Raumdeutungen am Beispiel der Hansestadt Rostock, So-

ziale Bildung Rostock e. V.; Kiezläufer für einen lebenswer-

ten öffentlichen Raum; Institut für konstruktive Konflikt-

austragung und Mediation e. V.; Schwabinggard Ballett 

– Platz der unbilligen Lösungen – Performing Citizenship.

Als Critical Friend begleitete Nicole Vrenegor, Politolo-

gin mit Schwerpunkt Stadtentwicklung und Soziale Bewe-

gungen, die gesamte Tagung. Frei nach Bob Dylans „Don‘t 

Look Back“ benannte sie mit ihrer kleinen Performance 

die Aspekte, die ihr aus den Diskussionen und Präsenta-

tionen besonders im Gedächtnis geblieben sind und die 

unbedingt weiter bedacht und entwickelt werden müssen.

Fragen, die bei der Tagung nicht zufriedenstellend be-

antwortet werden konnten, sind z. B.: Wo liegen die He-

rausforderungen im ländlichen Raum und was sind dessen 

Potenziale, die genutzt und/oder ausgebaut werden kön-

nen? Wie kann es gelingen, gute Ideen, die im städtischen 

Kontext entstanden sind, für ländliche Kontexte weiter-

zuentwickeln und umgekehrt? Wie findet ein Austausch 

statt? Wie kann man zu einer politischen Strategie kom-

men, die in öffentliche Räume investiert – und dies nicht 

nur finanziell, sondern strukturell, nicht nur seitens der Po-

litik, sondern als gemeinsame Strategie aller Akteure? Und 

wie lassen sich öffentliche Räume vor Ort mit digitalen 

Räumen sinnvoll verknüpfen?

Die Tagung fand dank der beeindruckend flexiblen Räu-

me von dock europe e. V. in der Genossenschaft fux und 

der hervorragenden Bewirtung in der Cantina FUX&GANZ 

in einer sehr kreativen und inspirierenden Atmosphäre 

statt. Meike Bergmann von dock europe e. V. und Britta 

Kussin begleiteten die Tagung durch Graphic Recording 

und zeichneten eindrucksvolle Bilder der vielfältigen Ver-

flechtungen, Ideen und offenen Fragen.

Diese Veranstaltung ist Teil einer vom AdB ins Leben 

gerufenen Tagungsreihe der AdB-Fachzeitschrift „Außer-

schulische Bildung. Zeitschrift der politischen Jugend- und 

Erwachsenenbildung“. In jedem Jahr wird eine Veranstal-

tung zum jeweiligen thematischen Schwerpunkt des ers-

ten Heftes in Kooperation mit anderen Einrichtungen oder 

Organisationen und in einem anderen Bundesland durch-

geführt. Diese Fachtagung ist die fünfte Tagung dieser 

Veranstaltungsreihe.
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Bildungsurlaub – Bildungszeit – Bildungsfreistellung

Fachtagung zu den Perspektiven für die politische Bildung in der Bildungsfreistellung

Mit der Fachtagung „Bildungsurlaub – Bildungszeit – Bil-

dungsfreistellung. Perspektiven für die politische Bildung“, 

die am 12. und 13. Juni 2019 in Bovenden-Eddigehausen 

bei Göttingen stattfand, konnten die Veranstalter*innen ge-

meinsam mit den Referent*innen und den Teilnehmer*innen 

aus den unterschiedlichsten Bereichen wichtige Diskussio-

nen zum Thema anstoßen und Impulse setzen.

Die Fachtagung wurde vom Arbeitskreis deutscher Bil-

dungsstätten gemeinsam mit den beiden Mitgliedsein-

richtungen Mariaspring – Ländliche Heimvolkshochschule 

e. V. und Haus Neuland e. V. geplant und in Mariaspring 

durchgeführt. Die Anregung dazu kam aus der AdB-Fach-

kommission Erwachsenenbildung, die das Positionspapier 

„Politische Erwachsenenbildung braucht Freiräume: Für 

eine Stärkung des Anspruchs auf Bildungsfreistellung in 

Deutschland“ erarbeitet hat, das im Sommer letzten Jah-

res vom AdB-Vorstand als gemeinsame AdB-Position ver-

abschiedet wurde. 

Die Tagung wurde eröffnet mit Impulsen von Tho-

mas Gill, Leiter der Berliner Landeszentrale für politische 

Bildung, und Ulrika Engler, Direktorin der Niedersächsi-

schen Landeszentrale für politische Bildung, und einer Ge-

sprächsrunde zum Thema „Bildungsfreistellung als Motor 

für die politische Bildung?“ Thomas Gill hob hervor, wie 

wichtig es sei, dieses an die Arbeitswelt gekoppelte Instru-

ment der Bildungsfreistellung zu nutzen, um gegen die so-

ziale Ungleichheit zu wirken. Dazu sei es notwendig, neue 

Kooperationen einzugehen, z. B. mit Migrantenselbstorga-

nisationen. In Berlin ist eine Novellierung des Bildungsur-

laubsgesetzes geplant, bei der auch die Fragen von Be-

nennung und Anerkennungsverfahren eine Rolle spielen 

werden. Es ist eine Kampagne geplant, die das Recht auf 

Bildungsfreistellung bekannter machen und das Image ver-

bessern soll, die die Potenziale dieses Instruments stärkt 

und für die, die bisher keinen Zugang hatten, neue Zu-

gangswege eröffnet. Auch die Niedersächsische Landes-

zentrale ist offen für eine solche Kampagne. Ulrika Engler 

regte an, die Gespräche mit Abgeordneten zu suchen, um 

das Ganze auf eine breitere Basis zu stellen.

Eine brandneue, qualitative Studie, die eine subjekt-

wissenschaftliche Perspektive auf das Thema Bildungsfrei-

stellung erlaubt, stellten Professorin Dr. Christine Zeuner 

und Dr. Antje Pabst von der Helmut-Schmidt-Universität 

Hamburg vor. Mit ihrer Forschung zur langfristigen bio-

grafischen Wirkung durch Mehrfachteilnahme an Ange-

boten der Bildungsfreistellung füllen sie eine wichtige 

Forschungslücke. Sie beschrieben Bildungsfreistellung 

als Initialzündung und Impulsgeber für die Weiterbildung 

der Menschen, für die biografische Entwicklung und das 

gesellschaftliche Engagement. Die Befragten werden zu 

Multiplikator*innen für die Bildungsfreistellung. Sie be-

werten ihr Erleben als sehr positiv. Die didaktisch-metho-

dischen Konzepte regen zur weiteren Teilnahme an und 

führen dazu, dass die Erfahrungen weitergegeben werden.

In zwei Workshops zu Good Practice und rechtlichen 

Rahmenbedingungen hatten die Teilnehmer*innen die Ge-

legenheit, die praktischen Vorgehensweisen für Anbieter 

zu diskutieren, sich über Hindernisse und Probleme auszu-

tauschen, das Gespräch mit den Vertreter*innen aus den 

bewilligenden Behörden zu suchen, aber auch Themen 

politischer Bildung in der Bildungsfreistellung zu diskutie-

ren. Gerade vor dem Hintergrund der Anerkennung bzw. 

Nicht-Anerkennung war die Frage relevant: Was verstehen 

wir eigentlich unter politischer Bildung?

Den Abschluss bildete eine Gesprächsrunde zum The-

ma „Bildungszeit deutschlandweit – Ein Gesetz für alle?“, 

bei dem viele der während der Tagung angesprochenen 

Aspekte noch einmal aufgegriffen wurden und weiterent-

wickelt werden konnten. Gesprächspartner*innen waren: 

• Nadja Bilstein, Fachbereichsleiterin Politische Akade-

mie im Haus Neuland in Bielefeld. Sie war besonders 

als Bildungsreferentin, die selbst Bildungsurlaube an-

bietet, gefragt, aber auch als Mitglied der AdB-Fach-

kommission Erwachsenenbildung.

Wege zum Angebot der Bildungsfreistellung Foto: Nadja Bilstein
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• Dr. Klaus Paffrath, Jurist und Referatsleiter im Thürin-

ger Ministerium für Bildung, Jugend und Sport und 

dort im Referat 23| Lernmittel, Erwachsenenbildung, 

Bildungsfreistellung. Er war in dieser Runde als Vertre-

ter der administrativen Ebene angesprochen. 

• Dr. Kati Zenk, Sozialpädagogin und frühere Leiterin 

der Geschäftsstelle von ARBEIT UND LEBEN in Wolfs-

burg und nun bei der IG Metall Wolfsburg für die Bil-

dung zuständig. Von ihr wurde die innerbetriebliche 

Sicht erhofft, aber ebenso konnte sie ihre Expertise 

aus der Bildungspraxis einbringen.

• Ulrike Bahr, MdB, Mitglied der SPD-Fraktion im Deut-

schen Bundestag. Sie ist u. a. Mitglied im Bundes-

tagsausschuss für Bildung, Forschung und Technikfol-

genabschätzung. Durch sie war die politische Ebene 

vertreten, die auch die Bundespolitik einbezieht.

Nachdem im ersten Teil der Tagung vor allem die Mik-

ro-Ebene der Teilnehmenden an Angeboten der Bildungs-

freistellung und die Meso-Ebene der Anbieter*innen in den 

Blick genommen wurde, ging es nun darum, den Blick auf 

die Makro-Ebene zu lenken, auf der die gesetzlichen Rah-

menbedingungen geschaffen werden. Ebenso ging es aber 

auch darum zu überlegen, wie die Arbeitgeber erreicht 

werden können, wie es gelingen kann, Bildungsfreistellung 

als Standortvorteil zu verstehen und die Weiterbildungskul-

tur in Unternehmen weiterzuentwickeln. Wenn man auf die 

Veränderungen in der Arbeitswelt schaut (Stichwort: Arbeit 

4.0), werden viele Themen für Arbeitnehmer*innen ebenso 

für Arbeitgeber*innen wichtig, die auch für die politische 

Bildung eine Rolle spielen: Verdichtung der Anforderun-

gen, Digitalisierung, zunehmende Mobilitätsanforderun-

gen, körperliche Belastung, aber auch Herausforderungen 

durch den demografischen Wandel etc. Aber nicht alle 

Themen werden in allen Bundesländern anerkannt.

Da es wahrscheinlich nicht möglich sein wird, zu ei-

ner bundesweit einheitlichen Gesetzgebung zu kommen, 

wäre eine Harmonisierung der Ländergesetze anstrebens-

wert. Das würde auf allen Seiten eine Vereinfachung und 

größere Klarheit schaffen, auch wenn die Gefahr von Ab-

strichen durch einen Minimalkonsens nicht unterschätzt 

werden darf. Überlegt werden sollte auch, inwieweit In-

strumente wie der Bildungsscheck oder die Bildungsprä-

mie genutzt werden können, um mehr Menschen für die 

politische Bildung in der Bildungsfreistellung zu gewinnen.

Das gesamtgesellschaftliche Interesse an einer nach-

haltigen und zukunftsfähigen Entwicklung, die durch Pro-

zesse politischer Bildung in der Bildungsfreistellung unter-

stützt werden kann, war Anlass für den AdB, sich dieses 

Themas anzunehmen und sich für eine Stärkung des An-

spruchs auf Bildungsfreistellung und dort insbesondere der 

politischen Bildung einzusetzen. Die Tagung hat gezeigt, 

wie wichtig dieser Schritt war.

Mit der Tagung wurden sowohl Einrichtungen der Er-

wachsenenbildung, die bereits Angebote der Bildungsfrei-

stellung in ihrem Programm haben oder die dieses Format 

neu in ihr Portfolio aufnehmen möchten angesprochen. 

Angesprochen wurden ebenso Vertreter*innen aus Politik 

und Verwaltung, die für die Ausgestaltung der Rahmenbe-

dingungen mit verantwortlich sind, sowohl auf Länder- als 

auch auf Bundesebene. Ein erster Erfolg der Tagung war 

es daher, dass genau diese Ebenen bei der Tagung promi-

nent vertreten waren.

Ziele der Tagung (und ebenso des Positionspapiers) wa-

ren, das Recht auf Bildungsfreistellung bekannter zu ma-

chen, die Akzeptanz dafür zu erhöhen, auf die Harmoni-

sierung der Gesetze und Anerkennungsverfahren in den 

Bundesländern hinzuwirken und damit die Unsicherheit bei 

Anbietern und potenziellen Teilnehmenden sowie den admi-

nistrativen Aufwand zu verringern. Es ging aber ebenso da-

rum, den Mehrwert der Bildungsfreistellung für die Gesell-

schaft und für die Stärkung der Demokratie herauszustellen. 

Am Ende der Tagung wurde deutlich, dass der AdB als 

bundesweiter Fachverband und seine Mitgliedseinrichtun-

gen gefragt sind, das Thema auf der Tagesordnung zu 

halten, ihre Expertise einzubringen, das Gespräch mit den 

Ministerien, mit Bundestags- und Landtagsabgeordneten 

weiterhin zu suchen und im Verbund mit allen relevan-

ten Akteuren eine öffentliche Kampagne voranzutreiben. 

Wichtig ist es ebenso, neue Partner (z. B. Sozialpartner, Ar-

beitgeberverbände) einzubeziehen.

Wie aktuell und relevant die Diskussion dieser Tagung 

war, wurde auch daran deutlich, dass tags zuvor die Na-

tionale Weiterbildungsstrategie veröffentlicht wurde, bei 

der die politische Bildung keine Rolle spielt. Hier gilt es, 

politisch aktiv zu werden und alles dafür zu tun, dass die 

politische Erwachsenenbildung und die Rolle der politi-

schen Bildung in der Bildungsfreistellung gestärkt und für 

die Weiterentwicklung der Demokratie gesehen werden. 

Der AdB wird mit seinen Mitgliedseinrichtungen und al-

len Akteuren weiter im Gespräch bleiben und sich für eine 

Kampagne zur Sichtbarkeit und Stärkung der Bildungsfrei-

stellung einsetzen.

AdB-Positionspapier: www.adb.de/staerkung-des-anspruchs-auf-

bildungsfreistellung
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Politische Bildung auf neuen Wegen in ländlichen Räumen

100 Projekte für MITEINANDER REDEN ausgewählt

In dem neuen Qualifizierungs- und Kompetenzförde-

rungsprogramm „MITEINANDER REDEN Gespräche ge-

stalten – Gemeinsam handeln (2018–2020)“ wurden 

die für eine Förderung ausgewählten Projekte bekannt-

gegeben. Nach einem zweistufigen Wettbewerbsverfah-

ren werden 100 innovative Dialogprojekte im ländlichen 

Raum in die Förderung des neuen politischen Bildungspro-

gramms aufgenommen, darunter auch fünf Vorhaben aus 

AdB-Mitgliedseinrichtungen.

Die finale Auswahl aus über 300 eingesendeten Pro-

jektvorschlägen hat eine Jury getroffen, in der die Bundes-

zentrale für politische Bildung, Partner, Beiräte und das 

Programmbüro vertreten waren. 

Die Projekte verteilen sich über Dörfer und Kommunen 

in allen Bundesländern, zeigen unterschiedliche Größen-

ordnungen und weisen ganz verschiedene Formate, The-

men und Inhalte auf. Auch Mitgliedseinrichtungen des 

AdB haben sich mit spannenden Projekten beworben. Im 

Mittelpunkt mancher dieser Projekte steht, dass sich die 

Bildungseinrichtung als Vernetzungsstelle der dörflichen 

Gemeinschaft (weiter-)entwickelt und sich aktiv in die Ge-

staltung des gemeinschaftlichen Lebens vor Ort einbringt 

– Begegnungsorte zu schaffen, wo Bürger*innen sich be-

gegnen und über die Anliegen der Gemeinde austauschen 

können. Folgende Mitgliedseinrichtungen des AdB sind im 

Projekt aktiv:

• Franken-Akademie Schloß Schney e. V. mit dem Pro-

jekt „Die Schney – sei dabei!“

• Waldritter-NRW e. V. (Herten) mit dem Projekt „Ge-

meinsam statt einsam“

• Waldritter-Bildungszentrum-Saar (Willmenrod) mit 

dem Projekt „Jung und aktiv“

• Stiftung Begegnungsstätte Gollwitz (Gollwitz Branden-

burg an der Havel) mit dem Projekt „Mein Gollwitz – 

Dein Gollwitz – Unser Gollwitz“ sowie 

• Historisch-Ökologische Bildungsstätte e. V. (Papen-

burg) mit dem Projekt „Zukunft MITeinander gestalten 

– Eine DorfGEMEINSCHAFT im Gespräch“

Die Projektvorhaben tragen dazu bei, im ländlichen 

Raum das respektvolle und wertschätzende Miteinander, 

die Kommunikation und Teilhabe aller Bevölkerungsgrup-

pen in die lokale Gemeinschaft zu stärken und neue analo-

ge Dialogformate in kontroversen Aushandlungsprozessen 

zu entwickeln und auszuprobieren.

Thematisch und inhaltlich spiegeln die Projekte die 

Herausforderungen der Zukunftsgestaltung in ländlichen 

Räumen. Angesicht des Wandels werden u. a. Fragen zur 

Transformation, Digitalisierung, Leerstand, Vereinssterben, 

Demographie, Migration und Integration, Mobilität oder 

Umweltschutz gestellt. Aber auch Geschichte und Erinne-

rungskultur, Heimatverständnis, Identitätssuche sowie Ras-

sismus und Ausgrenzung sind Themen, die in den Projek-

ten verhandelt werden.

Die Projekte starten nun in die Umsetzungs- und För-

derphase bis 2020. Die Umsetzung erfolgt in Arbeitsgrup-

pen, Gesprächskreisen, Bürgerbefragungen, Stammtischen, 

Exkursionen, gemeinsamen Essen, kulturellen-, künstleri-

schen- und medialen Formaten, Vortrags-/Podiumsveran-

staltungen, Workshops, Fortbildungen und Beratungen.

Neben der finanziellen Förderung bietet das Programm 

Unterstützung durch ein begleitendes Weiterbildungs- und 

Kompetenzförderungsprogramm für alle Projektträger an. 

Die „QUERDENKEN-Akademie zum Miteinander Reden“ 

bündelt auf einer Onlineplattform Seminarangebote, Pro-

jekte und andere Möglichkeiten der Weiterbildung der Pro-

jektpartner sowie weiterer freier Träger. Alle AdB-Mitglieds-

einrichtungen haben hier die Möglichkeit, ihre Angebote 

zu kommunizieren und neue Zielgruppen zu erreichen. 

Diese Angebote werden auf der Projekthomepage plat-

ziert und den beteiligten Vereinen, Bürgermeister*innen 

und Trägern vor Ort kommuniziert, um ihnen die Möglich-

keit zu geben, sich in verschiedenen Bereichen der politi-

schen Bildung weiter zu qualifizieren.

Foto: AdB
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Eine zweite Ebene der „QUERDENKEN-Akademie soll 

ein speziell auf die Zielgruppe abgestimmtes Angebot sein. 

So werden bei den Beteiligten im Projekt Weiterbildungs-

bedarfe erfragt, die dann in speziell zugeschnittenen Se-

minaren bedient werden sollen.

Ein Novum dieses Onlineangebotes ist es auch, dass 

erstmals verschiedene Träger der politischen Bildung ge-

meinsam Angebote kommunizieren. Das heißt, dass neben 

dem AdB auch der Deutsche Volkshochschul-Verband, die 

Vernetzungsstelle Ländlicher Raum, Bildungscent e. V. und 

weitere ihre Angebote einstellen werden.

Die wissenschaftliche Evaluation des Programms wird 

die AdB-Mitgliedseinrichtung Soziale Bildung e. V. aus Ros-

tock durchführen. Soziale Bildung Rostock e. V. ist bereits 

seit vielen Jahren im Bereich Forschung aktiv. Mit dieser 

Evaluation kann ihre Erfahrung aus der politischen Bildung 

im ländlichen Raum Mecklenburg-Vorpommerns und ihrer 

wissenschaftlichen Expertise vereint werden.

„MITEINANDER REDEN – Gespräche gestalten – Ge-

meinsam handeln“ ist ein Ideenwettbewerb und Weiter-

bildungsangebot für Akteure in ländlichen Räumen, ini-

tiiert und finanziert von der Bundeszentrale für politische 

Bildung / bpb, unterstützt vom Arbeitskreis deutscher Bil-

dungsstätten, vom Deutschen Städte- und Gemeindebund, 

von der Deutschen Vernetzungsstelle Ländliche Räume 

und vom Deutschen Volkshochschul-Verband. Realisiert 

wird das Programm von der Bildungsagentur labconcepts.

Politische Bildung mit Haltung

AdB-Jahresbericht 2018 ist erschienen

Der Jahresbericht des Arbeitskreises deutscher Bildungs-

stätten e. V. (AdB), in dem über die Veranstaltungen, Pro-

jekte, Aktivitäten und Entwicklungen des Jahres 2018 

berichtet wird, ist erschienen. Mit dem Titel „Politische 

Bildung mit Haltung“ wird ein Anspruch bekundet, dem 

der Verband gerade auch in seinem 60sten Jubiläumsjahr 

2019 gerecht wird: Politische Bildung im AdB findet auf 

der Basis von Grund- und Menschenrechten statt und zeigt 

in diesem Sinne eine klare Haltung für Vielfalt und gegen 

Ausgrenzung.

Mit seinem Jahresbericht zeigen der bundesweit ar-

beitende Fachverband der außerschulischen politischen 

Jugend- und Erwachsenbildung und seine über hundert 

Mitgliedseinrichtungen, welche Schwerpunkte gesetzt, 

welche Konzepte entwickelt und welche Projekte umge-

setzt werden konnten. Deutlich wird, wie der AdB auf die 

aktuellen politischen und gesellschaftlichen Herausforde-

rungen reagiert und die Landschaft politischer Bildung ak-

tiv mitgestaltet.

Einen besonderen Stellenwert im Bericht hat das Pro-

gramm politische Jugendbildung im AdB, das aus Mitteln 

des Kinder- und Jugendplans des Bundes (KJP) gefördert 

wird. Die Jugendbildungsreferent*innen aus 25 Mitglieds-

einrichtungen entwickeln in vier Fachgruppen die Praxis 

und Grundlagen politischer Jugendbildung weiter und zei-

gen mit ihrer politischen Bildung Haltung für eine weltof-

fene, vielfältige und inklusive Gesellschaft.

Download: www.adb.de/jahresberichte 

Bestellung der Print-Version: meissner@adb.de

Jahresbericht 2018

Politische Bildung mit Haltung

AdB

Berlin 2019
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sozial & politisch – Wo überschneiden sich die Handlungsfelder der Sozialen Arbeit 

und der politischen Bildung?

Ein Fachtag an der Evangelischen Hochschule in Ludwigsburg

sozial und politisch – die Handlungsfelder der Sozialen Ar-

beit und der politischen Bildung überschneiden sich und 

können voneinander lernen. Dies wurde auf dem Fach-

tag am 4. Juli 2019, der in Kooperation des AdB und der 

Evangelischen Hochschule Ludwigsburg durchgeführt wur-

de, diskutiert. Einerseits hat die Soziale Arbeit ein politi-

sches Mandat, von dem diese in vielerlei Hinsicht stärker 

gebraucht machen kann, andererseits besitzt die politische 

Bildung das Selbstverständnis, (junge) Menschen in ihrer 

Entwicklung zu begleiten und zu fördern und berührt da-

mit theoretisch auch das Handlungsfeld Soziale Arbeit. 

Besucht von Multiplikator*innen der sozialpädagogi-

schen Praxis und der politischen Bildung sowie Studierenden 

der Sozialen Arbeit war der Fachtag ein voller Erfolg, denn 

es gab Raum für Austausch, zum Denken und Handeln so-

wie eine Förderung des Dialogs zwischen Wissenschaft und 

Praxis. Die Inputs von Martin Horn (Oberbürgermeister von 

Freiburg und Absolvent des Studiums der Sozialen Arbeit), 

Prof.in Bettina Heinrich (Soziale Arbeit / Kulturarbeit) sowie 

Ina Bielenberg (Geschäftsführerin des AdB e. V.) sorgten für 

ein gemeinsames Verständnis der Handlungsfelder und als 

Basis für die am Nachmittag folgenden Themenworkshops, 

die praxisnah und interaktiv durchgeführt wurden. 

Zu den Themen Religionen im Alltag (Suphian Al-Sayad, 

Zentralrat der Muslime), Radikalisierungsprävention (Jens 

Ostwaldt, Demokratiezentrum Baden-Württemberg) und 

Rassismuskritische Bildung (Osman Özdemir, Bildungsstät-

te Anne Frank) erhielten die Teilnehmenden methodisch-

interaktive Praxiseindrücke und konnten diese für sich dem 

einen oder eben beiden Handlungsfeldern zuordnen. Die 

praxisorientierte und kooperative Gestaltung der Foren er-

möglichte es den Teilnehmenden, viele Anregungen für 

ihre eigenen pädagogischen Tätigkeiten mitzunehmen. 

Insgesamt liegt in möglichen Kooperationen von Ein-

richtungen politischer Bildung und Trägern der Sozialen 

Arbeit ein hohes Potenzial für beide Handlungsfelder. 

Denn Themen und Zuständigkeiten lassen sich in der Pra-

xis schwerer trennen als es die Theorie vermuten lässt. Die 

Heterogenität der Vorträge aber auch die Abwechslung 

des Programms haben gezeigt, inwiefern sich akademi-

sche Theorie und pädagogische Praxis gegenüberstehen 

und doch auch miteinander vereinbar Hand in Hand ge-

hen können. 

Foto: Stefanie MeyerPolitische Bildung mit Haltung
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Aus den Mitgliedseinrichtungen

Die Stiftung wannseeFORUM erhält das Qualitätssiegel 

für Jugendzentren des Europarats. Sie ist damit die ers-

te deutschsprachige außerschulische Jugendbildungsstät-

te die das Label (Quality Label for Youth Centres) für die 

Jahre 2019–2020 erhält. Damit ist die Einrichtung eines 

von 13 Häusern die in ganz Europa verteilt sind. Die Ju-

gendbildungsstätten vereint nicht nur die Einhaltung von 

15 Kriterien, die vom Anbieten einer toleranten und siche-

ren Arbeitsumgebung über die Gewährleistung von Betei-

ligungsstrukturen von Jugendlichen bei Programm- und 

Konzeptentwicklung bis hin zu Service- und Kundenorien-

tierung reicht. Ein weiteres Merkmal der gelabelten Zen-

tren ist die Förderung der internationalen Zusammenar-

beit im Jugendbereich. Einmal jährlich treffen Leitung und 

Pädagog*innen zusammen zur Weiterentwicklung und 

Austausch. Eckpunkte sind dabei die Qualitätsentwicklung, 

das Kennenlernen neuer Methoden und Ressourcen, Net-

working und nicht zuletzt die Steigerung der Sichtbarkeit 

und der Anerkennung der non-formalen Bildung in Europa.

Die Arbeit der Stiftung wannseeFORUM ist seit rund 70 

Jahren den demokratischen Werten verpflichtet. Die Unan-

tastbarkeit der Menschenreche ist für die Jugendbildungs-

stätte grundsätzlich. Da sie diesen Ansprüchen auch im 

hier und jetzt gerecht wird, verdeutlicht die Auszeichnung, 

die am 31. August 2019 offiziell verliehen wird.

Das ABC Bildungs- und Tagungszentrum e. V. kann in die-

sem Jahr auf sein 40-jähriges Bestehen zurückblicken. Der 

Trägerverein der Bildungs- und Tagungsstätte wurde 1979 

gegründet. Die Bildungsstätte feierte ihr Jubiläum vom 

2. bis 4. August 2019. Eingeladen waren Freund*innen, 

Kolleg*innen, Kooperationspartner*innen, Nachbar*innen, 

Unterstützer*innen zu einem Sommerfest mit Live-Musik 

und Tanz, Performances und Filmvorführungen, Work-

shops und leckerem Essen.

In Goslar werden in diesem Jahr gleich drei Jubiläen ge-

feiert: 70 Jahre Bildungshaus Zeppelin, 70 Jahre Freundes-

kreis Bildungshaus Zeppelin und 60 Jahre Haus am Stein-

berg. Die Jubiläen werden am 13. September 2019 im 

Bildungshaus Zeppelin & Steinberg in Goslar gefeiert.

Die AdB-Mitgliedseinrichtung Mariaspring – Ländliche 

Heimvolkshochschule e. V. feiert in diesem Jahr ihr 65jäh-

riges Bestehen. Die ersten Seminare „zur Förderung der 

Erwachsenenbildung im ländlichen Raum“ fanden vor al-

lem zur kulturellen Begegnung und politischen Bildung 

des Landvolkes der Region statt. Heute ist Mariaspring ein 

bundeszentraler Tagungsort für alle an Bildung Interes-

sierte. Zur Jubiläumsfeier am 21. September 2019 wird es 

einen Festvortrag von Dr. Stine Marg, geschäftsführende 

Leiterin des Göttinger Instituts für Demokratieforschung, 

zum Thema „Aktuelle Herausforderungen in der politi-

schen Erwachsenenbildung“ geben.

Der Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge e. V. be-

geht in diesem Jahr sein hundertjähriges Gründungsjubilä-

um. Heute pflegt der Volksbund im Auftrag der Deutschen 

Bundesregierung in 46 Staaten die Gräber der mehr als 

2,8 Millionen Kriegstoten und Opfer von Gewaltherrschaft. 

Darunter sind Soldaten und Zivilisten aus vielen Nationen. 

Mit ihnen verbinden sich ganz unterschiedliche Lebensge-

schichten von Kriegsgewalt und schwersten Verbrechen, 

aber auch Zivilcourage und Versöhnung in einem verein-

ten Europa. So steht dieses Jubiläumsjahr unter dem Mot-

to „Frieden braucht Mut“. Der offizielle Festakt „100 Jahre 

Volksbund“ findet am 16. September 2019 im Weltsaal 

des Auswärtigen Amtes in Berlin statt. Vor dem Festakt 

wird die Ausstellung „Europa, der Krieg und ich“ im Licht-

hof des Auswärtigen Amtes eröffnet.

Der erste Sammelband aus der neuen Edition Bildungs-

stätte Anne Frank ist unter dem Titel „Trigger Warnung“ stätte Anne Frank ist unter dem Titel „Trigger Warnung“ stätte Anne Frank

erschienen. Der Band richtet den Blick auf die Fallstricke 

der Identitätspolitik und sucht nach Allianzen jenseits von 

Schuldzuweisungen und Opferkonkurrenz: Eva Berend-

sen, Saba-Nur Cheema und Meron Mendel (Hrsg.): Trigger 

Warnung. Identitätspolitik zwischen Abwehr, Abschottung 

und Allianzen. Edition Bildungsstätte Anne Frank 1, Berlin 

2019, 256 Seiten, ISBN: 9783957323804
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Berichte, Hinweise, Nachrichten

KARL  WALDECK , Direktor der Evangelischen Akademie Hof-

geismar, ist seit dem 1. April 2019 neuer Vorstandsvorsit-

zender der Evangelischen Akademien in Deutschland (EAD) 

e. V. Er wurde auf der Mitgliederversammlung der EAD ge-

wählt. Er löst DR.  RÜDIGER SACHAU , Evangelische Akademie 

zu Berlin, ab, der seinen Platz im Vorstand vorzeitig zu-

rückgegeben hat. 

JUL IA  JUNGE  ist seit April 2019 neue Geschäftsführerin der 

Internationalen Jugendgemeinschaftsdienste – ijgd-Bun-

desverein e. V. Sie hat die Nachfolge von JÜRGEN WITTMER

angetreten. 

Am 10. April 2019 wurde U TA D E N Z I N-V O N B R O I C H-O P P E R T

im Festsaal des Berliner Abgeordnetenhauses die Louise-

Schroeder-Medaille 2019 für ihr Engagement für Demo-

kratie, Teilhabe, Chancengleichheit und Gleichstellung 

verliehen. Von 1969 bis 2003 leitete sie die Berliner So-

zialpädagogische Fortbildungsstätte Haus am Rupenhorn. 

Besondere Verdienste erwarb sie sich darüber hinaus in 

ihrem ehrenamtlichen Engagement im Vereinsvorstand 

der Jugendbildungsstätte wannseeFORUM, später auch im 

Vorstand der Stiftung wannseeFORUM, deren Gründung 

auch auf ihre Initiative zurückgeht. 

Das Deutsch-Französische Jugendwerk (DFJW) wird durch 

ein binational, deutsch-französisch besetztes Generalse-

kretariat als ausführendes Organ des Verwaltungsrats ge-

leitet. Es besteht aus zwei Generalsekretär*innen, die für 

eine Dauer von jeweils sechs Jahren einvernehmlich durch 

die beiden Regierungen ernannt werden. Seit März 2019 

wird das DFJW von TOB IAS  BÜTOW  geleitet. Eine Nachfolge 

im Generalsekretariat auf französischer Seite wurde bisher 

noch nicht bekannt gegeben.

MART IN RABANUS , medienpolitischer Sprecher der SPD-Bun-

destagsfraktion, wurde von der Mitgliederversammlung 

des Deutschen Volkshochschul-Verbands (DVV) am 8. Mai 

2019 zum Vorsitzenden gewählt. Er löst damit den lang-

jährigen Vorsitzenden, DR.  ERNST  D IETER  ROSSMANN , ab, der 

zum Ehrenvorsitzenden ernannt wurde. Als Stellvertreten-

de Vorsitzende wurden SUSANNE DESS  und WINFRIED ELLWAN-

GER  bestätigt. ANNEGRET  KRAMP-KARRENBAUER wurde von der 

Mitgliederversammlung als DVV-Präsidentin bestätigt.

ALBERT  FUSSMANN  hat das Institut für Jugendarbeit des Bay-

erischen Jugendrings (BJR) in Gauting 20 Jahren lang ge-

leitet. Anfang Juni 2019 wurde er in den Ruhestand verab-

schiedet. Im September 2019 übernimmt MART IN HOLZNER

die Leitung des Instituts für Jugendarbeit. Er war bisher 

Referent für Jugendringe und ehrenamtliches Engagement 

in der Geschäftsstelle des Bayerischen Jugendrings (BJR) 

in München. 

Der frühere Bundestagspräsident NORBERT  LAMMERT  ist am 

7. Juni 2019 auf der Mitgliederversammlung der Konrad-

Adenauer-Stiftung einstimmig in seinem Amt als Vorsitzen-

der bestätigt worden. Ebenfalls wiedergewählt wurden die 

stellvertretenden Vorsitzenden HERMANN GRÖHE , HILD IGUND 

NEUBERT  und BEATE  NEUSS .

N I N A R I T Z  hat im Juni 2019 das Max Mannheimer Studi-

enzentrum in Dachau verlassen, wo sie als pädagogische 

Leiterin tätig war. Seit dem 1. Juli 2019 arbeitet sie in Ber-

lin beim Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge e. V. 

als Zuständige für die vier Jugendbegegnungsstätten des 

Volksbundes. 

Personalien
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D R .  A N S G A R B U R G H O F , langjähriger Leiter des Gustav-Stre-

semann-Institut e. V. in Bonn, ist in den Ruhestand verab-

schiedet worden. Bis zur Wiederbesetzung der Stelle hat 

DR.  H .C .  ER IK  BETTERMANN , Präsident und Vorstand des Ver-

eins, die kommissarische Leitung des Hauses übernommen. 

Die Gustav-Heinemann-Bildungsstätte – Gesellschaft für 

Politik und Bildung Schleswig-Holstein e. V. in Bad Malen-

te hat eine neue Führung. GESA GRUBE-BENTE  und ANASTA-

S IA  BRACK  sind als Studien- und Verwaltungsleiterinnen die 

neue  Doppelspitze.

Im Jugendbildungszentrum Blossin e. V. gibt es einen 

Wechsel in der Geschäftsführung: Seit dem 1. Juli 2019 ist 

ANDREA HASE  neue Geschäftsführerin des Jugendbildungs-

zentrums. Der bisherige Leiter des Hauses, M I C H A E L  L E H-

MANN , wird die Übergangszeit bis Ende des Jahres 2019 

begleiten.

Die bisherige Geschäftsführerin des Verbands der Bildungs-

zentren im ländlichen Raum e. V., U TA-M A R I A  K E R N , wird 

während eines Bildungsforums des VBLR am 11. Oktober 

2019 in Berlin in den Ruhestand verabschiedet. Gleichzei-

tig wird der neue Geschäftsführer, D R.  P E T E R  B U H R M A N N , 

eingeführt.

Aus Profession und Politik

IJAB fordert: Jugendaktivitäten des Europarates ohne Budgetkürzungen fortsetzen!

Die IJAB-Mitgliederversammlung hat am 22. Mai 2019 den 

Vorstand beauftragt, die Bundesregierung und ihre Ver-

tretung  beim Europarat aufzufordern, sich für eine aus-

reichende finanzielle Ausstattung des Europarats einzuset-

zen und für den Erhalt des Jugendsektors beim Europarat 

zu votieren. Der AdB schließt sich Forderungen von IJAB 

– Fachstelle für internationale Jugendarbeit der Bundesre-

publik Deutschland e. V. an.

Die Jugendabteilung des Europarats mit ihrer wertvol-

len Arbeit für die Demokratie- und Menschenrechtsbildung 

junger Menschen darf nicht gefährdet werden.

Der Europarat ist für die europäische und internationale 

Jugendarbeit sowie für die jugendpolitische Zusammen-

arbeit ein unverzichtbarer Partner. Doch dessen hervorra-

gende Arbeit im Jugendbereich ist aufgrund mangelnder 

Finanzmittel im Jahr 70 nach seiner Gründung extrem ge-

fährdet. Ursachen dafür sind u. a. wegfallende und aus-

bleibende Mitgliedsbeiträge. Aufgrund dieser Haushalts-

krise legte der Generalsekretär des Europarates, Thorbjørn 

Jagland, Anfang Mai 2019 einen Notfallplan vor. Dieser – 

von den Mitgliedsstaaten noch nicht beschlossene – Not-

fallplan sieht u. a. vor, den Jugendsektor des Europarats 

im Jahr 2021 komplett aus dem Haushalt zu streichen 

und stattdessen durch freiwillige Leistungen einzelner 

Mitglieds staaten als „Partial Agreement“ zu ersetzen. Die 

Vielfalt der Angebote zur Weiterbildung junger Menschen 

einschließlich der Vermittlung europäischer Werte würden 

dadurch erheblich eingeschränkt oder müssten ganz auf-

gegeben werden. Die bewährten Institutionen müssten 

geschlossen und bewährte Verfahren zur Abstimmung der 

Zusammenarbeit aufgegeben werden.

Stellungnahme im Wortlaut: www.ijab.de/aktuell/themenfilter/

jugendpolitik/a/show/ijab-fordert-jugendaktivitaeten-des-europarates-

ohne-budgetkuerzungen-fortsetzen

Quelle: IJAB
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„Internationale Jugendarbeit – Zugänge, Barrieren und Motive“

Die neue Ausgabe der Fachbuchreihe „Forum Jugendar-

beit International“ ist mit dem Thema „Internationale Ju-

gendarbeit – Zugänge, Barrieren und Motive“ erschienen. 

Forscher*innen, Expert*innen sowie Praktiker*innen leis-

ten eine Bestandsaufnahme und beleuchten Zugangsbe-

dingungen, Barrieren, Hemmnisse und Motive für eine 

Teilnahme am internationalen Jugendaustausch. Das 

400 Seiten starke Buch enthält 31 Beiträge zu folgenden 

Schwerpunkten: Die Zugangsstudie zur Internationalen 

Jugendarbeit – Forschungs- und Praxisimpulse; Neue For-

schungen zur Jugendmobilität, Jugendinformation und 

-kommunikation; Empirisch basiertes Monitoring und Sicht-

barmachung der Internationalen Jugendarbeit; Barrieren 

und Zugänge – Erklärungsversuche, Praxiserkenntnisse 

und -beispiele; Inklusion (von Jugendlichen mit Behinde-

rungen) in der Internationalen Jugendarbeit; Internationale 

Jugendarbeit auf Länder- und kommunaler Ebene – Good 

Practice Beispiele; Partizipation und Förderung der aktiven 

Bürgerschaft auf europäischer Ebene; Forschungsergebnis-

se zur internationalen Öffnung von Trägern sowie zu Bar-

rieren in der historisch-politischen Bildung; Nachwuchsar-

beiten in der Internationalen Jugendarbeit.

Quelle, weitere Informationen und Bestellung: www.ijab.de

Nationale Weiterbildungsstrategie veröffentlicht

Zum ersten Mal gibt es in der Geschichte der Bundesre-

publik Deutschland eine Nationale Weiterbildungsstrategie 

(NWS). Diese wurde am 12. Juni 2019 von Bund, Ländern, 

Wirtschaft und der Bundesagentur für Arbeit vorgestellt. 

Mit der Nationalen Weiterbildungsstrategie wird der Grund-

stein für eine neue Weiterbildungskultur gelegt und werden 

die Anstrengungen für Weiterbildung und Qualifizierung 

gebündelt. Die Strategiepartner richten die Weiterbildung 

in Deutschland so aus, dass der Strukturwandel erfolgreich 

gestaltet werden kann, für jede und jeden Einzelnen als 

auch für die Wirtschaft und die Gesellschaft insgesamt. Sie 

setzen sich damit auch für eine neue Weiterbildungskultur 

in Deutschland ein, die Weiterbildung als selbstverständli-

chen Teil des Lebens versteht. Auf diese Weise sollen alle Er-

werbstätigen der Gegenwart und Zukunft dabei unterstützt 

werden, ihre Qualifikationen und Kompetenzen im Wandel 

der Arbeitswelt weiterzuentwickeln. 

Die Nationale Weiterbildungsstrategie wird von der 

Fachwelt und den unterschiedlichen Trägern begrüßt. Je-

doch wird kritisiert, dass der Fokus nur auf der berufli-

chen und betrieblichen Weiterbildung liegt. Die allgemei-

ne und politische Erwachsenen- und Weiterbildung und 

ihre Bedeutung für die individuelle Entfaltung und zivilge-

sellschaftliche Integration spielt in der Nationalen Weiter-

bildungsstrategie keine Rolle. Sie muss aber unabdingbar 

mit einer zukunftsweisenden bildungspolitischen Strategie 

verbunden sein.

Quellen: Pressemitteilung 061 des BMFSFJ, Pressemitteilung vom 

16.07.2019; https://wb-web.de; www.die-bonn.de

Download: www.bmas.de

Reaktionen und Diskussionsbeiträge zur Strategie: www.wb-web.de

Europäische Charta zu lokaler Jugendarbeit

Vom 4. bis 6. Juni 2019 fand in Brüssel die 3. Konferenz 

des europäischen Modellprojekts „Europe goes local – 

Supporting Youth Work at Municipal level“ statt. Auf der 

Konferenz wurde die „Europäische Charta zu lokaler Ju-

gendarbeit“ feierlich gelauncht, an der auch viele Akteure 

aus Deutschland mitgewirkt haben. Die Charta wird in alle 

Sprachen der 22 beteiligten Länder übersetzt. Darüber hi-

naus wird es ein Online-Tool zur Charta geben mit weiter-

führenden Erläuterungen, Informationen, Beispielen guter 

Praxis, Literaturhinweisen etc.

Download: www.europegoeslocal.eu/charter
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Abkommen zur Gründung des Deutsch-Griechischen Jugendwerks unterzeichnet

Deutschland und Griechenland haben die rechtliche 

Grundlage zur Gründung des Deutsch-Griechischen Ju-

gendwerks geschaffen. Bundesjugendministerin Giffey 

und Bundesaußenminister Maas würdigten das Abkom-

men als einen großen Schritt zur besseren Verständigung 

zwischen der Jugend beider Länder. Das Abkommen un-

terzeichneten am 4. Juli 2019 die beiden Staatssekretärin-

nen Juliane Seifert (BMFSFJ) und Antje Leendertse (Aus-

wärtiges Amt) und der griechische Generalsekretär für 

Jugend, Pafsanias Papageorgiou bei einem Treffen im 

Bundesfamilienministerium.

Die Grundzüge des Abkommens hatte Bundesfamilien-

ministerin Dr. Franziska Giffey im Oktober vergangenen 

Jahres mit der griechischen Seite in Athen vereinbart. 

Nach Abschluss der weiteren Verhandlungen mit Grie-

chenland über die internen Statuten des Jugendwerks wird 

das deutsche Büro des Deutsch-Griechischen Jugendwerks 

so schnell wie möglich seine Arbeit in Leipzig und dem 

noch zu bestimmenden Ort in Griechenland aufnehmen. 

Errichtet wird das neue Jugendwerk nach den Vorbildern 

des Deutsch-Französischen und Deutsch-Polnischen Ju-

gendwerks, die 1963 und 1991 gegründet wurden.

Das Ziel, den Jugendaustausch zwischen Deutschland 

und Griechenland auszubauen, geht auf den Koalitionsver-

trag der vergangenen Legislaturperiode zurück. Die Bun-

desregierung stellt aktuell jährlich drei Millionen Euro für 

die Finanzierung des Deutsch-Griechischen Jugendwerks 

zur Verfügung.

In Vorbereitung des Jugendwerkes wurde über das Son-

derprogramm des BMFSFJ zur Intensivierung des deutsch-

griechischen Jugendaustausches bereits eine Vielzahl von 

Akteuren in beiden Ländern gewonnen, die mit großem 

Engagement den Austausch mit Leben erfüllt haben. Im 

vergangenen Jahr wurden aus dem Sonderprogramm rund 

130 deutsch-griechische Begegnungen mit etwa 4.200 

Teilnehmenden gefördert. Dieses Engagement soll künftig 

mit dem Jugendwerk ausgebaut und verstärkt unterstützt 

werden.

Weitere Informationen finden sich auf dem Blog zum 

deutsch-griechischen Jugendaustausch www.agorayouth.

com

Quelle: BMFSFJ vom 04.07.2019 über www.jugendhilfeportal.de

Masterstudiengang Politisch-Historische Studien startet mit neuem Durchlauf

Ab Januar 2020 startet der nächste Durchgang des be-

rufsbegleitenden Masterstudiengangs Politisch-Historische 

Studien an der Universität Bonn. Der interdisziplinäre und 

sehr praxisorientierte Studiengang des Instituts für Politi-

sche Wissenschaft und Soziologie bringt die Fächer Politik-

wissenschaft, Geschichtswissenschaft und Medienwissen-

schaft zusammen. Zahlreiche Kooperationspartner aus der 

Praxis wirken aktiv im Studiengang mit, darunter die Karl-

Arnold-Stiftung, das Gustav-Stresemann-Institut Bonn, die 

Europäische Akademie Berlin, die Friedrich-Ebert-Stiftung, 

die Konrad-Adenauer-Stiftung und die Bundeszentrale für 

politische Bildung / bpb.

Im Studium sollen sowohl Fachwissen vertieft, als auch 

didaktische und methodische Kompetenzen erworben 

werden. Elf Präsenzmodule teilen sich in vier thematische 

Schwerpunkte auf: Politisch-Historische Studien; „Heraus-

forderung Zeitgeschichte“ – Demokratie und Diktatur im 

europäischen Kontext; Medien, öffentliche Meinung und 

politische Kultur sowie Wirtschafts- und Sozialpolitik. Je-

des Modul wird von einem/r universitär Verantwortlichen 

gemeinsam mit einem oder mehreren Praxispartnern kon-

zipiert und durchgeführt. Neben Lehrveranstaltungen (Se-

minare, Übungen, Diskussionsrunden), stehen Vor-Ort-Ge-

spräche und Exkursionen auf dem Programm. 

Berufstätige haben die Gelegenheit im Studium Ge-

lerntes, unmittelbar in der parallelen beruflichen Praxis zu 

erproben. Absolventen des Studiengangs erwerben den 

vollwertigen Abschluss des Master of Arts. Die Bewer-

bungsfrist endet am 31. Oktober 2019. Das Bewerbungs-

formular steht auf der Webseite zum Download bereit.

Quelle und weitere Informationen: www.master-polhiststudien.de/

Der-Studiengang
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bap-Preis Politische Bildung 2019 würdigt ausgezeichnete Projekte

Der bap-Preis Politische Bildung ist am 3. Juni 2019 an vier 

Preisträger verliehen worden. Das Motto des Preises war: 

„Wir müssen reden! Über gesellschaftlichen Zusammenhalt 

sprechen: vor Ort – offen – mit allen“. Gemeinsames Ziel 

der vier mit dem Preis ausgezeichneten Projekte war es 

demnach auch, quer durch die Bevölkerung Menschen in 

einen Dialog zu bringen. Für ihr herausragendes Engage-

ment wurden ausgezeichnet:

AGIUA e. V. Migrationssozial� und Jugendarbeit mit 

dem Projekt „Comparti – politische Bildung und Teilhabe 

von Migrant*innen“ – Die Initiative setzt sich in Chem-

nitz abseits der medialen Öffentlichkeit seit Sommer 2017 

durch Beratung und Empowerment erfolgreich dafür ein, 

dass sich Migrierte „in unserer Gesellschaft zu Hause füh-

len können“. Dafür arbeitet die Initiative über Chemnitz 

hinaus mit einem breiten Kooperationsbündnis aus dem 

Bereich Migration, Politik und Bildung zusammen.

Nell Breuning Haus / Volkshochschule Stolberg mit dem 

Projekt „nur ein Viertel Heimat – politische Viertelgestal-

tung in Stolberg“ – ein gelungenes Beispiel aufsuchender 

politischer Bildungsarbeit. Dabei geht es darum, die „Brü-

ckenbauer“ in den Vierteln aufzuspüren und durch von ih-

nen angestoßene Mikroaktivitäten, in einen milieu- und 

kulturübergreifenden Dialog über das nachbarschaftliche 

Miteinander zu kommen. Das Projekt ist in Kooperation 

mit der Landeszentrale für politische Bildung Nordrhein-

Westfalen entstanden.

Diskutier Mit Mir e. V. mit dem Projekt „Diskutier Mit 

Mir – Deine App für politischen Dialog“ – Während Algo-

rithmen sozialer Medien meist Menschen mit demselben 

Weltbild verknüpfen, setzt die digitale Dialogplattform Al-

gorithmen gezielt zur Vernetzung politisch Andersdenken-

der ein. Im 1:1 Chat können dann fernab von Meinungs-

blasen und im geschützten Raum gegenteilige Positionen 

ausgesprochen und diskutiert werden. Dabei zeigt sich, 

dass bislang kaum ein*e Nutzer*in gesperrt werden muss-

te und der Respekt vor der Meinung anderer im Verlauf 

der Gespräche durchaus wächst.

Der Sonderpreis „bundesweite Initiative“ wurde an die 

EJKA – Europäische Janusz Korczak Akademie e. V. mit 

ihrem Projekt „Rent a Jew“ verliehen. Die bundesweit 

agierende Initiative vermittelt ehrenamtlich und kostenfrei 

jüdische Dialogpartner*innen aller Altersklassen u. a. an 

Schulen, Vereine oder Kirchengemeinden. Im Gespräch 

brechen die Referierenden das oft abstrakte Bild von Ju-

den und Jüdinnen auf und stellen das aktuelle jüdische Le-

ben aus erster Hand vor.

Der Preis Politische Bildung wird seit 2009 alle zwei 

Jahre mit einem jeweils wechselnden thematischen Fokus 

ausgeschrieben. Er wird vom Bundesausschuss Politische 

Bildung (bap) mit Unterstützung durch und in Zusammen-

arbeit mit dem Bundesministerium für Familie, Senioren, 

Frauen und Jugend (BMFSFJ) und der Bundeszentrale für 

politische Bildung / bpb vergeben. Mit dem Preis sollen die 

besonderen Leistungen, die in der politischen Bildung für 

das Gemeinwesen erbracht werden, hervorgehoben und 

gewürdigt werden.

Quelle und weitere Informationen: www.bap-politischebildung.de/

projekte-zur-staerkung-der-demokratischen-gespraechskultur-ausge-

zeichnet
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Mit GRETA Kompetenzen Lehrender in der Weiterbildung anerkennen lassen

Die Qualität von Bildungsveranstaltungen und der Lerner-

folg von Teilnehmenden hängt neben den fachlichen auch 

von den pädagogischen Kompetenzen der Lehrenden ab. 

Anders als im formalen Bildungssystem haben Lehrende 

in der Erwachsenenbildung ihre pädagogischen Kompe-

tenzen in der Regel informell, das heißt über learning by 

doing, erworben. Doch welche Kompetenzen sind das und 

wie werden diese Fähigkeiten eigentlich anerkannt? Im 

Projekt GRETA wurde in den letzten Jahren am DIE unter 

Beteiligung von Weiterbildungsverbänden ein trägerüber-

greifendes Anerkennungsverfahren für die Kompetenzen 

Lehrender in der Erwachsenen- und Weiterbildung entwi-

ckelt. Das Verfahren stützt sich auf ein Strukturmodell aus 

elf Kompetenzbereichen, die für gute Lehre in der Erwach-

senen- und Weiterbildung gebraucht werden. 

Anbieter von Train-the-Trainer-Fortbildungen können 

das GRETA-Kompetenzmodell nutzen, um die Inhalte ih-

rer Fortbildungen weiterzuentwickeln. Zudem bietet es 

Orientierung für die Personalentwicklung des Weiterbil-

dungspersonals. Zusätzlich wurde ein Reflexionsbogen 

entwickelt, mit dem Lehrende ihre Kompetenzen selbst 

einschätzen können. 

Mit diesen verschiedenen Anwendungsmöglichkeiten 

trägt GRETA der Vielfalt der Weiterbildung Rechnung und 

baut eine Brücke von der Theorie in die Praxis. Bis No-

vember 2021 sollen unter weiterer Förderung des BMBF 

die in GRETA entwickelten Produkte erprobt und pilotiert 

werden.

Expertise zur politischen Bildungslandschaft in Deutschland erschienen

Im Juli 2019 wurde eine Expertise zum Thema „Forschung 

und Praxis politischer Bildung in Deutschland unter be-

sonderer Berücksichtigung der politischen Erwachsenen-

bildung“ online veröffentlicht. Sie wurde von Transfer für 

Bildung e. V. für die Heinrich-Böll-Stiftung Nordrhein-West-

falen erstellt. Ziel war es darzulegen, wie die politische Bil-

dung in Deutschland strukturell und gesetzlich verankert ist, 

welche Diskussionen zur politischen Bildung geführt wer-

den und wie sie auf aktuelle gesellschaftliche Herausforde-

rungen reagiert. Es wurden die Praxisfelder und die struk-

turelle Verankerung der politischen Bildung sowie aktuelle 

Diskussionen in Wissenschaft und Fachverbänden in einer 

Expertise sichtbar gemacht. Das Gutachten für die Hein-

rich-Böll-Stiftung Nordrhein-Westfalen soll als Grundlage 

für eine weitere Thematisierung dienen, mit der die aktu-

elle Situation der politischen Bildung bewertet und hand-

lungsweisende Schlüsse gezogen werden sollen. Die Exper-

tise dient unter anderem der Vorbereitung der Konferenz 

„Politische Bildung im öffentlichen Raum. Weiterbildung vor 

Ort: Volkshochschulen liegen nah“ der Heinrich-Böll-Stif-

tung am 10./11. Oktober 2019 in Oberhausen, die im Rah-

men des bundesweiten Verbundprojekts „Shared Spaces 

– Europäische Dialoge über öffentliche Räume“ stattfindet.

Bedingt durch die aktuell brisante gesellschaftliche Situ-

ation, in der vor allem antidemokratische und menschen-

feindliche Positionen sowie Fragen sozialer Gerechtigkeit 

und des Klima- und Umweltschutzes die öffentliche Aus-

einandersetzung um politische Entscheidungen prägen, 

rückt die politische Bildung wieder verstärkt in den Fokus 

von Gesellschaft und Politik. Die Forderungen und Erwar-

tungen an die politische Bildung sind hoch. Sie soll de-

mokratiestärkend und präventiv gegen Extremismus arbei-

ten, sozial ausgleichend wirken und die politische Kultur 

positiv beeinflussen. Der öffentliche Diskurs, nicht selten 

stark verallgemeinernd geführt, veranlasst Praktiker*innen, 

Forscher*innen, Verbände und Träger, sich selbst zu veror-

ten, Verbündete zu suchen und Synergieeffekte zu nutzen, 

um die politische Bildung fachlich und methodisch zu stär-

ken und gemeinsam voranzubringen. Aber: Wie lässt sich 

politische Bildung in Deutschland beschreiben? Wo findet 

sie statt, was sind ihre Inhalte und Ziele und welche Dis-

kussionen werden innerhalb des Feldes geführt? Inwiefern 

reagiert die politische Bildung auf nationale und interna-

tionale Entwicklungen und Forderungen, zum Beispiel de-

nen nach einer Transformation hin zu einer nachhaltigen 

Gesellschaft?

Quelle: Transfer für Bildung e. V. / Transferstelle politische Bildung

Download: www.boell-nrw.de/sites/default/files/heinrich-boell-nrw-

expertise_politische-bildung_eb.pdf

Anmeldung zur Tagung und weitere Informationen: http://bit.ly/

SharedSpacesNRW
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Ab sofort können sich Lehrende und Weiterbildungsein-

richtungen beim GRETA-Team melden, wenn sie Interesse 

an einer Nutzung der Instrumente haben. 

Wie können Lehrende das GRETA-PortfolioPlus nut-

zen? Das Portfolio bietet Lehrenden einen strukturierten 

Rahmen für eine aktive Reflexion ihrer Lernerfahrungen 

und Lernergebnisse. Es enthält ca. 70 Fragen und Aufga-

ben, die dazu anleiten, über das eigene Lehrhandeln zu 

reflektieren. Nach der Bearbeitung des PortfolioPlus be-

gutachten geschulte Gutachter*innen die im Portfolio-

Plus identifizierten und dokumentierten Kompetenzen. 

Die Ergebnisse werden in einer Kompetenzbilanz darge-

stellt und den Lehrenden in einem Beratungsgespräch 

zurückgemeldet. In dem Gespräch geht es auch um 

mögliche Lernfelder oder konkrete Fortbildungsmöglich -

keiten. Kontaktieren Sie die GRETA-Koordinierungsstelle 

unter greta@die-bonn.de und lassen Sie Ihre Kompeten-

zen kostenfrei validieren. 

Wie können Bildungseinrichtungen von den Produk-

ten profitieren? Wenn Sie als Einrichtung der Erwachse-

nen- und Weiterbildung das PortfolioPlus zur Professi-

onalitätsentwicklung Ihrer Mitarbeiter*innen einsetzen 

möchten, kontaktieren Sie die GRETA-Koordinierungs-

stelle. Die Begutachtung kann entweder von geschulten 

Gutachter*innen aus Ihrer Einrichtung vorgenommen wer-

den oder von externen Gutachter*innen.

Zusätzlich bietet GRETA ein Verfahren zum Mapping 

von Train-the-Trainer-Angeboten im Abgleich mit dem 

GRETA-Kompetenzmodell, das z. B. eine kompetenzorien-

tierte Ausschreibung oder die Konzeption von Curricula 

erleichtert. Bei der Durchführung werden Sie vom GRETA-

Team beratend begleitet. 

Wie kann man GRETA-Gutachter*in werden? GRETA-

Gutachter*innen begutachten mithilfe des GRETA-Instru-

mentariums und anhand einer festgelegten Indikatorik die 

im PortfolioPlus dokumentierten Kompetenzen. Sie geben 

den Lehrenden Rückmeldung zu den Begutachtungsergeb-

nissen und händigen die individuellen GRETA-Kompetenz-

bilanzen in einem Beratungsgespräch aus. Die Auswahl 

und der Einsatz von GRETA-Gutachter*innen wird von der 

Koordinierungsstelle GRETA gesteuert und honoriert. GRE-

TA-Gutachter*innen müssen über einen Bewerberbogen 

folgende Anforderungen erfüllen und nachweisen: Lehrtä-

tigkeitserfahrung, Beratungskompetenz, fachlich-methodi-

sches Wissen zur Validierung, erwachsenenpädagogisches 

Fachwissen, personale und soziale Kompetenzen. 

Die ersten 40 Gutachter*innen wurden bis Ende Juli 

2019 geschult; so können Lehrende ab sofort ihre Kompe-

tenzen mit dem GRETA-Instrument PortfolioPlus validieren 

lassen. Weiterbildungseinrichtungen aus dem gesamten 

Bundesgebiet starteten parallel dazu, die Instrumente zu 

nutzen. 

Was ist der Reflexionsbogen meiner erwachsenenpä-

dagogischen Kompetenzen? Der „Reflexionsbogen meiner 

erwachsenenpädagogischen Kompetenzen“ ist als erste 

Auseinandersetzung mit den eigenen Kompetenzen als 

Lehrende*r gedacht. Er basiert wie alle GRETA-Produkte 

auf dem GRETA-Kompetenzmodell und stellt Reflexions-

fragen zu verschiedenen Bereichen des Kompetenzmodells. 

Das Antworten dient ausschließlich der eigenen Standort-

bestimmung und wird nicht bewertet. Das In strument 

richtet sich insbesondere an Lehrende, die ohne eine um-

fangreiche Bilanzierung mit dem PortfolioPlus erste Er-

fahrungen mit dem GRETA-Modell machen wollen. Es ist 

kostenfrei nutzbar und kann von der GRETA-Homepage 

heruntergeladen werden. 

Wenn Sie interessiert sind, die Produkte und Instrumen-

te als Lehrende*r, Gutachter*in oder Weiterbildungsein-

richtung zu testen und die wissenschaftliche Begleitfor-

schung zu unterstützen, nehmen Sie gerne Kontakt mit 

dem DIE auf: greta@die-bonn.de

Quelle und weitere Informationen zum Projekt: www.die-bonn.de/greta
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13. Bericht über die Menschenrechtspolitik der Bundesregierung 

Am 13. Februar 2019 hat das Bundeskabinett den 13. 

Menschenrechtsbericht der Bundesregierung beschlossen. 

Schwerpunktthema des aktuellen Berichts ist das weltwei-

te Problem des illegalen Organhandels und der damit ver-

bundenen Menschenrechtsverletzungen. Der ebenfalls im 

Bericht enthaltene „Aktionsplan Menschenrechte“ stellt die 

Prioritäten der Bundesregierung im Zeitraum 2019/20 in 

wichtigen Aktionsfeldern des Menschenrechtsschutzes na-

tional und international dar. Der Bericht gibt darüber hinaus 

Auskunft zu horizontalen Menschenrechtsthemen, wie bei-

spielsweise die weltweite Entwicklung von Frauenrechten, 

die Rechtsstaatsförderung im internationalen Rahmen oder 

die menschenrechtliche Situation von Menschen auf der 

Flucht. In einem eigenständigen Länderteil wird die Men-

schenrechts-Situation in ausgewählten Staaten dargestellt.

In einer Anhörung des Menschenrechtsausschusses 

diskutierten die Sachverständigen über enger werdende 

Spielräume für Menschenrechtsaktivisten weltweit, die 

Schwächung des internationalen Menschenrechtssystems 

und die Herausforderung durch China. In dem als Unter-

richtung vorliegenden Bericht informiert die Bundesregie-

rung über nationale und internationale Maßnahmen im 

Bereich der Menschenrechte in der Zeit zwischen Oktober 

2016 bis zum September 2018.

70 Jahre Grundgesetz – 23 Jahre Grundrechte-Report

Das ursprünglich als Provisorium gedachte Grundgesetz 

der Bundesrepublik Deutschland hat schon Einiges über-

standen: mehr als 60 Änderungsgesetze, die über 200 

Artikel änderten, viele Krisendebatten, etwa um die Not-

standsgesetze oder das vielfach beschnittene Asylrecht, 

den Beitritt des Saarlands und der DDR … Eine Einsicht, 

die sich erst seit den 1960er Jahren allmählich einbürgerte 

in eine zunächst „demo-autoritär“ konstruierte Republik, 

war die der lebendigen Demokratie, in der sich nicht nur 

Institutionen, sondern ebenso Bürger*innen um die Gel-

tendmachung, Verteidigung und Ausweitung der Grund-

rechte kümmern (müssen). In dieser Tradition steht der 

1997 erfundene Grundrechte-Report – eine Idee der Bür-

gerrechtsorganisation „Humanistische Union“, die aber 

von vornherein als Netzwerkprojekt vieler Initiativen ange-

legt war und vielfach als „alternativer Verfassungsschutz-

bericht“ bezeichnet wird. Vier Gruppen machten den An-

fang; heute sind es neun rechtspolitische Vereinigungen, 

die am Report mitarbeiten: Humanistische Union, Bundes-

arbeitskreis Kritischer Juragruppen, Internationale Liga für 

Menschenrechte, Komitee für Grundrechte und Demokra-

tie, Neue Richtervereinigung, Pro Asyl, Republikanischer 

Anwältinnen- und Anwälteverein, Vereinigung Demokra-

tischer Juristinnen und Juristen und Forum InformatikerIn-

nen für Frieden und gesellschaftliche Verantwortung.

Worum geht es? Jährlich wird hier – ganz „positivis-

tisch“ entlang der Grundrechts- und Prinzipien-Artikel des 

GG – eine exemplarische Bilanz von Rück- und manch-

mal auch Fortschritten gezogen: Wie steht es konkret um 

Menschenwürde, Meinungsfreiheit, Versammlungs- und 

Vereinigungsfreiheit, Sozialstaatlichkeit? Auch die feinen 

Unterschiede zwischen den Bürger- und den „Jedermann“-

Rechten werden nicht ignoriert. Der Charme der Berichte, 

gerade aus dem Blickwinkel politischer Bildner*innen: Hier 

werden die komplizierten und meist juristisch verbrämten 

Kämpfe um Bürgerrechte, um Datenschutz und Polizeibe-

fugnisse, Gesichtserkennung und Staatstrojaner, Kopftü-

cher am Arbeitsplatz, Abschiebungen, G 20-Demo oder 

Whistleblowing ganz konkret, für jeden verständlich ana-

lysiert von Jurist*innen, Aktivist*innen, Journalist*innen, 

Politiker*innen, Pädagog*innen und Wissenschaftler*innen. 

Ein hervorstechender Zug des Projekts ist: Hier argumen-

tieren nicht nur die in Ehren ergrauten Bürgerrechts-

Veteran*innen, es ist vielmehr eine intergenerationelle 

Initiative, in der kritische Jurastudierende seit dem Start 

mitarbeiten. 2008 wurde der Report mit der Theodor-

Heuss-Medaille der Theodor-Heuss-Stiftung für sein zähes 

Engagement geehrt. 

 NORBERT  RE ICHL ING

Bellinda Bartolucci u. a. (Hrsg.) (2019): Grundrechte-Report 2019. Zur 

Lage der Bürger- und Menschenrechte in Deutschland. Frankfurt am 

Main: Fischer Taschenbuch

Unter www.grundrechte-report.de findet sich ein Archiv mit Inhalts-

übersichten aller bisher erschienenen Ausgaben.
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Der Bericht stößt bei Experten auf ein geteiltes Echo. 

Amnesty International vermisste z. B. eine Trendbeschrei-

bung und Akzentuierung und nannte als Beispiele die fort-

schreitende Schwächung der internationalen Ordnung, die 

Unterfinanzierung von internationalen Menschenrechtsin-

stitutionen oder etwa auch den Systemwettbewerb mit 

China. Die Gesellschaft für bedrohte Völker warb dafür, 

die enger werdenden menschenrechtspolitischen Spielräu-

me in EU-Staaten aber auch in Partnerstaaten wie zum 

Beispiel Vietnam umfassender in den Blick zu nehmen. 

Die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter lenkte den 

Blick auf Defizite in Deutschland: So gebe es nach wie 

vor Fixierungen in psychiatrischen Einrichtungen und in 

Polizeidienststellen, die etwa ohne Sitzwache und ohne 

hinreichende Begründung durchgeführt würden. medica 

mondiale e. V. machte auf das „epidemische Ausmaß“ se-

xueller Gewalt gegen Frauen und Mädchen weltweit auf-

merksam, das auch vor Deutschland nicht halt mache. 

Quellen: Heute im Bundestag (hib); www.auswaertiges-amt.de/de/aus-

senpolitik/themen/menschenrechte/menschenrechtsbericht/2189112

Download des Berichts: https://t1p.de/63ov

Deutsch-französisch-tunesische Analyse des Phänomens der Radikalisierung

Das Projekt „PRIDE – Prevention of Radicalisation through 

Intercultural Dialogue and Exchange“ ist aus der Überzeu-

gung heraus entstanden, dass internationale Gruppenaus-

tauschprojekte ein wirksames Format zur Prävention von 

Radikalisierung junger Menschen darstellen, indem sie 

demokratische Werte und Kompetenzen für eine aktive 

Bürger*innengesellschaft fördern. Eine erste Veröffentli-

chung aus dem Projekt ist eine „Deutsch-französisch-tu-

nesische Analyse des Phänomens der Radikalisierung“. 

Die Analyse bietet einen trilateralen Blick auf das Phä-

nomen sowie eine Reflexion zur wesentlichen Rolle der au-

ßerschulischen Jugendarbeit als Beitrag zur Prävention. Die 

Publikation ist in den Sprachen Deutsch, Französisch und 

Arabisch verfügbar und steht online zum Download bereit. 

Das durch das Programm Erasmus+ Jugend in Aktion 

der europäischen Kommission als Strategische Partner-

schaft kofinanzierte Projekt PRIDE wird von IKAB-Bildungs-

werk e. V. (Projektträger), Club Culturel Ali Belhouane und 

Fondation INFA koordiniert und gemeinsam mit drei Fach-

organisationen aus dem Arbeitsfeld der Radikalisierungs-

prävention – Association du Lien Interculturel Familial et 

Social, Centre arabe de Recherche et d’Etudes Politiques 

und ufuq.de – durchgeführt.

Quelle und Download der Analyse: www.ikab.de/deutsch-franzoesisch-

tunesische-analyse-des-phaenomens-der-radikalisierung

Weitere Informationen zur Analyse sowie zum Projekt PRIDE: 

https://erasmus-pride.org/de/willkommen
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Neue Ausstellung „Umbruch Ost. Lebenswelten im Wandel“

Ab sofort kann die neue Ausstellung „Umbruch Ost. Le-

benswelten im Wandel“ vorbestellt werden kann. Die 

Schau wird sich dem Alltag der deutschen Einheit seit 

1990 widmen. Im Zentrum stehen dabei die Umbruchser-

fahrungen der Ostdeutschen. Autor der Ausstellung ist der 

Historiker und Publizist Stefan Wolle. Herausgeber sind die 

Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur und der 

Beauftragte der Bundesregierung für die neuen Bundes-

länder. Die 20 Tafeln umfassende Ausstellung steht ab 18. 

März 2020 u. a. als Poster-Set im Format DIN A1 gegen 

eine Schutzgebühr von 30 Euro (zzgl. Versandkosten) für 

die historisch-politische Bildungsarbeit zur Verfügung. Sie 

kann darüber hinaus in weiteren Formaten, Ausführungen 

und Sprachen bestellt werden.

Zudem werden auf der Homepage Anregungen gege-

ben, in der Rubrik Begleitmaterial, lokalgeschichtliche Er-

gänzungsplakate zur Ausstellung zu erstellen. Die Ausstel-

lung „Umbruch Ost“ knüpft inhaltlich an die Schau „Von 

der Friedlichen Revolution zur deutschen Einheit“ an, die 

seit Anfang Juli lieferbar ist.

Quelle: Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur

Ausführliche Informationen zu den Ausstellungen und Bestellformular: 

www.umbruch-ost.de 

www.bundesstiftung-aufarbeitung.de/revolution89

Stellungnahme des DVPB NW zur AfD-Meldeplattform

Der Landesverband NRW der Deutschen Vereinigung für 

politische Bildung e. V. (DVPB) hat die Position „Ich bin 

nicht neutral…* – … für Demokratie, Grund- und Men-

schenrechte!“ veröffentlicht und mit einer Postkartenakti-

on begleitet, deren Motive in dieser Ausgabe der „Außer-

schulischen Bildung“ abgedruckt sind. Im Folgenden die 

Stellungnahme des DVPB NW im Wortlaut: 

Die DVPB NW verurteilt auf das schärfste die AfD-Mel-

deplattform gegen Lehrkräfte, die sich nicht an ein sog. 

„Neutralitätsgebot“ halten würden. Anzumerken ist, dass 

es kein „Neutralitätsgebot“ an Schulen gibt. Lehrkräfte ge-

loben, die Grundrechte und die freiheitlich-demokratische 

Ordnung der Bundesrepublik Deutschland zu achten und 

zu schützen. Ausgehend hiervon sind Lehrkräfte verpflich-

tet, zu intervenieren, wenn AfD-Politiker_innen (oder Po-

litiker_innen anderer Parteien) die Grund- und Menschen-

rechte in Frage stellen, gegen soziale Gruppen hetzen, den 

Holocaust verharmlosen oder mit rechtsextremen, demo-

kratiefeindlichen Organisationen und Gruppierungen ge-

meinsam politische Aktionen durchführen.

Das gilt in besonderer Weise für die Lehrkräfte der so-

zial- und gesellschaftswissenschaftlichen Unterrichtsfächer. 

Der Beutelsbacher Konsens verpflichtet Lehrkräfte Sach-

verhalte, die in Gesellschaft und Wissenschaft kontrovers 

diskutiert werden, so auch im Unterricht zu thematisieren. 

Eine differenzierte Auseinandersetzung mit gesellschaftli-

chen Phänomenen und Problemen, auch mit der AfD, ist 

explizit Aufgabe des sozialwissenschaftlichen Unterrichts.

Die AfD-Meldeplattform ist ein Politikum, das dazu 

dient, an Schule den Raum des demokratischen Lernens, 

Miteinanders und Diskurses zu diskreditieren und einzu-

schränken. Lehrkräfte sollen verunsichert werden, das Ver-

trauensverhältnis zwischen Lehrkräften, Schülerinnen und 

Schülern sowie Eltern soll beschädigt werden.

Die DVPB NW fordert Schulleitungen, Schulaufsicht 

und die Schulministerien auf, Lehrkräfte in ihrer Arbeit 

zu unterstützen, ihnen rechtlichen Beistand zu gewähren, 

wenn sie auf der AfD-Melde-Plattform oder in anderen 

Medien denunziert werden.

Die DVPB NW appelliert an Lehrerkollegien, die Schul-

gemeinschaft, Eltern und Zivilgesellschaft sich mit den 

betroffenen Lehrkräften zu solidarisieren! Es betrifft uns 

alle!

Quelle: https://dvpb-nw.de/stellungnahme-des-landesverbandes-zur-

afd-meldeplattform
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Briefmarkenserie „Für die Jugend 2019“ erschienen

Kleine Hufeisennase, Graues Langohr, Mopsfledermaus: 

Diese drei Fledermausarten zieren die Jugendmarken 

2019, mit deren Verkaufserlös Projekte für Kinder und 

Jugendliche unterstützt werden. Der Zuschlagserlös der 

vom BMFSFJ herausgegebenen Briefmarken geht an die 

Stiftung Deutsche Jugendmarke. Die Käufer*innen der Ju-

gendmarken leisten mit dem Erwerb der Briefmarken einen 

Beitrag für eine bessere Zukunft von vielen Kindern und 

Jugendlichen. Aus den Erlösen wurden durch die Deut-

sche Stiftung Jugendmarke bislang mehr als 2.200 Projek-

te und Bauvorhaben der Kinder- und Jugendhilfe im Wert 

von mehr als 200 Millionen Euro unterstützt.

2018 wurden rund 690.000 Euro für wegweisende ge-

meinnützige Projekte und Baumaßnahmen für Kinder und 

Jugendliche bewilligt. So stehen beispielsweise mehr als 

140.000 Euro für die Bildung in der Kinder- und Jugend-

hospizarbeit des Deutschen Kinderhospizvereins e. V. Olpe 

zur Verfügung. 100.000 Euro wird das Schloss Trebnitz 

Bildungs- und Begegnungszentrum e. V. in Müncheberg 

für den Ausbau der Feldsteinscheune zu einem deutsch-

polnischen Bildungs-, Kultur- und Konferenzort mit einem 

multifunktionalen Veranstaltungsraum erhalten. Knapp 

191.000 Euro werden an AFET Bundesverband für Erzie-

hungshilfen e. V. Hannover für die Gestaltung von inklusi-

vem Unterricht gehen. 

Quelle: www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/presse/pressemitteilungen

Bestellung: www.jugendmarke.de

Ausschreibungen und Wettbewerbe

Das Bundesprogramm „Zusammenhalt durch Teilhabe“ geht in weitere Förderrunde

Im Bundesprogramm „Zusammenhalt durch Teilhabe“ 

können neue Projektanträge eingereicht werden. Die 

Projektmaßnahmen werden in drei Programmbereichen 

durchgeführt. Für die Träger und Einrichtungen der politi-

schen Bildung sind die Programmbereiche 3a „Modellpro-

jekte zur Stärkung von Teilhabe und Engagement – The-

menschwerpunkt Digitalisierung“ und 3b „Modellprojekte 

zur Stärkung von Teilhabe und Engagement – Ideenfonds“ 

von Interesse. 

Im Programmbereich 3a geht es um die Beantwortung 

der Fragen, wie Demokratie und Teilhabe durch digitale 

Tools gestärkt werden können, wie Mitbestimmung mit 

digitalen Methoden ermöglicht und die Verbandskommu-

nikation durch digitale Mittel verbessert werden können. 

Die Durchführung der Modellprojekte soll in einem Tan-

dem erfolgen: Antragsteller können Bildungsträger oder 

Organisationen mit Kompetenzen im Bereich der digitalen 

Demokratiestärkung und Partizipation sein. Zielgruppe des 

Projekts sollen mindestens landesweit tätige Vereine oder 

Verbände (THW, Feuerwehr, Sport, helfende Verbände 

etc.) sein. Die Projektlaufzeit beträgt fünf Jahre. Die max. 

Fördersumme pro Jahr sind 140.000 Euro. Die Kofinanzie-

rung liegt bei 20 %. Die Anträge für diesen Programmbe-

reich müssen bis zum 31. Oktober 2019 gestellt werden.

Im Programmbereich 3b können regionale Vereine und 

Initiativen gefördert werden, die gezielt lokale Impulse zur 

Demokratiestärkung im ländlichen Raum umsetzen wollen. 

Die Antragstellung ist laufend möglich. Die Projektlaufzeit 

beträgt max. 2 Jahre, die maximale Fördersumme liegt bei 

20.000 Euro. Da ehrenamtliches Engagement gefördert 

werden soll, sind Personalkosten hier nicht förderfähig, 

ausgenommen Honorarkosten. 

Bei Fragen können Sie sich direkt an die Regiestelle des 

Bundesprogramms „Zusammenhalt durch Teilhabe“ wen-

den (Tel. 030-254 504 441; Mail: regiestelle@bpb.de).

Quelle, weitere Informationen, Antragsunterlagen und Hinweise zur 

Antragstellung unter: www.zusammenhalt-durch-teilhabe.de
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Basisstrukturförderung von Aktion Mensch in Mittel-, Ost- und Südosteuropa

Freie gemeinnützige Organisationen mit Sitz in Deutsch-

land, die mit Initiativen und Organisationen aus Mittel-, 

Ost- und Südosteuropa kooperieren, können über Aktion 

Mensch Zuschüsse erhalten, wenn sie sich für verbesser-

te Lebens- und Betreuungsbedingungen für Menschen 

mit Behinderung oder für Menschen in sozial besonders 

schwierigen Situationen einsetzen.

Bezuschusst werden sowohl projektvorbereitende als 

auch nachbereitende Maßnahmen, die Kontaktaufnahme 

deutscher Organisationen mit zukünftigen Partner*innen, 

die gemeinsame Projektentwicklung, der Auf- und Ausbau 

von Selbsthilfegruppen und von Beratungsstrukturen, die 

eine eigenständige Interessenvertretung, Betreuung und 

Begleitung ermöglichen. Gefördert werden Fort- und Wei-

terbildungen von Mitarbeiter*innen durch Qualifizierungs-

programme, Hospitationen und Fachkräfteaustausch sowie 

die Bereitstellung aktueller Informations- und Fachliteratur 

für Menschen mit Behinderung und deren Angehörige so-

wie für Fachleute, Aufklärungs- und Öffentlichkeitsarbeit, 

mit der Vorbehalte gegenüber Menschen mit Behinderung 

abgebaut und Rechte für sie bzw. ihre Angehörigen einge-

fordert werden sowie die Gewinnung von ehrenamtlichen 

und freiwilligen Mitarbeitern und deren Fortbildung.

Quelle und weitere Informationen: www.aktion-mensch.de/foerderung/

foerderprogramme/weitere-foerderangebote/basisstrukturen.html

„Förderfonds Demokratie“ ins Leben gerufen

In einer Gemeinschaftsinitative verschiedener Stiftungen 

ist der „Förderfonds Demokratie“ ins Leben gerufen wor-

den. Der Fonds ist vor allem als solidarische Ermutigung 

für die Menschen gedacht, die Demokratie tagtäglich im 

zivilgesellschaftlichen Kontext gestalten. Um Initiativen, 

Vereine und Akteure in ihrer Arbeit für die Ausgestaltung 

und Stärkung der Demokratie in Deutschland zu unter-

stützen, steht zunächst ein Betrag von 825.000 Euro zur 

Verfügung.

Bewerben können sich zivilgesellschaftliche Demokra-

tie-Initiativen aus dem gesamten Bundesgebiet, die sich 

der offenen Gesellschaft und ihren demokratischen Wer-

ten verpflichtet fühlen, sich auf der Grundlage der Men-

schenrechte für das Gemeinwohl engagieren, die Dialog-

fähigkeit und Pluralität fördern und deren Arbeit ganz oder 

in Teilen durch freiwilliges bürgerschaftliches Engagement 

getragen wird. Jedes ausgewählte Projekt erhält für die 

Umsetzung des Vorhabens eine einmalige Förderung bis 

zu einer Höhe von 5.000 Euro. Die erste Bewerbungsrunde 

endet am 30. September 2019.

Quelle und weitere Informationen: www.foerderfonds-demokratie.de

Kinder-Online-Preis des MDR-Rundfunkrats

Der MDR-Rundfunkrat verleiht bereits zum sechsten Mal 

den Kinder-Online-Preis an herausragende Webseiten und 

Beiträge für Kinder und Jugendliche. Dabei wird besonde-

rer Wert auf Kinderfreundlichkeit, Gewaltfreiheit, Verständ-

lichkeit und pädagogische Inhalte gelegt. Die eingesandten 

Vorschläge sollten humanistisches Gedankengut und die 

Achtung der Menschenwürde fördern. Der Wettbewerb 

richtet sich an Autor*innen sowie Online-Redaktionen aus 

dem deutschsprachigen Raum. Online-Angebote, die in 

besonderem Maße für Kinder geeignet und zum Zeitpunkt 

der Ausschreibung im Netz zu finden sind, können bis zum 

31. Oktober 2019 beim Rundfunkrat des MDR eingereicht 

werden. Die Preisvergabe findet im Rahmen der Leipziger 

Buchmesse 2020 statt. Die von den Mitgliedern des MDR-

Rundfunkrats gestiftete Auszeichnung ist mit 6.000 Euro 

dotiert und wird alle zwei Jahre verliehen. Die Sieger-Seiten 

werden unter www.mdr-rundfunkrat.de veröffentlicht.

Quelle und weitere Informationen: www.mdr.de/mdr-rundfunkrat/ 

preisverleihungen/ausschreibung-kinder-online-preis-mdr-

rundfunkrat -100.html
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Veranstaltungen

Fortbildung: Antisemitismus, Rechtsextremismus und 

religiös begründeter Extremismus
Veranstalter: Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten e. V.; cultures interactive e. V.

www.adb.de/fobi_modul_antisemitismus 

9. und 10. Oktober 2019

Dachau

Fachkongress „Politische Bildung im öffentlichen Raum“
Veranstalter: Heinrich-Böll-Stiftung; Heinrich Böll Stiftung NRW; Heinrich-Böll-Stiftung Sachsen-

Anhalt; Volkshochschule der Stadt Oberhausen

http://bit.ly/SharedSpacesNRW

10. und 11. Oktober 2019

Oberhausen

Politische Bildung in der Kinder- und Jugendarbeit
Veranstalter: Gemeinsame Initiative der Träger Politischer Jugendbildung (GEMINI); Fachstelle 

politische Bildung/Transfer für Bildung e. V.

www.surveymonkey.de/r/M2CGJXX

29. Oktober 2019

Berlin

Informationsveranstaltung zu Erasmus+ „Gestalten Sie 

Europa mit!“
Veranstalter: Nationale Agentur beim BIBB

www.na-bibb.de/service/veranstaltungen/details/news/gestalten-sie-europa-mit-

informationsveranstaltung-zu-erasmus

7. November 2019 

Magdeburg

AGJ-Transferkonferenz: ENGAGIERT, DABEI UND ANERKANNT?! 

(Junge) islamische Akteure in der Kinder- und Jugendhilfe
Veranstalter: Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe – AGJ 

www.agj.de

14. und 15. November 2019 

Berlin

3. Bamberger Forum für Erwachsenenbildung und 

Weiterbildung „Zusammenarbeiten?! Interdisziplinär – 

Multiprofessionell – Kooperativ“
Veranstalter: Otto-Friedrich-Universität Bamberg; EPALE Deutschland

www.uni-bamberg.de/erwachsenenbildung/transfer

23. November 2019 

Bamberg

Transformationen: Globale Entwicklungen und die 

Neuvermessung politischer Bildung. 60 Jahre Arbeitskreis 

deutscher Bildungsstätten
Veranstalter: Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten e. V.

www.adb.de/fachtagungen

26. und 27. November 2019

Tutzing
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Zeitschriftenschau

DJI-Impulse, Bulletin des Deutschen Jugendinstituts,

Heft 1/2019 Schwerpunkt: Frühe Bildung. Bilanz und Pers-

pektiven in Deutschland

Bezug: Deutsches Jugendinstitut, Nockherstraße 2, 81541 München; 

www.dji.de/impulse

deutsche jugend, Heft 5/2019 Schwerpunkt: Internationa-

le Jugendarbeit

Heft 6/2019 Schwerpunkt: Spielen und Werken

Heft 7–8/2019 Schwerpunkt: Offene Kinder- und 

Jugendarbeit

Bezug: Julius Beltz GmbH & Co. KG, Beltz Juventa, Werderstraße 10, 

69469 Weinheim; www.beltz.de

EB Erwachsenenbildung, hrsg. von der Katholischen 

Bundesarbeitsgemeinschaft für Erwachsenenbildung, 

Heft 2/2019 Schwerpunkt: Geschlechtergerechtigkeit

Bezug: Verlag Vandenhoeck & Ruprecht, Theaterstraße 13, 

37073  Göttingen; www.vandenhoeck-ruprecht-verlage.com

EDUCATION PERMANENTE EP, Schweizerische Zeitschrift 

für Weiterbildung, Heft 2/2019 Schwerpunkt: Zukunft der 

Weiterbildung/L’Avenir de la Formation Continue

Bezug: Schweizerischer Verband für Weiterbildung SVEB, Oerlikonstraße 

38, CH-8057 Zürich; www.alice.ch

FES-info, hrsg. von der Friedrich-Ebert-Stiftung, 

Heft 2/2019 Schwerpunkt: Jahr der Jubiläen

Bezug: Friedrich-Ebert-Stiftung, Hiroshimastr. 17, 10785 Berlin; 

www.fes.de

forum erwachsenenbildung, hrsg. von der Deutschen 

Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für Erwachse-

nenbildung (DEAE e. V.) und vom Comenius-Institut, 

Heft 2/2019 Schwerpunkt: Lernkulturen und Emotionen

Bezug: Waxmann Verlag, Steinfurter Str. 555, 48159 Münster; 

www.waxmann.com

Aus Politik und Zeitgeschichte. Beilage zum Parla-

ment (APuZ), Heft 18–19/2019 Schwerpunkt: Neues 

Wettrüsten?

  Heft 20/2019 Schwerpunkt: Abtreibung

Heft 21–23/2019 Schwerpunkt: Polizei

Heft 24–26/2019 Schwerpunkt: Datenökonomie

Heft 27–28/2019 Schwerpunkt: Bildung und 

Digitalisierung

Heft 29–30/2019 Schwerpunkt: Weltraum

Heft 31–32/2019 Schwerpunkt: Gaming

Bezug: Bundeszentrale für politische Bildung / bpb, Adenauerallee 86, 

53113 Bonn; www.bpb.de

Blätter für deutsche und internationale Politik,

Heft 5/2019 Schwerpunkte z. B.: Europawahl im Zwielicht; 

100 Jahre ILO; EU-Urheberrechtsreform; Rückkehr der 

deutschen Frage

Heft 6/2019 Schwerpunkte z. B.: Brasilien: Der neue 

Faschismus? Japan auf neuen Pfaden; Der alltägliche 

Kommunismus

Heft 7/2019 Schwerpunkte z. B.: AfD: Die neue Macht im 

Osten; Indien; Die Gewerkschaften und der Klimawandel; 

1989 und die politische Kultur der Runden Tische

Heft 8/2019 Schwerpunkte z. B.: Die Existenzkrise der 

SPD; Die Ostdeutschen und die Demokratie; Die Festung 

Europa

Bezug: Blätter Verlagsgesellschaft mbH, Torstr. 178, 10115 Berlin; 

www.blaetter.de

Die politische Meinung. Zeitschrift für Politik, Gesellschaft, 

Religion und Kultur, Heft 554/2019 Schwerpunkt: Europa? 

Und ob!

Bezug: Konrad-Adenauer-Stiftung, Rathausallee 12, 53757 Sankt 

Augustin; www.politische-meinung.de
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Neue Gesellschaft Frankfurter Hefte, Heft 5/2019 Schwer-

punkt: Europa stärken

Heft 6/2019 Schwerpunkte: Gespaltene Gesellschaft

Heft 7–8/2019 Schwerpunkte: Bildungswege

Bezug: Verlag J.H.W. Dietz, Dreizehmorgenweg 24, 53175 Berlin; 

http://dietz-verlag.de

POLIS, Zeitschrift der Deutschen Vereinigung für politi-

sche Bildung, Heft 2/2019 Schwerpunkt: Kooperation von 

schulischer und außerschulischer Bildung

Bezug: Wochenschau Verlag, Eschborner Landstr. 42–50, 

60489  Frankfurt am Main; www.wochenschau-verlag.de

POLITIKUM. Analysen. Kontroversen. Bildung, Heft 2/2019 

Schwerpunkt: Neue Geopolitik

Bezug: Wochenschau Verlag, Eschborner Landstr. 42–50, 60489 Frank-

furt am Main; www.wochenschau-verlag.de

weiter bilden. DIE Zeitschrift für Erwachsenenbildung,

Heft 2/2019 Schwerpunkt: Weiterbildungspolitik in guter 

Verfassung?

Bezug: W. Bertelsmann Verlag, Auf dem Esch 4, 33619 Bielefeld; 

www.wbv.de

Wochenschau. Politik und Wirtschaft unterrichten,

Heft 2/2019 Schwerpunkte: Geld (Sek. I); Geldpolitik (Sek. 

II)

Heft 3–4/2019 Schwerpunkte: Recht in Gesellschaft und 

Staat (Sek. I); EU I: Institutionen und Politik (Sek. II)

Bezug: Wochenschau Verlag, Eschborner Landstr. 42–50, 

60489  Frankfurt am Main; www.wochenschau-verlag.de

Zeitschrift für Menschenrechte, Heft 1/2019 Schwerpunkt: 

Menschenrechte in Zahlen

Bezug: Wochenschau Verlag, Eschborner Landstr. 42–50, 

60489  Frankfurt am Main; www.wochenschau-verlag.de

Forum Jugendhilfe, hrsg. von der Arbeitsgemeinschaft für 

Kinder- und Jugendhilfe – AGJ, Heft 1/2019 Schwerpunkt: 

Rechte von Kindern und Jugendlichen im digitalen Raum

Heft 2/2019 Schwerpunkt: Radikalisierung und Extremismus 

Bezug: AGJ, Mühlendamm 3, 10178 Berlin; www.agj.de

GWP. Gesellschaft – Wirtschaft – Politik. Sozialwissen-

schaften für politische Bildung, Heft 2/2019 Schwerpunkte 

z. B.: Deutsche Chinapolitik; Entwicklung sozialdemokra-

tischer Programmatik in Zeiten politischer und sozialer 

Polarisierung; Linksextremismus in Deutschland

Bezug: Verlag Barbara Budrich, Stauffenbergstr. 7, 51379 Leverkusen; 

www.budrich-verlag.de

Hessische Blätter für Volksbildung, hrsg. vom Hessi-

schen Volkshochschulverband e. V. Bielefeld, Heft 2/2019

Schwerpunkt: Programmplanung – Programmforschung

Bezug: www.wbv.de/journals/zeitschriften/hessische-blaetter-fuer-

volksbildung

Journal für politische Bildung, hrsg. vom Bundesausschuss 

für politische Bildung, Heft 2/2019 Schwerpunkt: Demo-

kratieförderung vs. politische Bildung?

Bezug: Wochenschau Verlag, Eschborner Landstr. 42–50, 

60489  Frankfurt am Main; www.wochenschau-verlag.de

Kinder- und Jugendschutz in Wissenschaft und Praxis 

(KJug), hrsg. von der Bundesarbeitsgemeinschaft Kinder- 

und Jugendschutz e. V. (BAJ), Heft 3/2019 Schwerpunkt: 

Risiko: Exzessive Mediennutzung

Bezug: BAG Jugendschutz, Mühlendamm 3,10178 Berlin; www.kjug-

zeitschrift.de

merz. medien + erziehung – zeitschrift für medienpäd-

agogik, Heft 3/2019 Schwerpunkt: Digitalität. Religion. 

Pluralismus

Bezug: kopaed verlagsgmbh, Pfälzer-Wald-Str. 64, 81539 München; 

www.kopaed.de
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Wissensnetz zu gleichgeschlechtlichen Lebensweisen 

und geschlechtlicher Vielfalt

Das BMFSFJ hat im Mai 2019 ein „Regenbogenportal“ on-

line gestellt. Es ist Informationsquelle, Datenbank und Wis-

sensnetzwerk in einem. Es liefert Aufklärung und passende 

Beratung und erleichtert interessierten Nutzer*innen den 

Zugang zu fachlich fundierten Informationen. Denn nur mit 

Wissen können Vorurteile abgebaut und der gesellschaft-

liche Zusammenhalt gestärkt werden. In Deutschland le-

ben schätzungsweise 6,5 Millionen lesbische, schwule, 

bisexuelle, trans- und intergeschlechtliche (LSBTI*) Men-

schen. Das BMFSFJ verfolgt mit diesem Portal das Ziel, 

Unwissen, Vorbehalte und Diskriminierung abzubauen, 

Akzeptanz, Gleichstellung und ein respektvolles Miteinan-

der zu fördern. In einfachen Texten und fundierten Hinter-

grundartikeln liefert das Portal Informationen zu Themen 

wie Gesundheit, Familie und Recht, greift aktuelle, gesell-

schaftspolitische Debatten auf und ist mit seiner Übersicht 

zu bundesweit knapp 300 Anlaufstellen eine praktische 

Orientierungshilfe. Um einen möglichst großen Kreis von 

Menschen zu erreichen, sind die wesentlichen Inhalte der 

Seite in Englisch, Französisch, Spanisch, Türkisch und Ara-

bisch sowie in leichter Sprache verfügbar.

www.regenbogenportal.deQuelle: Pressemitteilung 032 des BMFSFJ 

vom 09.05.2019

Sensibilisierung, Information und Hilfestellung im Kampf 

gegen Antisemitismus

Ein neues Webangebot bietet eine Zusammenstellung 

von Informationen, Handlungsempfehlungen und Argu-

mentationshilfen gegen antisemitische Äußerungen und 

Übergriffe. Anhand Dutzender Zitate und Szenen aus 

dem deutschen Alltag wird erklärt, was an diesen Äu-

ßerungen problematisch ist, wie man in dem Moment 

reagieren kann und wo es Hilfe gibt. Ziel ist es, die Zi-

vilgesellschaft für alltäglichen Antisemitismus zu sensibi-

lisieren, zu informieren und Hilfestellung zu bieten. Die 

Fallbeispiele sind anonymisiert und kommen aus dem rea-

len Alltag in Deutschland. Die Äußerungen stammen von 

Lehrkräften, Polizist*innen, Angestellten, Schüler*innen, 

Stiftungsmitarbeiter*innen, von Menschen aus gutbürgerli-

chen Kreisen, von Rentner*innen oder Vereinsmitgliedern. 

Eine umfangreiche Datenbank bietet hilfreiche Kontak-

te bei antisemitischen Vorfällen, Anlaufstellen für Work-

shops, Fortbildungen, Seminare für Fachkräfte, Jugendli-

che, Eltern und interessierte Bürger*innen. Ergänzt wird 

dieses Angebot mit einer Liste von Webseiten und Publi-

kationen zu diesem Thema. stopantisemitismus.de ist ein 

Zusammenschluss von bundesweiten Initiativen und Ein-

zelpersonen, die ihre interreligiösen und transkulturellen 

Kompetenzen und langjährige Erfahrungen im Erkennen, 

Erforschen und Bekämpfen von Antisemitismus einbringen. 

Über einen Zeitraum von einem Jahr hat die Gruppe die 

Inhalte für diese Webseite erarbeitet. Ins Leben gerufen 

wurde das Projekt im Mai 2018 von der ZEIT-Stiftung Ebe-

lin und Gerd Bucerius. Mitgearbeitet hat u. a. die Bildungs-

stätte Anne Frank.

www.stopantisemitismus.de
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 KonterBUNT: App gegen Stammtischparolen

Was tun, wenn an der Supermarktkasse rassistische Be-

merkungen fallen oder ein Verwandter auf dem Familien-

fest beginnt, sexistische Witze zu erzählen? Die App Kon-

terBUNT will ermutigen, sich auf Diskussionen einzulassen 

und für eine demokratische Gesellschaft zu streiten. Kon-

terBUNT ermöglicht einen ortsunabhängigen und spiele-

rischen Zugang zum Thema Stammtischparolen, der kein 

Vorwissen voraussetzt. Als spielerisches Argumentations-

training ist die App für Interessierte ab ca. 16 Jahren geeig-

net. Für Lerngruppen bietet sie einen Anknüpfungspunkt, 

sich anhand von exemplarischen Stammtischparolen mit 

dem Phänomen der Gruppenbezogenen Menschenfeind-

lichkeit und ihren Ausdrucksformen zu beschäftigen. Die 

Auswahl der Stammtischparolen beruht auf dem Konzept 

der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit (GMF), 

welches diverse Diskriminierungsmuster wie Rassismus 

und Antisemitismus, aber auch Sexismus oder Homopho-

bie umfasst. Mit diesem Mini-Spiel können verschiedene 

Strategien und Argumente gegen Vorurteile und Parolen 

ausprobiert werden. Dafür werden die Nutzer*innen auf 

dem Weg durch eine farbenfrohe Ortschaft in mehreren 

Levels mit Stammtischparolen konfrontiert. Innerhalb von 

60 Sekunden müssen sie in Alltagssituationen ihre Antwort 

auswählen, während ein Stimmungsanzeiger die Reakti-

on des Gegenübers verdeutlicht. Nach jedem Level wird 

die Gesprächsführung ausgewertet. Hintergrundtexte z. B. 

im Parolen-Verzeichnis und auf der Projektwebseite bie-

ten neben den praktischen Übungen die Möglichkeit, sich 

vertieft mit einzelnen Erscheinungsformen der Gruppen-

bezogenen Menschenfeindlichkeit und Strategien zur Ge-

genrede auseinanderzusetzen. Die App wurde von den 

Landeszentralen für politische Bildung Niedersachsen und 

Sachsen-Anhalt gemeinsam mit verschiedenen Verbänden 

und Bildungseinrichtungen entwickelt und steht kostenlos 

für Android oder iOS zur Verfügung. Außerdem kann sie 

auch im Webbrowser gespielt werden.

Quelle: Newsletter zu Neuerscheinungen der bpb vom 17.07.2019

Zur Projektwebseite mit Download-Möglichkeit der App:  

https://konterbunt.com

 Neues EPUP „Bewegtbildung denken“ erschienen

Das Netzwerk bewegtbildung.net hat ein EPUB veröffent-

licht, das kostenfrei auf den Seiten der Beteiligten unter 

dem Titel „Bewegtbildung denken – Beiträge zu Webvideo 

und politischer Bildung im Social Web“ abrufbar ist. Acht 

Beiträge diskutieren medienpädagogische und politisch-

bildnerische Ansätze mit Webvideo und ordnen aktuelle 

Debatten im dynamischen Arbeitsfeld ein. Ziel der Publi-

kation ist es, die zwei Bereiche besser zusammenzubringen 

und deren Verhältnis näher zu bestimmen. Eine Notwen-

digkeit hierzu begründet sich aus dem veränderten Medi-

ennutzungsverhalten junger Menschen, die audiovisuelle 

Medien im Netz immer mehr als bevorzugten Zugang zu 

Information, Wissenserwerb und zur Meinungsbildung nut-

zen. Zunehmende Polarisierungen demokratischer Diskur-

se und Phänomene wie Hate Speech und Fake News sind 

Herausforderungen, die mit Blick auf die Bildungsarbeit mit 

Webvideo reflektiert werden. Eine besondere Bedeutung 

kommt dabei dem Bereich der Kommentarkommunikati-

on im Social Web zu. Die Beiträge sind unter Beteiligung 

interdisziplinärer Perspektiven innerhalb und außerhalb 

des Netzwerkes bewegtbildung.net entstanden und ver-

binden Ansätze aus Forschung und Praxis. Das Netzwerk 

bewegtbildung.net ist eine Kooperation der Bundeszen-

trale für politische Bildung / bpb und von mediale pfade.

org – Verein für Medienbildung e. V. unter Beteiligung zahl-

reicher Institutionen und Fachkräfte und seit 2015 aktiv. 

Ziel ist es, Akteur*innen aus den Bereichen Wissenschaft, 

Bildung und politischer Bildung, Medienpädagogik, Social 

Web und Webvideo zusammenzubringen und das Medium 

Webvideo politisch-bildnerisch und medienpädagogisch zu 

begleiten.

www.bewegtbildung.net; www.bpb.de/291111; www.medialepfade.de
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Die Fachzeitschrift Außerschulische Bildung …

• trägt zur fachlichen und wissenschaftlichen  

Reflexion der Praxis politischer Jugend- und 

 Erwachsenenbildung bei.

• stärkt die Professionalität pädagogischen 

 Handelns.

• nimmt aktuelle und relevante Themen aus Politik  

und Gesellschaft in den Blick und bereitet sie 

 für die politische Bildung auf.

• macht Beispiele der Bildungsarbeit öffentlich 

und ist ein Schaufenster des Arbeitsfelds.

• setzt theoretische und fachliche Diskussionen 

in Beziehung und macht die Diskurse in der 

 Pro fession und den wissenschaftlichen Bezugs-

disziplinen jeweils miteinander bekannt.

• stellt Methoden der politischen Bildung vor.

• präsentiert neue fachbezogene Publikationen 

und Medienprodukte und schätzt diese in ihrer 

Re levanz für die Bildungsarbeit ein.

• berichtet über bildungs- und jugendpolitische 

 Entwicklungen in Bund und Ländern.

• verbreitet Nachrichten aus dem AdB und anderen 

Fachverbänden.
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